
1610 

 

 

Zu Artikel 30 

Im übrigen besteht Übereinstimmung zwischen den Vertragschließenden, daß – auch soweit das 
Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen Reich vom 20. Juli 1933 den Freistaat 
Thüringen bindet – die Bestimmungen dieses Konkordates über die Anforderungen an geistliche 
Ordensobere (Artikel 15 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3) und über die  
Bekenntnisschule (Artikel 23 und 24) sowie die Bestimmungen des Artikels 32 dieses  
Konkordates im Verhältnis zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Freistaat Thüringen nicht 
angewendet werden. 

Zu Artikel 31 

Sollte der Freistaat Thüringen in Verträgen mit anderen vergleichbaren Religionsgemeinschaften über 
diesen Vertrag hinausgehende Rechte und Leistungen gewähren, werden die Vertragschließenden 
gemeinsam prüfen, ob wegen des Grundsatzes der Parität Änderungen dieses Vertrages notwendig 
sind. 

Diese Übereinkunft ist in doppelter Urschrift unterzeichnet worden. 

Erfurt, den 11. Juni 1997  

Für den Heiligen Stuhl: Der Apostolische Nuntius in Deutschland, gez. Erzbischof  
Dr. Giovanni Lajolo 
Für den Freistaat Thüringen: gez. der Thüringer Ministerpräsident, Bernhard Vogel 

2. Staatskirchenverträge und Vereinbarungen auf Spezialgebieten213 

2.1 Bund 

2.1.1 Vereinbarung über die evangelische Seelsorge im Bundesgrenzschutz 
Vom 20. - 23.07. / 12.08.1965 (GMBl. Ausgabe A 16 S. 374), in der Fassung der Änderung 

durch den Schriftwechsel vom 01.07.1968 / 08.05.1969 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Bundesminister des Innern,  

und die Braunschweigische Evangelisch-lutherische Landeskirche,  

die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern,  

die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Hannovers,  

die Evangelische Landeskirche von Kurhessen-Waldeck,  

die Evangelisch-Lutherische Kirche in Lübeck und  

die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig-Holsteins  

                                                           
213 Anm.: Die Krankenhausseelsorge ist zur Zeit nur in der Form von innerkirchlichen (evangelischen und 
katholischen) Grundordnungen und Leitlinien geregelt. Vgl. z.B. Leitlinien für die Krankenhausseelsorge in der 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau vom 21. April 1975 (ABl. der Ev. Kirche in Hessen und Nassau S. 
131), § 7 der Musterordnung für die innere Struktur und Organisation der Katholischen Krankenhäuser in 
Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland (Kirchl. ABl. der Diözese Fulda 1986, S. 89). 
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schließen folgende Vereinbarung:  

§ 1   Gewährleistung einer evangelischen Seelsorge im Bundesgrenzschutz  

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gewährleistet den evangelischen Landeskirchen 
die Ausübung ihrer Seelsorge im Bundesgrenzschutz.  

(2) Die Seelsorge umfaßt den Dienst an Wort und Sakrament einschließlich des Vollzugs kirchlicher 
Amtshandlungen und die Einzelseelsorge an den evangelischen Polizeivollzugsbeamten im 
Bundesgrenzschutz.214 Die freie Entscheidung des einzelnen Polizeivollzugsbeamten bleibt gewahrt.  

§ 2   Verantwortlichkeit und Aufsicht der Kirche  

(1) Die Seelsorge im Bundesgrenzschutz wird als Teil der kirchlichen Arbeit durch die evangelischen 
Landeskirchen215 von Grenzschutzseelsorgern ausgeübt. Die hauptamtlichen Grenzschutzseelsorger 
werden für ihren Dienst von den Landeskirchen beurlaubt.  

(2) Die in der Seelsorge des Bundesgrenzschutzes tätigen Grenzschutzseelsorger verwalten ein 
kirchliches Amt.  

(3) In der Verwaltung ihres kirchlichen Amtes und in der Ausübung der seelsorglichen Betreuung der 
Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz unterstehen die Grenzschutzseelsorger der Lehrzucht 
und Disziplinargewalt ihrer Landeskirchen und sind an die landeskirchlichen Ordnungen gebunden; 
sie sind insbesondere gehalten, die Parochialrechte der Ortskirchengemeinden zu beachten.216  

§ 3   Beauftragter für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz217  

(1) Der Beauftragte für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz ist zuständig für alle kirchlichen 
Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Seelsorge im Bundesgrenzschutz. Hierzu gehören 
insbesondere  

1. Einführung der Grenzschutzseelsorger im Hauptamt in ihr kirchliches Amt, wenn sich die 
zuständige Landeskirche die Einführung nicht vorbehält,  

2. Erlaß von Richtlinien im Einvernehmen mit den Landeskirchen und im Benehmen mit dem 
Bundesminister des Innern über die Ausübung der Grenzschutzseelsorge und über ihre Koordinierung 
mit der allgemeinen Seelsorge durch die Grenzschutzseelsorger; Überwachung der Durchführung 
dieser Richtlinien,  
                                                           
214 Der Bundesminister des Inneren hat mit Schreiben vom 16. März 1965 – Gesch.Z. VI B 8 – 651 004/1 – 651 
005/1 – in Ergänzung der Verwaltungsvereinbarung über die evangelische Seelsorge im Bundesgrenzschutz 
unter anderem folgende Absprache bestätigt:  
„Die in der Vereinbarung nicht aufgeführten Verwaltungsbeamten und Lehrkräfte des Bundesgrenzschutzes 
können auf ihren Wunsch an berufsethischen Veranstaltungen und an der seelsorglichen Betreuung teilnehmen.“ 
215 In einem Zusatzprotokoll sind die beteiligten evangelischen Landeskirchen untereinander übereingekommen, 
die Vereinbarung wie folgt anzuwenden:  
Zu § 2 Absatz 1: Bei der Einsetzung eines Bundesgrenzschutzgeistlichen ist auf die Bekenntnisgrundlage der 
örtlich zuständigen Landeskirche Rücksicht zu nehmen. 
216 Zusatzprotokoll der evangelischen Landeskirchen untereinander – vgl. die Fußnote zu § 2 Absatz 1: 
Zu § 2 Absatz 3: Der Bundesgrenzschutzgeistliche ist bei der Wahrnehmung seines Dienstes an die Ordnungen 
der örtlich zuständigen Landeskirche gebunden. 
217 Zusatzprotokoll der evangelischen Landeskirchen untereinander – vgl. die Fußnote zu § 2 Absatz 1: 
Zu §§ 3 und 5: Der Beauftragte für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz hat bei Ausübung seiner Tätigkeit die 
Ordnungen der örtlich zuständigen Landeskirchen zu beachten. Das gleiche gilt für den Grenzschutzdekan. 
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3. Mitwirkung bei der Aufstellung von Gesamtjahresausbildungs- und Lehrgangsplänen durch 
das Bundesministerium des Innern, soweit Fragen der berufsethischen Erziehung berührt werden, 
sowie bei den Plänen für die Gestaltung der berufsethischen Lehrgänge für evangelische 
Polizeivollzugsbeamte durch das Bundesministerium des Innern,  

4. Anregung für die Auswahl und Gestaltung von Themen für Vorträge der 
Grenzschutzseelsorger auf dem Gebiet der berufsethischen Erziehung,  

5. Abhaltung von kirchlichen Dienstbesprechungen der Grenzschutzseelsorger,  

6. das religiöse Schrifttum für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz.  

(2) Die kirchliche Dienstaufsicht über die Seelsorger im Bundesgrenzschutz wird im Auftrag 
und unter der Verantwortung der zuständigen Landeskirche (§ 2 Abs. 3) von dem 
Beauftragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz wahrgenommen. Er ist verpflichtet, den 
Landeskirchen regelmäßig Bericht über die kirchliche Arbeit im Bundesgrenzschutz zu 
erstatten.  

(3) Der Beauftragte für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz wird im Benehmen mit dem 
Bundesminister des Innern von den evangelischen Landeskirchen ernannt. Die evangelischen 
Landeskirchen können den Beauftragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz aus 
wichtigen kirchlichen Gründen abberufen.  

(4) Der Beauftragte für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz kann  

1. seine Befugnisse dem dienstaufsichtführenden Seelsorger im Bundesgrenzschutz 
(Grenzschutzdekan) übertragen,  

2. in den einzelnen Grenzschutzstandorten im Einvernehmen mit der zuständigen Landeskirche 
und mit Zustimmung des Bundesministers des Innern im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel zusätzlich Seelsorger mit der Seelsorge im Bundesgrenzschutz nebenamtlich betrauen.  

§ 4   Grenzschutzseelsorger  

(1) Zu den hauptamtlichen Grenzschutzseelsorgern gehören  

1. der Grenzschutzdekan,  

2. die Grenzschutzoberpfarrer,  

3. die Grenzschutzpfarrer.  

(2) Für den Bereich jedes Grenzschutzkommandos und jeder Grenzschutzgruppe sowie für 
das Kommando der Grenzschutzschulen wird die Seelsorge durch hauptamtliche Seelsorger 
durchgeführt. Die Zahl der hauptamtlichen Seelsorger beträgt zur Zeit neun.  

(3) In besonderen Fällen werden in den einzelnen Grenzschutzstandorten von der zuständigen 
Landeskirche zusätzlich Seelsorger mit der Seelsorge nebenamtlich betraut. Die Aufgaben, 
Rechte und Pflichten dieser Seelsorger werden im Einvernehmen mit der zuständigen 
Landeskirche durch Vereinbarung zwischen dem Bundesminister des Innern und dem 
Beauftragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz geregelt.  
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§ 5   Grenzschutzdekan218  

(1) Auf Vorschlag des Beauftragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz bestellt der 
Bundesminister des Innern einen dienstaufsichtführenden Seelsorger im Bundesgrenzschutz 
(Grenzschutzdekan).  

(2) Der Grenzschutzdekan hat das Recht des unmittelbaren Vortrags beim Bundesminister des 
Innern.  

(3) Am dienstlichen Wohnsitz des Grenzschutzdekans wird zur Wahrnehmung der zentralen 
Aufgaben der evangelischen Seelsorge im Bundesgrenzschutz eine Dienststelle eingerichtet; 
der dienstliche Wohnsitz wird im Einvernehmen mit dem Beauftragten für die Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz vom Bundesminister des Innern festgelegt. Leiter dieser Dienststelle ist 
der Grenzschutzdekan, der in kirchlichen Angelegenheiten den Weisungen des Beauftragten 
für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz, in grenzschutzdienstlichen Angelegenheiten denen 
des Bundesministers des Innern unterstellt ist. Die wirtschaftlichen Angelegenheiten werden 
durch die zuständige Grenzschutzverwaltung geregelt.  

(4) Der Grenzschutzdekan hat die Aufgabe,  

1. auf Einheitlichkeit in der Tätigkeit der Grenzschutzseelsorger hinzuwirken,  

2. die Dienststellen des Bundesgrenzschutzes in grundsätzlichen Fragen der Unterstützung der 
Seelsorge im Bundesgrenzschutz und der berufsethischen Erziehung zu beraten,  

3. im Rahmen der Vertretungsermächtigung durch den Beauftragten für die Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz (§ 3 Abs. 4) Weisungen für die Durchführung des kirchlichen Dienstes im 
Bundesgrenzschutz zu erteilen,  

4. die Grenzschutzseelsorger in der Ausübung ihres Dienstes zu beraten, ihnen die hierfür 
nötigen Unterlagen an die Hand zu geben und sie entsprechend zu unterweisen,  

5. den Beauftragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz zu beraten, in welchen besonderen 
Fällen in den einzelnen Grenzschutzstandorten zusätzlich Seelsorger mit der Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz nebenamtlich zu betrauen sind (§ 4 Abs. 3),  

6. die Seelsorge im Bundesgrenzschutz bei Grenzschutzdienststellen zu regeln, die außerhalb von 
Grenzschutzgruppenbereichen liegen.  

(5) Der Grenzschutzdekan ist für sämtliche Dienststellen der Grenzschutztruppe und des 
Grenzschutzeinzeldienstes zuständig. Für den Bereich des Grenzschutzeinzeldienstes kann er 
sich durch einen von ihm zu bestimmenden Grenzschutzseelsorger vertreten lassen.  

 

                                                           

218 Vgl. die Fußnote zu § 3. 
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§ 6   Grenzschutzoberpfarrer und Grenzschutzpfarrer  

(1) Die Grenzschutzoberpfarrer, die zugleich die Aufgaben eines Grenzschutzpfarrers bei 
einer Grenzschutzgruppe wahrzunehmen haben, üben die Dienstaufsicht über die 
Grenzschutzpfarrer und über die nebenamtlich tätigen Seelsorger im Bereich ihrer 
Grenzschutzkommandos in kirchlichen Angelegenheiten und die Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz in den Fällen aus, die ihnen vom Grenzschutzdekan zugewiesen worden 
sind.  

(2) Es sind zuständig  

1. die Grenzschutzseelsorger – Grenzschutzoberpfarrer – bei den Grenzschutzkommandos und 
dem Kommando der Grenzschutzschulen für sämtliche Dienststellen der Grenzschutztruppe im 
Bereich ihres Kommandos; der Grenzschutzseelsorger beim Grenzschutzkommando Mitte auch für die 
Dienststellen der Grenzschutztruppe im Raum Bonn,  

2. die Grenzschutzseelsorger – Grenzschutzpfarrer – bei den Grenzschutzgruppen bzw. beim 
Kommando der Grenzschutzschulen für die Dienststellen der Grenzschutztruppe im Bereich ihrer 
Grenzschutzgruppe bzw. ihres Kommandos.  

(3) Der dienstliche Wohnsitz der Grenzschutzseelsorger ist der Standort des für sie 
zuständigen Grenzschutzkommandos oder Grenzschutzgruppenstabes, soweit nicht in 
gegenseitigem Einvernehmen etwas anderes festgelegt wird.  

§ 7   Mitwirkung bei der berufsethischen Erziehung  

(1) Die berufsethische Erziehung der Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz, die ein 
Teil der Gesamterziehung ist, beruht auf den Grundsätzen christlicher Lebensführung.  

(2) Bei der Aufstellung der Gesamtjahresausbildungs- und Lehrgangspläne durch das 
Bundesministerium des Innern und die Kommandeure der Grenzschutzkommandos ist der 
berufsethische Unterricht als Dienstunterricht zu berücksichtigen. Die Grenzschutzseelsorger 
wirken bei der berufsethischen Erziehung mit und führen wie bisher den berufsethischen 
Unterricht durch. Im übrigen gilt § 3 Abs. 1 Nr. 3 für die Grenzschutzseelsorger entsprechend. 

(3) Die Teilnahme am berufsethischen Unterricht ist für die Polizeivollzugsbeamten im 
Bundesgrenzschutz Dienst. Artikel 4 Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland ist zu beachten. Konfessionelle Fragen werden bei der Erörterung religiöser 
Lebensfragen (§ 8 Abs. 1) behandelt.  

§ 8   Erörterung religiöser Lebensfragen und Gottesdienst  

(1) Für die Polizeivollzugsbeamten in der Grenzschutztruppe ist in der Regel vierzehntägig, 
mindestens jedoch monatlich, eine Stunde innerhalb der Dienstzeit für die Erörterung 
religiöser Lebensfragen mit dem Grenzschutzseelsorger zur Verfügung zu stellen. 

(2) Außerdem ist den Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz während der Dienstzeit 
Gelegenheit zu persönlichen Aussprachen mit dem Grenzschutzseelsorger sowie mindestens 
einmal im Monat zur Teilnahme am Gottesdienst zu geben.  



1615 

 

 

§ 9   Dienstliche Unterstützung der Grenzschutzseelsorger  

(1) Den Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz wird im Rahmen der seelsorglichen 
Betreuung Gelegenheit zu freiwilliger religiöser Betätigung und zur Inanspruchnahme der 
Dienste ihrer Kirchen gegeben. Die Teilnahme am kirchlichen Leben wird, soweit nicht 
dienstliche Notwendigkeiten entgegenstehen, gewährleistet.  

(2) Für die Teilnahme an Rüsttagen, Rüstzeiten, Werkwochen und sonstigen kirchlichen 
Tagungen kann die zuständige Dienststelle jedem Polizeivollzugsbeamten im 
Bundesgrenzschutz Urlaub bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Jahre ohne Anrechnung 
auf den Erholungsurlaub und unter Fortzahlung der Bezüge erteilen.  

(3) Jeder Vorgesetzte im Bundesgrenzschutz soll für die religiösen Anliegen seiner 
Untergebenen aufgeschlossen sein, sich für ihre religiöse Betreuung mitverantwortlich fühlen 
und die Grenzschutzseelsorger in ihrer Tätigkeit weitgehend unterstützen.  

(4) Bei Grundsatzfragen, welche die Erziehung, die Betreuung und die geistige Haltung der 
Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz betreffen, ist den Grenzschutzseelsorgern 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  

§ 10   Dienstvertrag  

Die Rechtsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem einzelnen 
Grenzschutzseelsorger im Hauptamt werden durch einen Dienstvertrag im Sinne der 
nachstehenden Vereinbarungen geregelt.  

§ 11   Anwendung des Bundesangestelltentarifvertrages (BAT)  

(1) Soweit diese Vereinbarung keine besonderen Regelungen enthält, sind auf die 
Rechtsverhältnisse der Grenzschutzseelsorger die Vorschriften des 
Bundesangestelltentarifvertrages anzuwenden.  

(2) Sobald die rechtlichen Voraussetzungen gegeben sind, sollen, wenn die Kirchen es 
wünschen, die Grenzschutzseelsorger, welche die Voraussetzungen hierfür erfüllen, in ein 
Beamtenverhältnis übergeführt werden.  

§ 12   Einstellungsvoraussetzungen  

(1) Voraussetzungen für die Einstellung eines Grenzschutzseelsorgers sind  

1. ein mindestens dreijähriges theologisches Studium an einer deutschen staatlichen Hochschule,  

2. Berechtigung zur Ausübung eines Pfarramtes in einer evangelischen Landeskirche,  

3. mindestens dreijährige Tätigkeit in der Seelsorge.  

(2) Von den Erfordernissen des Absatzes 1 Nr. l und Nr. 3 kann in Ausnahmefällen abgesehen 
werden.  
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§ 13   Einstellung, Versetzung, Kündigung usw.  

(1) Die Grenzschutzseelsorger werden auf Vorschlag des Beauftragten für die Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz durch den Bundesminister des Innern mit Zustimmung der zuständigen 
Landeskirche219 eingestellt, höhergruppiert, versetzt und abgeordnet. Das gilt auch für die 
Kündigung.  

(2) Wichtige Entscheidungen des Bundesministers des Innern in personellen Angelegenheiten 
der Grenzschutzseelsorger ergehen im Einvernehmen mit dem Beauftragten für die Seelsorge 
im Bundesgrenzschutz.  

(3) Die ersten drei Monate nach der Einstellung gelten als Probezeit.  

(4) Die Grenzschutzseelsorger werden für sechs bis acht Jahre in das Dienstverhältnis beim 
Bundesgrenzschutz eingestellt. Die Dienstzeit kann verlängert werden; in diesem Fall gilt das 
Dienstverhältnis als nicht unterbrochen.  

§ 14   Vergütung  

(1) Die Grenzschutzseelsorger erhalten eine Vergütung in Höhe der Dienstbezüge der 
Bundesbeamten;  

1. der Grenzschutzdekan nach Besoldungsgruppe A 16 Bundesbesoldungsgesetz,  

2. der Grenzschutzoberpfarrer nach Besoldungsgruppe A 14 Bundesbesoldungsgesetz,  

3. der Grenzschutzpfarrer nach Besoldungsgruppe A 13 Bundesbesoldungsgesetz, zuzüglich 
einer Zulage in Höhe der den Militärpfarrern gewährten Zulage.  

(2) Für die Festsetzung der Vergütung der Grenzschutzseelsorger ist das 
Bundesbesoldungsgesetz sinngemäß anzuwenden. Dabei gilt der Tag der Einstellung des 
Grenzschutzseelsorgers als der Tag, mit dem nach § 3 Bundesbesoldungsgesetz die 
Ernennung wirksam wird. Dementsprechend ist nach § 6 Abs. 2 Bundesbesoldungsgesetz von 
diesem Tag bei der Festsetzung des Besoldungsdienstalters auszugehen. Bei der Festsetzung 
des Besoldungsdienstalters ist die bisherige Tätigkeit des Grenzschutzseelsorgers im Dienste 
der Kirche (und ihrer Verbände) nach § 7 Abs. 3 Nr. 3 Bundesbesoldungsgesetz der Tätigkeit 
im Dienste eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Reichsgebiet gleichzusetzen.  

 

§ 15   Kündigung in besonderen Fällen  

Als wichtiger Grund für die Kündigung des Dienstverhältnisses ohne Einhaltung einer Frist 
gilt auch  

                                                           
219 Zusatzprotokoll der evangelischen Landeskirchen untereinander – vgl. die Anmerkung zu § 2 Absatz 1: 
Zu § 13 Absatz 1: Die Einstellung eines Bundesgrenzschutzgeistlichen kann nur im Einvernehmen mit den 
Landeskirchen erfolgen, in deren Bereich er seinen Dienst auszuüben hat. 
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1. die Abberufung des Grenzschutzseelsorgers durch den Beauftragten für die Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz oder die zuständige Landeskirche, wenn die Abberufung im wichtigen Interesse 
der Kirche liegt,  

2. der Verlust der durch die Ordination erworbenen Rechte sowie die disziplinarrechtliche 
Entfernung aus dem kirchlichen Amt.  

§ 16   Versorgung  

(1) Der Bund zahlt als Zuschuß zu der den Kirchen erwachsenden Versorgungslast an die 
zuständige Landeskirche für die Dauer der Tätigkeit des Grenzschutzseelsorgers einen Betrag 
von monatlich fünfundzwanzig vom Hundert der jeweiligen Gesamtbruttobezüge der 
Grenzschutzseelsorger.  

(2) In diesem Betrag ist auch der Zuschuß für alle Leistungen enthalten, welche die Kirchen 
auf Grund von Arbeitsunfällen der Grenzschutzseelsorger während ihrer Tätigkeit im 
Bundesgrenzschutz übernehmen oder erstatten.  

(3) Der Zuschuß wird unter der Voraussetzung gezahlt, daß die Kirchen  

1. die Anwartschaften, auf Grund deren Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen 
Unfallversicherung besteht (§ 541 Reichsversicherungsordnung), aufrechterhalten und eine hierdurch 
erwachsende zusätzliche Versorgungslast übernehmen oder, soweit solche Regelungen nicht bestehen,  

2. alle auf Arbeitsunfällen der Grenzschutzseelsorger beruhenden Verpflichtungen des Bundes 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung abgelten,  

3. darüber hinaus etwa nach allgemeinen gesetzlichen Vorschriften bestehende Verpflichtungen 
des Bundes abgelten.  

(4) Die Zahlungen sind vierteljährlich nachträglich zu leisten.  

(5) Der Zuschuß wird nicht gezahlt für Grenzschutzseelsorger, die Anspruch auf Versorgung 
nach dem Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen haben. Soweit in Einzelfällen das Ruhegehalt nach dem 
genannten Gesetz einen Ruhegehaltssatz von fünfundsiebzig vom Hundert nicht erreicht, 
bleibt die Gewährung eines besonderen Zuschusses durch den Bund einer Vereinbarung mit 
der zuständigen Landeskirche vorbehalten.  

§ 17   Hilfskräfte  

Den Grenzschutzseelsorgern werden vom Bund die zur Unterstützung bei gottesdienstlichen 
Handlungen und bei Verwaltungsaufgaben im Zusammenhang mit der Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz erforderlichen geeigneten evangelischen Hilfskräfte zur Verfügung 
gestellt.  

§ 18   Kosten und Hilfsmittel  

(1) Der Bund sorgt für den organisatorischen Aufbau der Seelsorge im Bundesgrenzschutz 
und trägt ihre Kosten.  
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(2) Der Bund stellt den Grenzschutzseelsorgern zur Wahrnehmung der Aufgaben der 
Seelsorge im Bundesgrenzschutz die erforderlichen Hilfsmittel unentgeltlich bereit, 
insbesondere  

1. die notwendigen Räume,  

2. Dienstkraftwagen unter Einhaltung der für ihre dienstliche Verwendung bestehenden 
Bestimmungen.  

§ 19   Gegenseitige Verständigung  

Der Bundesminister des Innern und die evangelischen Landeskirchen in der Bundesrepublik 
Deutschland werden zwischen ihnen entstehende Meinungsverschiedenheiten über die 
Auslegung von Bestimmungen dieser Vereinbarung in dem Bestreben gegenseitiger 
Verständigung beseitigen. In gleicher Weise werden sie sich über etwa notwendig werdende 
Sonderregelungen und über den Erlaß von Dienstanweisungen verständigen.  

§ 20   Beitritt von Landeskirchen  

Andere evangelische Landeskirchen in der Bundesrepublik Deutschland können der 
vorstehenden Vereinbarung beitreten.  

§ 21   Inkrafttreten  

Die Vereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft.  

Der Bundesminister des Innern, Hermann Höcherl 
Die Braunschweigische evangelisch-lutherische Landeskirche – die Kirchenregierung – gez. 
D. Martin Erdmann 
Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern – der Landesbischof – I.V. gez. Riedel 
Die Evangelisch-lutherische Landeskirche Hannovers – das Landeskirchenamt – gez. Dr. 
Wagenmann 
Die Evangelische Landeskirche von Kurhessen-Waldeck, gez. D. Vellmer 
Die Evangelisch-lutherische Kirche in Lübeck – die Kirchenleitung – gez. Jansen und Göbel 
Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig-Holstein, gez. Bischof und 
Vorsitzender der Kirchenleitung D. Wester und der Präsident des Landeskirchenamtes Dr. 
Grauheding 

2.1.2 Vereinbarung über die katholische Seelsorge im Bundesgrenzschutz 
Vom 29.07. / 12.08.1965 (GMBl. Ausgabe A 16 S. 377) 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Bundesminister des Innern,  

und die katholischen Bischöfe in der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch Seine Eminenz Dr. 
Joseph Kardinal Frings,  

schließen nach Zustimmung des Heiligen Stuhls folgende Vereinbarung:  
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§ 1  Gewährleistung einer katholischen Seelsorge im Bundesgrenzschutz  

(1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gewährleistet der katholischen Kirche die 
Ausübung der Seelsorge im Bundesgrenzschutz. 

(2) Aufgabe der Seelsorge im Bundesgrenzschutz ist – bei Wahrung der freiwilligen Entscheidung des 
Einzelnen – die Verkündung und Lehre des Wortes Gottes, die Sakramentenspendung, einschließlich 
der kirchlichen Amtshandlungen, und die seelsorgliche Betreuung der Polizeivollzugsbeamten im 
Bundesgrenzschutz.  

§ 2   Verantwortlichkeit und Aufsicht der Kirche  

(1) Die Seelsorge im Bundesgrenzschutz wird als Teil der kirchlichen Arbeit im Auftrag der Kirche 
und unter kirchlicher Aufsicht von Grenzschutzseelsorgern ausgeübt.  

(2) Die in der Seelsorge des Bundesgrenzschutzes tätigen Grenzschutzseelsorger verwalten ein 
kirchliches Amt.  

(3) In Ausübung von Lehre und Seelsorge sind die Grenzschutzseelsorger an staatliche Weisungen 
nicht gebunden, sondern ausschließlich ihren kirchlichen Vorgesetzten verantwortlich.  

§ 3   Beauftragter für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz  

(1) Der Beauftragte für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz ist zuständig für alle kirchlichen 
Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Seelsorge im Bundesgrenzschutz. Hierzu gehören 
insbesondere  

1. Einführung der Grenzschutzseelsorger in ihr kirchliches Amt,  

2. Erlaß von Richtlinien im Benehmen mit dem Bundesminister des Innern über die Ausübung 
der Grenzschutzseelsorge und über ihre Koordinierung mit der allgemeinen Seelsorge durch die 
Grenzschutzseelsorger; Überwachung der Durchführung dieser Richtlinien,  

3. Mitwirkung bei der Aufstellung von Gesamtjahresausbildungs- und Lehrgangsplänen durch 
das Bundesministerium des Innern, soweit Fragen der berufsethischen Erziehung berührt werden, 
sowie bei den Plänen für die Gestaltung der berufsethischen Lehrgänge für katholische 
Polizeivollzugsbeamte durch das Bundesministerium des Innern,  

4. Anregungen für die Auswahl und Gestaltung von Themen für Vorträge der 
Grenzschutzseelsorger auf dem Gebiet der berufsethischen Erziehung,  

5. Abhaltung von kirchlichen Dienstbesprechungen der Grenzschutzseelsorger,  

6. das religiöse Schrifttum für die Grenzschutzseelsorge.  

(2) Die kirchliche Dienstaufsicht wird unbeschadet des Verbleibens der Jurisdiktionsgewalt bei den 
Ortsbischöfen dem Beauftragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz übertragen. Er soll in den 
wichtigsten Fragen im Einverständnis mit den zuständigen Bischöfen handeln.  

(3) Der Beauftragte für die Seelsorge wird im Benehmen mit dem Bundesminister des Innern von der 
Fuldaer Bischofskonferenz ernannt. Die Fuldaer Bischofskonferenz kann den Beauftragten für die 
Seelsorge im Bundesgrenzschutz aus wichtigen kirchlichen Gründen abberufen.  
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(4) Der Beauftragte für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz kann  

1. seine Befugnisse dem dienstaufsichtführenden Seelsorger im Bundesgrenzschutz 
(Grenzschutzdekan) übertragen,  

2. in den einzelnen Grenzschutzstandorten zusätzlich Seelsorger mit der Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz mit Zustimmung des Bundesministers des Innern im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel nebenamtlich betrauen.  

§ 4   Grenzschutzseelsorger  

(1) Zu den hauptamtlichen Grenzschutzseelsorgern gehören 

1. der Grenzschutzdekan,  

2. die Grenzschutzoberpfarrer, 

3. die Grenzschutzpfarrer.  

(2) Für den Bereich jedes Grenzschutzkommandos und jeder Grenzschutzgruppe sowie für das 
Kommando der Grenzschutzschulen wird die Seelsorge durch hauptamtliche Seelsorger durchgeführt. 
Die Zahl der hauptamtlichen Seelsorger beträgt zur Zeit neun.  

(3) In besonderen Fällen werden in den einzelnen Grenzschutzstandorten zusätzlich Seelsorger mit der 
Seelsorge nebenamtlich betraut. Die Aufgaben, Rechte und Pflichten dieser Seelsorger werden durch 
Vereinbarung zwischen dem Bundesminister des Innern und dem Beauftragten für die Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz geregelt.  

§ 5   Grenzschutzdekan  

(1) Auf Vorschlag des Beauftragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz bestellt der 
Bundesminister des Innern einen dienstaufsichtführenden Seelsorger im Bundesgrenzschutz 
(Grenzschutzdekan), der zugleich die Aufgaben eines Grenzschutzoberpfarrers bei einem 
Grenzschutzkommando wahrzunehmen hat.  

(2) Der Grenzschutzdekan hat das Recht des unmittelbaren Vortrags beim Bundesminister des Innern.  

(3) Am dienstlichen Wohnsitz des Grenzschutzdekans wird zur Wahrnehmung der zentralen Aufgaben 
der katholischen Seelsorge im Bundesgrenzschutz eine Dienststelle eingerichtet; der dienstliche 
Wohnsitz wird im Einvernehmen mit dem Beauftragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz vom 
Bundesminister des Innern festgelegt. Leiter dieser Dienststelle ist der Grenzschutzdekan, der in 
kirchlichen Angelegenheiten den Weisungen des Beauftragten für die Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz, in grenzschutzdienstlichen Angelegenheiten denen des Bundesministers des 
Innern unterstellt ist. Die wirtschaftlichen Angelegenheiten werden durch die zuständige 
Grenzschutzverwaltung geregelt.  

(4) Der Grenzschutzdekan hat die Aufgabe,  

1. auf Einheitlichkeit in der Tätigkeit der Grenzschutzseelsorger hinzuwirken,  

2. die Dienststellen des Bundesgrenzschutzes in grundsätzlichen Fragen der Unterstützung der 
Seelsorge im Bundesgrenzschutz und der berufsethischen Erziehung zu beraten,  
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3. die Dienstaufsicht in kirchlichen Angelegenheiten über die Grenzschutzseelsorger auszuüben 
und die Einhaltung der vom Beauftragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz aufgestellten 
Richtlinien zu überwachen,  

4. die Grenzschutzseelsorger in der Ausübung ihres Dienstes zu beraten, ihnen die hierfür 
nötigen Unterlagen an die Hand zu geben und sie entsprechend zu unterweisen,  

5. den Beauftragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz zu beraten, in welchen besonderen 
Fällen in den einzelnen Grenzschutzstandorten zusätzlich Seelsorger mit der Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz nebenamtlich zu betrauen sind (§ 4 Abs. 3),  

6. die Seelsorge im Bundesgrenzschutz bei Grenzschutzdienststellen zu regeln, die außerhalb von 
Grenzschutzgruppenbereichen liegen.  

(5) Der Grenzschutzdekan ist für sämtliche Dienststellen der Grenzschutztruppe und des 
Grenzschutzeinzeldienstes zuständig. Für den Bereich des Grenzschutzeinzeldienstes kann er sich 
durch einen von ihm zu bestimmenden Grenzschutzseelsorger vertreten lassen.  

§ 6   Grenzschutzoberpfarrer und Grenzschutzpfarrer  

(1) Die Grenzschutzoberpfarrer üben die Dienstaufsicht über die Grenzschutzpfarrer und über die 
nebenamtlich tätigen Seelsorger im Bereich ihres Grenzschutzkommandos in kirchlichen 
Angelegenheiten und die Seelsorge im Bundesgrenzschutz in den Fällen aus, die ihnen vom 
Grenzschutzdekan zugewiesen worden sind.  

(2) Es sind zuständig 

1. die Grenzschutzseelsorger – Grenzschutzoberpfarrer – bei den Grenzschutzkommandos für 
sämtliche Dienststellen der Grenzschutztruppe im Bereich ihres Kommandos; der 
Grenzschutzseelsorger beim Grenzschutzkommando Mitte auch für die Dienststellen der 
Grenzschutztruppe im Raum Bonn,  

2. die Grenzschutzseelsorger – Grenzschutzpfarrer – bei den Grenzschutzgruppen bzw. beim 
Kommando der Grenzschutzschulen für die Dienststellen der Grenzschutztruppe im Bereich ihrer 
Grenzschutzgruppe bzw. ihres Kommandos.  

(3) Der dienstliche Wohnsitz der Grenzschutzseelsorger ist der Standort des für sie zuständigen 
Grenzschutzkommandos oder Grenzschutzgruppenstabes, soweit nicht in gegenseitigem 
Einvernehmen etwas anderes festgelegt wird.  

§ 7   Mitwirkung bei der berufsethischen Erziehung  

(1) Die berufsethische Erziehung von Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz, die ein Teil der 
Gesamterziehung ist, beruht auf den Grundsätzen christlicher Lebensführung.  

(2) Bei der Aufstellung der Gesamtjahresausbildungs- und Lehrgangspläne durch das 
Bundesministerium des Innern und die Kommandeure der Grenzschutzkommandos ist der 
berufsethische Unterricht als Dienstunterricht zu berücksichtigen. Die Grenzschutzseelsorger wirken 
bei der berufsethischen Erziehung mit und führen wie bisher den berufsethischen Unterricht durch. Im 
übrigen gilt § 3 Abs. l Nr. 3 für die Grenzschutzseelsorger entsprechend.  

(3) Die Teilnahme am berufsethischen Unterricht ist für die Polizeivollzugsbeamten im 
Bundesgrenzschutz Dienst. Artikel 4 Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland ist 
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zu beachten. Konfessionelle Fragen werden bei der Erörterung religiöser Lebensfragen (§ 8 Abs. l) 
behandelt.  

§ 8   Erörterung religiöser Lebensfragen und Gottesdienst  

(1) Für Polizeivollzugsbeamte in der Grenzschutztruppe ist in der Regel vierzehntägig, mindestens 
jedoch monatlich, eine Stunde innerhalb der Dienstzeit für die Erörterung religiöser Lebensfragen mit 
dem Grenzschutzseelsorger zur Verfügung zu stellen.  

(2) Außerdem ist den Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz während der Dienstzeit 
Gelegenheit zu persönlichen Aussprachen mit dem Grenzschutzseelsorger sowie mindestens einmal 
im Monat zur Teilnahme am Gottesdienst zu geben.  

§ 9   Dienstliche Unterstützung der Grenzschutzseelsorger  

(1) Den Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz wird im Rahmen der seelsorglichen Betreuung 
Gelegenheit zu freiwilliger religiöser Betätigung und zur Inanspruchnahme der Dienste ihrer Kirche 
gegeben. Die Ausübung der religiösen Pflichten wird, soweit nicht dienstliche Notwendigkeiten 
entgegenstehen, gewährleistet.  

(2) Für die Teilnahme an Exerzitien, Einkehrtagen, Werkwochen und sonstigen kirchlichen Tagungen 
kann die zuständige Dienststelle jedem Polizeivollzugsbeamten Urlaub bis zu insgesamt sechs 
Arbeitstagen im Jahre ohne Anrechnung auf den Erholungsurlaub und unter Fortzahlung der Bezüge 
erteilen.  

(3) Jeder Vorgesetzte im Bundesgrenzschutz soll für die religiösen Anliegen seiner Untergebenen 
aufgeschlossen sein, sich für ihre religiöse Betreuung mitverantwortlich fühlen und die 
Grenzschutzseelsorger in ihrer Tätigkeit weitgehend unterstützen.  

(4) Bei Grundsatzfragen, welche die Erziehung, die Betreuung und die geistige Haltung der 
Polizeivollzugsbeamten im Bundesgrenzschutz betreffen, ist den Grenzschutzseelsorgern Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben.  

§ 10   Dienstvertrag  

Die Rechtsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem einzelnen 
Grenzschutzseelsorger im Hauptamt werden durch einen Dienstvertrag im Sinne der nachstehenden 
Vereinbarungen geregelt.  

§ 11   Anwendung des Bundesangestelltentarifvertrages (BAT)  

(1) Soweit diese Vereinbarung keine besonderen Regelungen enthält, sind auf die Rechtsverhältnisse 
der Grenzschutzseelsorger die Vorschriften des Bundesangestelltentarifvertrages anzuwenden.  

(2) Sobald die rechtlichen Voraussetzungen gegeben sind, sollen, wenn die Kirche es wünscht, die 
Grenzschutzseelsorger, welche die Voraussetzungen hierfür erfüllen, in ein Beamtenverhältnis 
übergeführt werden.  

§ 12   Einstellungsvoraussetzungen  

(1) Voraussetzungen für die Einstellung eines Grenzschutzseelsorgers sind  
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1. ein mindestens dreijähriges theologisches Studium an einer deutschen staatlichen Hochschule, 
einer deutschen kirchlich-akademischen Lehranstalt oder einer päpstlichen Hochschule in Rom,  

2. Berechtigung zur Ausübung eines Pfarramtes in einer Diözese, 

3. mindestens dreijährige Tätigkeit in der Seelsorge.  

(2) Von den Erfordernissen des Absatzes 1 Nr. l und Nr. 3 kann in Ausnahmefällen abgesehen werden.  

§ 13   Einstellung; Versetzung, Kündigung usw.  

(1) Die Grenzschutzseelsorger werden auf Vorschlag des Beauftragten für die Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz durch den Bundesminister des Innern eingestellt, höhergruppiert, versetzt und 
abgeordnet. Das gilt auch für die Kündigung.  

(2) Wichtige Entscheidungen des Bundesministers des Innern in personellen Angelegenheiten der 
Grenzschutzseelsorger ergehen im Einvernehmen mit dem Beauftragten für die Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz.  

(3) Die ersten drei Monate nach der Einstellung gelten als Probezeit.  

(4) Die Grenzschutzseelsorger werden für sechs bis acht Jahre in das Dienstverhältnis beim 
Bundesgrenzschutz eingestellt. Die Dienstzeit kann verlängert werden; in diesem Fall gilt das 
Dienstverhältnis als nicht unterbrochen.  

§ 14   Vergütung  

(1) Die Grenzschutzseelsorger erhalten eine Vergütung in Höhe der Dienstbezüge der Bundesbeamten;  

1. der Grenzschutzdekan nach Besoldungsgruppe A 15 Bundesbesoldungsgesetz, zuzüglich einer 
monatlichen Aufwandsentschädigung, die zwischen dem Bundesminister des Innern und der 
katholischen Kirche mit Zustimmung des Bundesministers der Finanzen vereinbart wird,  

2. der Grenzschutzoberpfarrer nach Besoldungsgruppe A 14 Bundesbesoldungsgesetz,  

3. der Grenzschutzpfarrer nach Besoldungsgruppe A 13 Bundesbesoldungsgesetz, zuzüglich 
einer Zulage in Höhe der den Militärpfarrern gewährten Zulage.  

(2) Für die Festsetzung der Vergütung der Grenzschutzseelsorger ist das Bundesbesoldungsgesetz 
sinngemäß anzuwenden. Dabei gilt der Tag der Einstellung des Grenzschutzseelsorgers als der Tag, 
mit dem nach § 3 Bundesbesoldungsgesetz die Ernennung wirksam wird. Dementsprechend ist nach 
§ 6 Abs. 2 Bundesbesoldungsgesetz von diesem Tag bei der Festsetzung des Besoldungsdienstalters 
auszugehen. Bei der Festsetzung des Besoldungsdienstalters ist die bisherige Tätigkeit des 
Grenzschutzseelsorgers im Dienste der Kirche (und ihrer Verbände) nach § 7 Abs. 3 Nr. 3 
Bundesbesoldungsgesetz der Tätigkeit im Dienste eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im 
Reichsgebiet gleichzusetzen.  

§ 15   Kündigung in besonderen Fällen  

Als wichtiger Grund für die Kündigung des Dienstverhältnisses ohne Einhaltung einer Frist gilt auch  
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1. die Abberufung des Grenzschutzseelsorgers durch den Beauftragten für die Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz oder den zuständigen Ortsbischof, wenn die Verwendung im Dienst der Kirche im 
wichtigen Interesse der Kirche liegt,  

2. der Entzug der kirchlichen Jurisdiktionsgewalt sowie die disziplinarrechtliche Entfernung aus 
dem kirchlichen Amt.  

§ 16   Versorgung  

(1) Der Bund zahlt als Zuschuß zu der der katholischen Kirche erwachsenden Versorgungslast an das 
zuständige Generalvikariat für die Dauer der Tätigkeit des Grenzschutzseelsorgers einen Betrag von 
monatlich fünfundzwanzig vom Hundert der jeweiligen Gesamtbrutto-bezüge der 
Grenzschutzseelsorger.  

(2) In diesem Betrag ist auch der Zuschuß für alle Leistungen enthalten, welche die Kirche auf Grund 
von Arbeitsunfällen der Grenzschutzseelsorger während ihrer Tätigkeit im Bundesgrenzschutz 
übernimmt oder erstattet.  

(3) Der Zuschuß wird unter der Voraussetzung gezahlt, daß die Kirche  

1. die Anwartschaften, auf Grund deren Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen 
Unfallversicherung besteht (§ 541 Reichsversicherungsordnung), aufrechterhält und eine hierdurch 
erwachsende zusätzliche Versorgungslast übernimmt oder, soweit solche Regelungen nicht bestehen,  

2. alle auf Arbeitsunfällen der Grenzschutzseelsorger beruhenden Verpflichtungen des Bundes 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung abgilt,  

3. darüber hinaus etwa nach allgemeinen gesetzlichen Vorschriften bestehende Verpflichtungen 
des Bundes abgilt.  

(4) Die Zahlungen sind vierteljährlich nachträglich zu leisten.  

(5) Der Zuschuß wird nicht gezahlt für Grenzschutzseelsorger, die Anspruch auf Versorgung nach 
dem Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen haben. Soweit in Einzelfällen das Ruhegehalt nach dem genannten Gesetz einen 
Ruhegehaltssatz von fünfundsiebzig vom Hundert nicht erreicht, bleibt die Gewährung eines 
besonderen Zuschusses durch den Bund einer Vereinbarung mit dem zuständigen Generalvikariat 
vorbehalten.  

 

§ 17   Hilfskräfte  

Den Grenzschutzseelsorgern werden vom Bund die zur Unterstützung bei gottesdienstlichen 
Handlungen und bei Verwaltungsaufgaben im Zusammenhang mit der Seelsorge im 
Bundesgrenzschutz erforderlichen geeigneten katholischen Hilfskräfte zur Verfügung gestellt. 

§ 18   Kosten und Hilfsmittel  

(1) Der Bund sorgt für den organisatorischen Aufbau der Seelsorge im Bundesgrenzschutz und trägt 
ihre Kosten.  
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(2) Der Bund stellt den Grenzschutzseelsorgern zur Wahrnehmung der Aufgaben im 
Bundesgrenzschutz die erforderlichen Hilfsmittel unentgeltlich bereit, insbesondere  

1. die notwendigen Räume,  

2. Dienstkraftwagen unter Einhaltung der für ihre dienstliche Verwendung bestehenden 
Bestimmungen.  

§ 19   Gegenseitige Verständigung  

Der Bundesminister des Innern und die katholische Kirche werden zwischen ihnen entstehende 
Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung von Bestimmungen dieser Vereinbarung in dem 
Bestreben gegenseitiger Verständigung beseitigen. In gleicher Weise werden sie sich über etwa 
notwendig werdende Sonderregelungen und über den Erlaß von Dienstanweisungen verständigen.  

§ 20   Inkrafttreten  

Die Vereinbarung tritt in Kraft, wenn die Apostolische Nuntiatur im Namen des Heiligen Stuhls 
gegenüber der Regierung der Bundesrepublik Deutschland ihre Bestätigung zu dem Vertragsinhalt 
durch eine Note gegeben hat. 

Der Bundesminister des Innern, gez. Hermann Höcherl 
Der Vorsitzende der Fuldaer Bischofskonferenz, gez. Dr. Jos. Card. Frings 

2.1.3 Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen 
Vom 07.12.2005 (ABl. 2007, S. 14) 

Die Ev. Landeskirche Anhalts * Ev. Landeskirche in Baden * Ev.-Luth. Kirche in Bayern * Ev. Kirche 
Berlin – Brandenburg-Schlesische Oberlausitz * Ev.-Luth. Landeskirche in Braunschweig * 
Bremische Evangelische Kirche * Ev.-Luth. Landeskirche Hannovers *Ev. Kirche in Hessen und 
Nassau * Ev. Kirche von Kurhessen-Waldeck * Lippische Landeskirche * Ev.-Luth. Landeskirche 
Mecklenburgs * Nordelbische Ev.-Luth. Kirche * Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg * Ev. Kirche der 
Pfalz (Protestantische Landeskirche) * Pommersche Ev. Kirche * Ev.-Reformierte Kirche * Ev. Kirche 
im Rheinland * Ev. Kirche der Kirchenprovinz Sachsen * Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens * Ev.-
Luth. Landeskirche Schaumburg-Lippe * Ev.-Luth. Kirche in Thüringen * Ev. Kirche von Westfalen * 
Ev. Landeskirche in Württemberg schließen aufgrund von § 20 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 1 
Abs. 2 Satz 2 des Kirchengesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland über die 
Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder 
(Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft) vom 10. November 1976 (ABI. EKD S. 389), 
geändert durch Gesetz vom 8.November 2001 (ABI. EKD S. 486) die folgende Vereinbarung:  

§ 1 Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen  

Kirchenmitglieder können nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen über die landeskirchlichen 
Grenzen hinweg auch die Kirchenmitgliedschaft in einer anderen Kirchengemeinde als der 
Kirchengemeinde ihres Wohnsitzes erwerben oder in Fällen der Verlegung ihres Wohnsitzes die 
Kirchenmitgliedschaft zu ihrer bisherigen Kirchengemeinde fortsetzen (Kirchenmitgliedschaft in 
besonderen Fällen). Wohnsitz ist die nach staatlichem Melderecht ausgewiesene Hauptwohnung.  
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§ 2 Voraussetzung  

Voraussetzung für die Kirchenmitgliedschaft zu einer anderen als der Kirchengemeinde des 
Wohnsitzes ist eine erkennbare Bindung an die andere Kirchengemeinde und die Möglichkeit, am 
Leben dieser Kirchengemeinde teilnehmen zu können.  

§ 3 Verfahren  

(1) Die Entscheidung ergeht auf schriftlichen Antrag des Kirchenmitgliedes. Familienangehörige 
können sich dem Antrag anschließen.  

(2) Ein Antrag auf Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft aufgrund eines Wohnsitzwechsels ist 
binnen zwei Monaten nach eintritt der Kirchenmitgliedschaft, der eingeht, gilt als Antrag auf Erwerb 
der Kirchenmitgliedschaft.  

(3) Über Anträge auf Erwerb oder Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft entscheiden die nach 
gliedkirchlichem Recht zuständigen Stellen der Gliedkirche, in der die Kirchenmitgliedschaft 
erworben oder fortgesetzt werden soll. Vor der Entscheidung ist das zuständige Organ der 
Kirchengemeinde des Wohnsitzes zu hören. Mit der Entscheidung ist bei Kirchengemeinden mit mehr 
als einem Pfarrbezirk auch die Zuordnung zu einem Pfarrbezirk zu treffen; dem Wunsch des 
Kirchenmitgliedes ist insoweit zu entsprechen. Das antragstellende Kirchenmitglied und die 
Kirchengemeinde des Wohnsitzes sind schriftlich zu informieren. Kommunale Änderungsdaten sind 
von der Kirchengemeinde des Wohnsitzes an die aufnehmende Kirchengemeinde weiterzuleiten.  

(4) Wird der Antrag abgelehnt, kann der Antragsteller gegen die Entscheidung innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe bei den dafür nach gliedkirchlichem Recht zuständigen kirchlichen Stellen 
Einspruch einlegen. Die Entscheidung ist endgültig.  

(5) Der Erwerb und die Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft in der aufnehmenden 
Kirchengemeinde wird mit der dem Antrag stattgebenden Entscheidung wirksam.  

§ 4 Rechtsfolgen  

(1) Mit der Zugehörigkeit zur aufnehmenden Kirchengemeinde erwirbt das Kirchenmitglied auch 
zugleich die Kirchenmitgliedschaft in der zuständigen Gliedkirche der EKD.  

(2) Das Kirchenmitglied hat in der aufnehmenden Kirchengemeinde alle Rechte und Pflichten eines 
Kirchenmitgliedes; dies gilt nicht für die Pflicht zur Entrichtung der Kirchensteuer. Die Verpflichtung 
zur Entrichtung von Kirchensteuern gegenüber den Körperschaften, die im Bereich der 
Kirchengemeinde des Wohnsitzes jeweils Kirchensteuergläubigerin sind, bleibt unberührt.  

 

§ 5 Wegfall und Verzicht  

(1) Die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen endet mit dem Wegzug aus der bisherigen 
Kirchengemeinde des Wohnsitzes, es sei denn, einem Antrag auf Fortsetzung der 
Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen wird stattgegeben.  

(2) Auf die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen kann ein Kirchenmitglied verzichten mit der 
Folge, dass es Kirchenmitglied der Kirchengemeinde des Wohnsitzes wird. Der Verzicht ist schriftlich 
gegenüber der Kirchengemeinde zu erklären, zu der die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen 
besteht.  
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(3) Die Erklärung nach Absatz 2 wird mit Ablauf des Monats wirksam, in dem diese zugegangen ist. 
Die Kirchengemeinde, zu der die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen besteht, unterrichtet 
schriftlich die Kirchengemeinde des Wohnsitzes über die bei ihr eingegangene Verzichtserklärung des 
Kirchenmitgliedes.  

§ 6 In-Kraft-Treten  

Diese Vereinbarung tritt für die vertragschließenden Gliedkirchen nach der gemäß ihrem jeweiligen 
Recht erforderlichen Zustimmung in Kraft. Für Gliedkirchen, die zu einem späteren Zeitpunkt der 
Vereinbarung zustimmen, tritt die Vereinbarung mit der späteren Zustimmung in Kraft.  

§ 7 Übergangsregelung  

(1) Die bisher zwischen den Gliedkirchen der EKD bestehenden Vereinbarungen über die 
Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen treten außer Kraft, sobald diese Vereinbarung 
innerkirchlich in Kraft getreten ist.  

(2) Die nach den bisherigen Vereinbarungen begründeten Kirchenmitgliedschaften in besonderen 
Fällen bleiben bestehen. 

2.1.4 Vertrag der Bundesrepublik Deutschland mit der Evangelischen Kirche in 
Deutschland zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge 

Vom 22.02.1957 (BGBl. II S. 701) 

Die Bundesrepublik Deutschland  

und die Evangelische Kirche in Deutschland 

in dem Bestreben, die freie religiöse Betätigung und die Ausübung der Seelsorge in der Bundeswehr 
zu gewährleisten, in dem Bewußtsein der gemeinsamen Verantwortung für diese Aufgabe und in dem 
Wunsche, eine förmliche Übereinkunft über die Regelung der evangelischen Militärseelsorge zu 
treffen, 

sind über folgende Artikel übereingekommen:  

1. Abschnitt   Grundsätze  

Artikel 1 

Für die Bundeswehr wird eine ständige evangelische Militärseelsorge eingerichtet. 

Artikel 2 

(1) Die Militärseelsorge als Teil der kirchlichen Arbeit wird im Auftrag und unter der Aufsicht der 
Kirche ausgeübt. 

(2) Der Staat sorgt für den organisatorischen Aufbau der Militärseelsorge und trägt die Kosten. 

Artikel 3 

(1) Die Militärseelsorge wird von Geistlichen ausgeübt, die mit dieser Aufgabe hauptamtlich 
beauftragt sind (Militärgeistliche). Für je eintausendfünfhundert evangelische Soldaten (Artikel 7 
Absatz 1 Nr. 1 bis 3) wird ein Militärgeistlicher berufen. 



1628 

 

 

(2) In besonderen Fällen können auch im Dienst der Gliedkirchen stehende Geistliche nebenamtlich 
mit Aufgaben der Militärseelsorge betraut werden (Militärgeistliche im Nebenamt). 

Artikel 4 

Aufgabe des Militärgeistlichen ist der Dienst am Wort und Sakrament und die Seelsorge. In diesem 
Dienst ist der Militärgeistliche im Rahmen der kirchlichen Ordnung selbständig. Als kirchlicher 
Amtsträger bleibt er in Bekenntnis und Lehre an seine Gliedkirche gebunden. 

Artikel 5 

Den Soldaten ist im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten Gelegenheit zu geben, sich am 
kirchlichen Leben zu beteiligen. 

2. Abschnitt   Personale Seelsorgebereiche und Militärkirchengemeinden 

Artikel 6 

(1) Die Militärseelsorge wird in personalen Seelsorgebereichen ausgeübt. Die personalen 
Seelsorgebereiche werden von den beteiligten Gliedkirchen gebildet. 

(2) Den Gliedkirchen bleibt es überlassen, für die Militärseelsorge Militärkirchengemeinden als 
landeskirchliche Personalgemeinden zu errichten. 

(3) Die Bildung, Errichtung und Änderung der einzelnen personalen Seelsorgebereiche und der 
Militärkirchengemeinden wird zwischen dem Militärbischof und den beteiligten Gliedkirchen nach 
vorheriger Verständigung mit dem Bundesminister für Verteidigung vereinbart. 

Artikel 7 

(1) Zu den personalen Seelsorgebereichen oder den Militärkirchengemeinden gehören 

1. die Berufssoldaten, 

2. die Soldaten auf Zeit, 

3. die Wehrpflichtigen während des Grundwehrdienstes, 

4. im Verteidigungsfall auch die auf unbestimmte Zeit einberufenen Soldaten, 

5. die in der Bundeswehr tätigen Beamten und Angestellten, die der Truppe im Verteidigungsfall 
zu folgen haben, 

6. die Ehefrauen und die unter elterlicher Gewalt stehenden Kinder der in Nummern 1, 2 und 5 
genannten Personen, sofern sie deren Hausstand am Standort angehören. 

(2) Aus den personalen Seelsorgebereichen oder den Militärkirchengemeinden scheiden aus 

1. Personen, die ihren Kirchenaustritt rechtswirksam erklärt haben, 

2. Personen, bei denen das die Zugehörigkeit zu den personalen Seelsorgebereichen oder zu den 
Militärkirchengemeinden bedingende Rechtsverhältnis zum Bund endet, 

3. die in den Ruhestand versetzten Personen sowie ihre Ehefrauen und unter elterlicher Gewalt 
stehenden Kinder, 
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4. die Ehefrauen und unter elterlicher Gewalt stehenden Kinder verstorbener Angehöriger der 
personalen Seelsorgebereiche oder der Militärkirchengemeinden. 

(3) Der Militärbischof und der Bundesminister für Verteidigung können eine andere Abgrenzung des 
in Absatz 1 Nr. 5 und 6 genannten Personenkreises vereinbaren. 

Artikel 8 

(1) Die Angehörigen der personalen Seelsorgebereiche sind Glieder der Ortskirchengemeinden, bei 
denen die personalen Seelsorgebereiche gebildet werden. Die Angehörigen der 
Militärkirchengemeinden gehören Ortskirchengemeinden nicht an. 

(2) Der für den personalen Seelsorgebereich bestellte Militärgeistliche ist für kirchliche 
Amtshandlungen in seinem Seelsorgebereich zuständig. Mit den Militärkirchengemeinden sind 
Parochialrechte verbunden. 

Artikel 9 

Die Militärseelsorge nimmt sich auch der Soldaten an, die nicht Angehörige der personalen 
Seelsorgebereiche oder Militärkirchengemeinden sind. 

3. Abschnitt   Militärbischof 

Artikel 10 

Die kirchliche Leitung der Militärseelsorge obliegt dem Militärbischof. 

Artikel 11 

(1) Der Militärbischof wird vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland ernannt. Vor der 
Ernennung tritt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland mit der Bundesregierung in 
Verbindung, um sich zu versichern, daß vom staatlichen Standpunkt aus gegen den für das Amt des 
Militärbischofs vorgesehenen Geistlichen keine schwerwiegenden Einwendungen erhoben werden. 

(2) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann den Militärbischof aus wichtigen 
kirchlichen Gründen abberufen. Er unterrichtet die Bundesregierung angemessene Zeit zuvor von 
einer dahingehenden Absicht und teilt ihr zugleich die Person des in Aussicht genommenen neuen 
Amtsträgers mit. 

Artikel 12 

(1) Der Militärbischof ist zuständig für alle kirchlichen Angelegenheiten im Zusammenhang mit der 
Militärseelsorge, insbesondere für  

1. die Einführung der Militärgeistlichen in ihr kirchliches Amt in der Militärseelsorge, 

2. die oberste kirchliche Dienstaufsicht über die Militärgeistlichen mit Ausnahme der Lehrzucht 
und der Disziplinargewalt, die bei den Gliedkirchen verbleiben, 

3. den Erlaß von Richtlinien für die Ausbildung der Militärgeistlichen und die Überwachung 
ihrer Durchführung, 

4. die Abhaltung von wiederkehrenden dienstlichen Versammlungen der Militärgeistlichen, 
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5. die Visitation der personalen Seelsorgebereiche und der Militärkirchengemeinden, 

6. den Erlaß einer Feldagende, 

7. das religiöse Schrifttum in der Militärseelsorge, 

8. das kirchliche Urkunden- und Berichtswesen und die Führung von Kirchenbüchern, 

9. die Einweihung von gottesdienstlichen Räumen der Militärseesorge, 

10. das kirchliche Sammlungswesen in der Militärseelsorge, 

11. den Erlaß von Richtlinien für die seelsorgerische Zusammenarbeit mit kirchlichen Stellen des 
zivilen Bereichs und mit der Militärseelsorge fremder Staaten, 

12. die Seelsorge für evangelische Kriegsgefangene. 

(2) Im Rahmen der Militärseelsorge kann sich der Militärbischof in Ansprachen sowie mit 
Verfügungen und anderen schriftlichen Verlautbarungen an die personalen Seelsorgebereiche und die 
Militärkirchengemeinden sowie die Militärgeistlichen wenden. 

Artikel 13 

Vorschriften und Richtlinien des Militärbischofs müssen sich im Rahmen des allgemeinen kirchlichen 
Rechts halten. Soweit sie auch staatliche Verhältnisse betreffen, bedürfen sie der Zustimmung des 
Bundesministers für Verteidigung. 

4. Abschnitt   Kirchenamt 

Artikel 14 

Zur Wahrnehmung der zentralen Verwaltungsaufgaben der evangelischen Militärseelsorge wird am 
Sitz des Bundesministeriums für Verteidigung ein „Evangelisches Kirchenamt für die Bundeswehr“ 
eingerichtet, das dem Bundesminister für Verteidigung unmittelbar nachgeordnet ist. 

Artikel 15 

(1) Zum Leiter des Evangelischen Kirchenamtes für die Bundeswehr wird auf Vorschlag des 
Militärbischofs ein Militärgeneraldekan berufen. 

(2) Der Militärgeneraldekan untersteht dem Militärbischof. Soweit er mit der Militärseelsorge 
zusammenhängende staatliche Verwaltungsaufgaben wahrnimmt, untersteht er dem Bundesminister 
für Verteidigung. 

(3) Der Militärbischof kann dem Militärgeneraldekan im Einzelfall mit der Wahrnehmung der ihm 
nach Artikel 12 Absatz 1 zustehenden Befugnisse beauftragen. 

5. Abschnitt   Militärgeistliche 

Artikel 16 

Die Militärgeistlichen stehen in einem geistlichen Auftrage, in dessen Erfüllung sie von staatlichen 
Weisungen unabhängig sind. Im übrigen wird ihre Rechtsstellung nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen geordnet. 
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Artikel 17 

(1) Die Militärgeistlichen müssen 

1. ein mindestens dreijähriges theologisches Studium an einer deutschen staatlichen Hochschule 
zurückgelegt haben, 

2. zur Ausübung des Pfarramts in einer Gliedkirche berechtigt sein, 

3. mindestens drei Jahre in der landeskirchlichen Seelsorge tätig gewesen sein. 

(2) Sie sollen bei ihrer Einstellung in den Militärseelsorgedienst das fünfunddreißigste Lebensjahr 
noch nicht überschritten haben. 

(3) Bei Einverständnis zwischen dem Bundesminister für Verteidigung und dem Militärbischof kann 
von den Erfordernissen des Absatzes 1 Nr. 1 und 3 abgesehen werden. 

Artikel 18 

(1) Die Militärgeistlichen werden auf Vorschlag des Militärbischofs, der sich zuvor des 
Einverständnisses der zuständigen Gliedkirche versichert, zunächst für die Dauer von drei Monaten 
probeweise in den Militärseelsorgedienst eingestellt. Die Erprobungszeit kann mit Zustimmung der 
zuständigen Gliedkirche verlängert werden. 

(2) Die Militärgeistlichen stehen während der Erprobungszeit im Angestelltenverhältnis und erhalten 
eine Vergütung mindestens entsprechend ihren kirchlichen Dienstbezügen. 

Artikel 19 

(1) Nach der Erprobungszeit werden die Militärgeistlichen in das Beamtenverhältnis auf Zeit berufen; 
soweit sie dauernd für leitende Aufgaben in der Militärseelsorge verwendet werden sollen, werden sie 
in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen. 

(2) Auf Militärgeistliche, die in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen werden, finden die für 
Bundesbeamte auf Lebenszeit geltenden Vorschriften Anwendung, soweit nicht in diesem Vertrage 
etwas anderes bestimmt ist. 

(3) Die übrigen Militärgeistlichen werden für sechs bis acht Jahre in das Beamtenverhältnis berufen. 
Mit Ablauf der festgesetzten Amtszeit endet das Beamtenverhältnis. Die Amtszeit kann um höchstens 
vier Jahre verlängert werden; in diesem Fall gilt das Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. Auf 
diese Militärgeistlichen finden die für Bundesbeamte auf Lebenszeit geltenden Vorschriften 
sinngemäß Anwendung, soweit nicht in diesem Vertrag etwas anderes bestimmt ist. 

Artikel 20 

(1) Vorschläge zur Ernennung und Beförderung sowie Versetzungen der Militärgeistlichen bedürfen 
des Einverständnisses des Militärbischofs. 

(2) Vor sonstigen wichtigen Entscheidungen in personellen Angelegenheiten der Militärgeistlichen ist 
vom Bundesminister für Verteidigung die Stellungnahme des Militärbischofs einzuholen. 

Artikel 21 

Für die Ämter vom Militärdekan an aufwärts besteht keine regelmäßige Dienstlaufbahn. 
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Artikel 22 

(1) In kirchlichen Angelegenheiten unterstehen die Militärgeistlichen der Leitung und der 
Dienstaufsicht des Militärbischofs (Artikel 12 Absatz 1 Nr. 2) sowie der Dienstaufsicht des 
Militärgeneraldekans und der übrigen vom Militärbischof mit der Dienstaufsicht betrauten 
Militärgeistlichen. 

(2) Für die Militärgeistlichen als Bundesbeamte sind 

1. oberste Dienstbehörde der Bundesminister für Verteidigung, 

2. unmittelbarer Dienstvorgesetzter der Militärgeneraldekan. 

Artikel 23 

(1) Der Militärgeistliche ist auch zu entlassen 

1. bei Verlust der durch die Ordination erworbenen Rechte oder bei dienststrafrechtlicher 
Entfernung aus dem kirchlichen Amt, 

2. auf Antrag des Militärbischofs, wenn seine Verwendung im Dienst der Kirche im wichtigen 
Interesse der Kirche liegt. 

(2) Ein nach Absatz 1 entlassener Militärgeistlicher hat vorbehaltlich der Regelung in den Absätzen 3 
und 4 keinen Anspruch auf Versorgung aus dem Beamtenverhältnis. § 154 des 
Bundesbeamtengesetzes bleibt mit der Maßgabe unberührt, daß Absatz 5 auch bei Wiederverwendung 
des Militärgeistlichen im Dienst der Kirche gilt. Ferner finden für einen durch Dienstunfall verletzten 
Militärgeistlichen im Falle seiner Entlassung nach Absatz 1 Nr. 1 die §§ 143 und 147 des 
Bundesbeamtengesetzes und im Falle seiner Entlassung nach Absatz 1 Nr. 2 der Artikel 25 Absatz 1 
Satz 3 dieses Vertrages Anwendung. 

(3) Einem Militärgeistlichen mit einer Dienstzeit im Sinne des § 106 Absatz 2 des 
Bundesbeamtengesetzes von mindestens zehn Jahren kann im Falle seiner Entlassung nach Absatz 1 
Nr. 1 an Stelle des Übergangsgeldes ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Ruhegehalts bewilligt 
werden. 

(4) Wird ein Militärgeistlicher, der im Zeitpunkt der Übernahme in das Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit als Militärgeistlicher Beamter zur Wiederverwendung im Sinne des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen war und 
entsprechend seiner früheren Rechtsstellung untergebracht ist, nach Absatz 1 entlassen, so leben die 
Rechte nach dem genannten Gesetz wieder auf. 

Artikel 24 

Die Zeit, die ein Militärgeistlicher vor der Berufung in das Beamtenverhältnis im Dienst der Kirche als 
Geistlicher verbracht hat, ist ruhegehaltfähig. 

Artikel 25 

(1) Ein Militärgeistlicher mit der Rechtsstellung eines Beamten auf Zeit, dessen Beamtenverhältnis 
durch Ablauf der festgesetzten Amtszeit endet, hat keinen Anspruch auf Versorgung aus dem 
Beamtenverhältnis. § 154 des Bundesbeamtengesetzes bleibt mit der Maßgabe unberührt, daß Absatz 
5 auch bei Wiederverwendung des Militärgeistlichen im Dienst der Kirche gilt. Ferner behält der 
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durch Dienstunfall verletzte Militärgeistliche die sich aus dem Beamten-Unfallfürsorgerecht 
ergebenden Ansprüche, die sich bei seiner Wiederverwendung im Dienst der Kirchen gegen den 
kirchlichen Dienstherrn nach dessen Recht richten. 

(2) Wird im Falle des Absatzes 1 der Geistliche wieder im Dienst der Kirche verwendet, so tragen bei 
Eintritt des Versorgungsfalles der Bund und der kirchliche Dienstherr die Versorgungsbezüge anteilig 
nach den ruhegehaltfähigen Dienstzeiten, die der Geistliche bei ihnen abgeleistet hat. Bei der 
Berechnung der Dienstzeiten werden nur volle Jahre zugrunde gelegt. 

(3) Ist der Geistliche bei oder nach seiner Übernahme in den Dienst der Kirche befördert worden, so 
bemißt sich der Anteil des Bundes an den Versorgungsbezügen so, wie wenn der Geistliche in dem 
Amt verblieben wäre, in dem er sich vor der Übernahme befand. 

(4) Der kirchliche Dienstherr hat die vollen Versorgungsbezüge auszuzahlen. Ihm steht gegen den 
Bund ein Anspruch auf anteilige Erstattung zu. Die Bezüge für den Sterbemonat und das Sterbegeld 
fallen, sofern sie sich nach den Dienstbezügen des Geistlichen bemessen, dem kirchlichen Dienstherrn 
in voller Höhe zur Last. 

6. Abschnitt   Hilfskräfte 

Artikel 26 

(1) Dem Militärgeistlichen werden vom Staat die zur Unterstützung bei gottesdienstlichen Handlungen 
und Verwaltungsaufgaben im Zusammenhang mit der Militärseelsorge erforderlichen Hilfskräfte zur 
Verfügung gestellt. 

(2) Die Hilfskräfte bei den dienstaufsichtführenden Militärgeistlichen werden in das 
Beamtenverhältnis übernommen. 

7. Abschnitt   Schlußvorschriften 

Artikel 27 

Die Vertragsschließenden werden eine etwa in Zukunft zwischen ihnen entstehende 
Meinungsverschiedenheit über die Auslegung einer Bestimmung dieses Vertrages auf 
freundschaftliche Weise beseitigen. In gleicher Weise werden sie sich über etwa notwendig werdende 
Sonderregelungen verständigen. 

Artikel 28 

(1) Dieser Vertrag soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden sollen in Bonn ausgetauscht werden. 

(2) Er tritt am Tage des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft.220  

Schlußprotokoll 

Zu Artikel 3 Absatz 2 

Die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Militärgeistlichen im Nebenamt werden durch Vereinbarung 
zwischen dem Militärbischof und dem Bundesminister für Verteidigung geregelt. 

                                                           
220 In Kraft seit 30. Juli 1957. 
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Zu Artikel 6 Absatz 3 

Die Vereinbarungen über die Bildung, Errichtung und Änderung der personalen Seelsorgebereiche 
und der Militärkirchengemeinden werden im Verordnungsblatt des Militärbischofs veröffentlicht. 

Zu Artikel 7 

Die Angehörigen der personalen Seelsorgebereiche und der Militärkirchengemeinden sind 
verpflichtet, kirchliche Abgaben zu entrichten; den zuständigen Stellen bleibt eine nähere Regelung 
vorbehalten. 

Zu Artikel 10 

Der Militärbischof erhält vom Staat eine angemessene Dienstaufwandsentschädigung. Die ihm im 
Zusammenhang mit der kirchlichen Leitung der Militärseelsorge entstehenden Sachausgaben werden 
erstattet. Er erhält Reisekosten nach der Reisekostenstufe I a. 

Zu Artikel 11 

(1) Die Bundesregierung wird auf Wunsch die Gründe mitteilen, aus denen sie ihre Bedenken gegen 
den für die Ernennung zum Militärbischof vorgeschlagenen Geistlichen herleitet. Desgleichen wird 
der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland die Gründe mitteilen, die ihn zur Abberufung des 
Militärbischofs bestimmen. 

(2) Es besteht außerdem Einverständnis darüber, daß der Name des in Aussicht genommenen 
Militärbischofs vertraulich behandelt wird, bis seine Ernennung durch den Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland veröffentlicht ist. 

Zu Artikel 12 Absatz 1 Nr. 1 

Behält sich eine Gliedkirche vor, einem Militärgeistlichen das kirchliche Amt durch einen anderen 
Geistlichen zu übertragen, so beteiligt sich der Militärbischof an der Einführung, indem er den 
Militärgeistlichen begrüßt und ihm die kirchliche Anstellungsurkunde übergibt. 

Zu Artikel 12 Absatz 1 Nr. 8 

Die abgeschlossenen Kirchenbücher werden beim Evangelischen Kirchenamt für die Bundeswehr 
verwaltet. 

Zu Artikel 13 

Vorschriften und Richtlinien des Militärbischofs werden im Verordnungsblatt des Militärbischofs 
veröffentlicht. 

Zu Artikel 15 

Der Militärgeneraldekan ist berechtigt, im Auftrag des Militärbischofs dem Bundesminister für 
Verteidigung unmittelbar Vortrag zu halten. 

Zu Artikel 16 bis 25 

(1) Die kirchliche Amtstracht der Militärgeistlichen wird durch den Militärbischof bestimmt. 
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(2) Vor Einführung einer Dienstkleidung für die Militärgeistlichen ist die Zustimmung des 
Militärbischofs einzuholen. 

Zu Artikel 26 

(1) Jedem Militärgeistlichen mit Ausnahme der Militärgeistlichen im „Evangelischen Kirchenamt für 
die Bundeswehr“ wird eine Hilfskraft zugeteilt. 

(2) Die Hilfskräfte der Militärgeistlichen müssen evangelischen Bekenntnisses sein. Sie müssen die 
Befähigung für den Hilfsdienst in der Militärseelsorge erforderlichenfalls durch eine Prüfung 
nachweisen, die unter Beteiligung des Militärdekans oder eines von ihm beauftragten 
Militärgeistlichen abgehalten wird. 

Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag unterzeichnet worden.  

Geschehen zu Bonn, am 22. Februar 1957 in zwei Urschriften. 

Für die Bundesrepublik Deutschland, gez. der Bundeskanzler Adenauer und der Bundesminister für 
Verteidigung, Strauß 

Für die Evangelische Kirche in Deutschland, gez. der Vorsitzende des Rates D. Dibelius und der 
Leiter der Kirchenkanzlei D. Brunotte 

2.2 Bundesländer 

2.2.1 Baden-Württemberg 

2.2.1.1 Erlass des Kultusministeriums zur Überführung des Faches Jüdische 

Religionslehre aus der Versuchsform in die Regelform 

Vom 01.08.2005 (K.u.S. 2005 S. 107) 

Auf Antrag der Israelitischen Religionsgemeinschaften in Baden und in Württemberg wird ab dem 
Schuljahr 2005/2006 das Fach Jüdische Religionslehre aus der Versuchsform in ein ordentliches 
Unterrichtsfach im Sinne von Artikel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 18 der 
Landesverfassung und den §§ 96 bis 100 des Schulgesetzes überführt. 

Im Einzelnen wird dazu bestimmt: 

1. Der jüdische Religionsunterreicht wird von jüdischen Religionslehrkräften erteilt, die von 
ihrer Religionsgemeinschaft angestellt sind oder die in einem Beschäftigungsverhältnis zum 
Land Baden-Württemberg stehen. 

2. Die jüdischen Religionslehrkräfte bedürfen zur Unterrichtserteilung eines staatlichen 
Unterrichtsauftrags durch Ausweisung des Faches Jüdische Religionslehre im Stundenplan 
und einer Bevollmächtigung durch ihre Religionsgemeinschaft. 

3. Der jüdische Religionsunterricht wird nach Möglichkeit entsprechend den jeweiligen 
Stundentafeln mit bis zu zwei Wochenstunden durchgeführt. Die Bestimmungen für die 
gymnasiale Oberstufe bleiben davon unberührt. Einzelabsprachen sind zwischen der Schule 
und der betreffenden Israelitischen Religionsgemeinschaft vorzunehmen. 
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4. Die Schülerinnen und Schüler (einzelner, mehrerer oder aller Klassen bzw. Jahrgangsstufen) 
an einer Schule sollen jeweils zu Gruppen von mindestens acht Schülerinnen oder Schülern 
zusammengefasst werden. Ausnahmsweise wird jedoch zugelassen, dass mangels 
Schülerinnen und Schülern auch Gruppen ab zwei Schülerinnen oder Schülern gebildet 
werden. Die Zusammenfassung von Schülerinnen und Schülern verschiedener Schulen und 
Schularten zu einer Gruppe wird ebenfalls zugelassen. 

5. Der jüdische Religionsunterricht ist regelmäßig im Gebäude der Schule durchzuführen. 
Ausnahmsweise kann auf begründeten Antrag einer Israelitischen Religionsgemeinschaft der 
Religionsunterricht auch im Gemeindezentrum einer Jüdischen Gemeinde stattfinden. Dabei 
muss sichergestellt werden, dass die jeweilige Schulleitung jederzeit Zugang zu den 
Unterrichtsräumen hat. 

6. Bei der Festlegung des jüdischen Religionsunterrichts im Stundenplan ist auf die besonderen 
Regelungen der Nummern 4 und 5 Rucksicht zu nehmen. Der über den Stundenplan 
genehmigte staatliche Unterrichtsauftrag kann von der Schulaufsichtsbehörde entzogen 
werden, wenn sich aus der Person oder der Unterrichtstätigkeit der Lehrkraft schwerwiegende 
Einwände gegen deren Verwendung ergeben haben. Vor der Entscheidung über die 
Entziehung des staatlichen Unterrichtsauftrags ist die jeweilige Israelitische 
Religionsgemeinschaft zu hören Der Lehrkraft ist vor der Entscheidung über eine Entziehung 
des staatlichen Unterrichtsauftrags Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

7. Die Entscheidung über die Teilnahme von Schülerinnen oder Schülern anderer Bekenntnisse 
oder ohne Bekenntnis am jüdischen Religionsunterricht trifft die betreffende jüdische 
Religionslehrkraft. 

8. Jüdischer Religionsunterricht wird wie die übrigen Fächer benotet. Die von der jüdischen 
Religionslehrkraft erteilte Religionsnote ist in das Zeugnis bzw. die Halbjahresinformation 
unter dem Fach Religionslehre mit der Konfessionsangabe „jüdisch“ auszubringen. Die Note 
ist nach Maßgabe der jeweiligen Versetzungs- oder Prüfungsordnung versetzungserheblich. 

9. Die jüdischen Religionslehrkräfte nehmen nach Maßgabe der Konferenzordnung an den 
Lehrerkonferenzen der Schule bzw. der Schulen teil, aus denen die Schülerinnen und Schüler 
kommen. 

10. Der jüdische Religionsunterricht wird unbeschadet des allgemeinen Aufsichtsrechts des 
Staates von religionspädagogisch erfahrenen Beauftragten der Israelitischen 
Religionsgemeinschaften beaufsichtigt. 

2.2.1.2 Vereinbarung des Landes Baden-Württemberg mit der Erzdiözese 

Freiburg und mit der Diözese Rottenburg-Stuttgart (Römisch-katholische 

Kirchenvereinbarung Baden-Württemberg - RkKiVBW)*) 

Vom 31.10.2007 (GBl. 2008 S. 1), in Kraft seit 15.07.2008, Vertragsgesetz vom 08.01.2008 
(GBl. 2008 S. 1) 

Zwischen dem Land Baden-Württemberg, vertreten durch seinen Ministerpräsidenten, 

einerseits 

und 

der Erzdiözese Freiburg vertreten durch ihren Erzbischof 
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sowie 

der Diözese Rottenburg-Stuttgart vertreten durch ihren Bischof 

andererseits 

wird mit Zustimmung des Heiligen Stuhles folgende Vereinbarung geschlossen: 

Artikel 1 Staatsleistungen 

(1) Die dauernden Verpflichtungen des Landes zu wiederkehrenden Leistungen an die Kirchen bleiben 
nach Maßgabe des Artikels 140 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland in Verbindung 
mit Artikel 138 Absatz 1 der Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 1919 (RGBl. S.1383) 
dem Grunde nach gewährleistet. 

(2) Das Land zahlt der Erzdiözese Freiburg und der Diözese Rottenburg-Stuttgart anstelle früher 
geleisteter Zahlungen für Zwecke des Kirchenregiments, der Pfarrbesoldung und -versorgung sowie 
anstelle anderer, früher auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhender Zahlungen einen 
Gesamtzuschuss. 

(3) Die Gesamtleistung beträgt für die Erzdiözese Freiburg 

a) im Jahre 2007 24 241 900 (in Worten: 
vierundzwanzigmillionenzweihunderteinundvierzigtausendneunhundert) Euro 

b) in den Jahren 2008 und 2009 jeweils 24 621 500 (in Worten: 
vierundzwanzigmillionensechshunderteinundzwanzigtausendfünfhundert) Euro 

c) ab 1. Januar 201025 527 600 (in Worten: 
fünfundzwanzigmillionenfünfhundertsiebenundzwanzigtausendsechshundert) Euro. 

(4) Die Gesamtleistung beträgt für die Diözese Rottenburg-Stuttgart 

1. als allgemeine Staatsleistungen 

a) im Jahre 2007 24 338 100 (in Worten: 
vierundzwanzigmillionendreihundertachtunddreißigtausendeinhundert) Euro 

b) in den Jahren 2008 und 2009 jeweils 24 719 200 (in Worten: 
vierundzwanzigmillionensiebenhundertneunzehntausendzweihundert) Euro 

c) ab 1. Januar 201025 629 000 (in Worten: 
fünfundzwanzigmillionensechshundertneunundzwanzigtausend) Euro. 

2. als Staatsleistung für das Wilhelmsstift in Tübingen und für die bischöflichen Konvikte in Ehingen 
und Rottweil 

a) im Jahre 2007 1 057 300 (in Worten: einemillionsiebenundfünfzigtausenddreihundert) Euro 

b) im Jahre 2008 1 083 700 (in Worten: einemilliondreiundachtzigtausendsiebenhundert) Euro 

c) im Jahre 2009 1 105 400 (in Worten: einemillioneinhundertfünftausendvierhundert) Euro 
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d) im Jahre 2010 1 127 500 (in Worten: einemillioneinhundertsiebenundzwanzigtausendfünfhundert) 
Euro 

e) im Jahre 2011 1 150 000 (in Worten: einemillioneinhundertfünfzigtausend) Euro 

f) ab 1. Januar 2012 1 173 000 (in Worten: einemillioneinhundertdreiundsiebzigtausend) Euro. 

(5) Unberührt bleiben die Verpflichtungen des Landes nach dem 2. Halbsatz des Schlussprotokolls 
zum Badischen Konkordat zu Artikel VI Absatz 5 (staatliche Baupflichten) und entsprechende 
Baupflichtregelungen in den ehemals württembergischen und hohenzollerischen Landesteilen. 

(6) Verändert sich aufgrund allgemeiner Besoldungsanpassungen die Besoldung der Beamtinnen und 
Beamten des Landes, so verändert sich ab 1. Januar 2011 die Höhe der Staatsleistungen gemäß Absatz 
3 Buchstabe c) und Absatz 4 Nr.1 Buchstabe c) sowie ab 1. Januar 2013 die Höhe der Staatsleistungen 
gemäß Absatz 4 Nr. 2 Buchstabe f) entsprechend. 

(7) Der Gesamtbetrag der Staatsleistungen nach den Absätzen 3 und 4 wird in elf Monatsraten von je 
8,3 vom Hundert der (voraussichtlichen) Staatsleistungen - abgerundet auf den nächsten durch 10 000 
teilbaren Betrag - und einer Schlusszahlung in Höhe der Differenz zu dem nach den Absätzen 3 und 4 
jährlich zu zahlenden Betrag an die Kirchen ausgezahlt. Die Erzdiözese Freiburg verpflichtet sich, den 
daraus einzelnen Kirchenfonden und Pfründen zustehenden Anteil an diese weiterzuleiten. Eines 
Verwendungsnachweises bedarf es nicht. 

(8) Für eine Ablösung nach Maßgabe des Artikels 140 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland in Verbindung mit Artikel 138 Absatz 1 der Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. 
August 1919 bleibt die bisherige Rechtslage maßgebend. 

Artikel 2 Gebührenbefreiung für kirchliche Körpersc haften und Einrichtungen 

Die auf Landesrecht beruhenden Befreiungen und Ermäßigungen von Kosten, Gebühren und Auslagen 
bleiben den Diözesen und ihren Gliederungen in gleichem Umfang wie dem Land erhalten. 

Artikel 3 Parität 

Sollte das Land in Verträgen mit anderen Religionsgemeinschaften über diese Vereinbarung 
hinausgehende Rechte oder Leistungen gewähren, werden die Parteien dieser Vereinbarung 
gemeinsam prüfen, ob wegen des Grundsatzes der Parität Änderungen der Vereinbarung notwendig 
sind. 

Artikel 4 Auslegung der Vereinbarung und Anpassung, Aufgabenübertragung 

(1) Die Parteien dieser Vereinbarung werden eine in Zukunft zwischen ihnen etwa entstehende 
Meinungsverschiedenheit über die Auslegung einer Bestimmung dieser Vereinbarung auf 
freundschaftliche Weise beseitigen. 

(2) Haben die Verhältnisse, die für die Festsetzung des Vereinbarungsinhalts maßgebend gewesen 
sind, sich seit Abschluss der Vereinbarung so wesentlich geändert, dass einer Partei das Festhalten an 
der ursprünglichen Regelung nicht zuzumuten ist, so werden die Parteien sich bemühen, auf 
freundschaftliche Weise eine Anpassung des Inhalts der Vereinbarung an die geänderten Verhältnisse 
zu erreichen. 

(3) Überträgt das Land Aufgaben, die das staatskirchenrechtliche Verhältnis zu den Kirchen berühren, 
wirkt es auf die Einhaltung der Bestimmungen dieser Vereinbarung hin. 
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Artikel 5 Zustimmungserfordernisse und Inkrafttrete n 

Diese Vereinbarung bedarf der Zustimmung der Landesregierung und des Landtags von Baden-
Württemberg sowie der Zustimmung des Heiligen Stuhles. Sie tritt in Kraft, wenn das Land Baden-
Württemberg und die Apostolische Nuntiatur in Berlin im Namen des Hl. Stuhles ihre Zustimmung zu 
diesem Vereinbarungsinhalt durch einen Notenwechsel erklärt haben. Diese Noten sollen in Stuttgart 
ausgetauscht werden. Die Vereinbarung tritt am Tage nach diesem Austausch in Kraft. Der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens wird im Gesetzblatt des Landes Baden-Württemberg, im Amtsblatt der Erzdiözese 
Freiburg und im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Rottenburg-Stuttgart bekannt gemacht.*) 

Schlussprotokoll zur Vereinbarung zwischen dem Land Baden-Württemberg und den 
katholischen Diözesen 

Bei der Unterzeichnung der am heutigen Tage geschlossenen Vereinbarung des Landes Baden-
Württemberg mit der Erzdiözese Freiburg und der Diözese Rottenburg-Stuttgart sind folgende 
übereinstimmende Erklärungen abgegeben worden, die einen integrierenden Bestandteil der 
Vereinbarung bilden: 

Zu Artikel 1 

Zu Absatz 3 Buchstabe c und Absatz 4 Nr.1 Buchstabe c 

Der dort genannten Höhe der Staatsleistungen liegt eine angenommene Erhöhung des 
Grundgehaltssatzes und des Familienzuschlags der Eckperson (Schlussprotokoll zu Absatz 6) im Jahre 
2010 um 1,5 vom Hundert zugrunde. Sollte die tatsächliche Erhöhung des Grundgehaltssatzes und des 
Familienzuschlags der Eckperson im Jahre 2010 mindestens 2 vom Hundert betragen, so wird die dort 
genannte Höhe der Staatsleistungen um die sich aus der angenommenen Erhöhung des 
Grundgehaltssatzes und des Familienzuschlags der Eckperson im Jahre 2010 ergebende Erhöhung der 
Staatsleistungen vermindert und dieser Betrag entsprechend der Erhöhung der Besoldung im Jahr 2010 
gemäß Schlussprotokoll zu Absatz 4 erhöht. 

Zu Absatz 6 

Als Berechnungsgrundlage für Änderungen der Höhe der Staatsleistungen dient die Veränderung der 
Besoldung für das erste Beförderungsamt für den höheren nichttechnischen Verwaltungsdienst 
(Besoldungsgruppe A 14 Bundesbesoldungsordnung, Dienstaltersstufe 6, verheiratet, zuzüglich der 
Zuführung zur Versorgungsrücklage [Eckperson]). Bei strukturellen Veränderungen des 
Besoldungsrechts ist die Berechnungsgrundlage durch Vereinbarung zwischen dem Kultusministerium 
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und den (Erz-)Bischöflichen Ordinariaten so 
anzupassen, dass sich die Höhe der Staatsleistungen hierdurch nicht verändert.Stuttgart, den 31. 
Oktober 2007 

Der Ministerpräsident 
des Landes Baden-Württemberg  
Günther H. Oettinger 

Der Erzbischof 
von Freiburg  
Dr. Robert Zollitsch 
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Der Bischof 
von Rottenburg-Stuttgart  
Dr. Gebhard Fürst 

 

2.2.1.3 Vereinbarung zwischen dem Innenministerium Baden-Württemberg und 

dem Evangelischen Oberkirchenrat Karlsruhe, dem Evangelischen 

Oberkirchenrat Stuttgart, dem Erzbischöflichen Ordinariat Freiburg und dem 

Bischöflichen Ordinariat Rottenburg-Stuttgart über die Kirchliche Arbeit in der 

Polizei des Landes Baden-Württemberg (Vereinbarung Kirchl. Arbeit) 

Vom 04.07.2002 (GVBl. S. 165) 

Präambel 

Polizei und Kirchen stehen auf ihre Weise im Dienste der Menschen und sind in unterschiedlicher 
Form wichtige Stützen in gesellschaftlichen Wandlungsprozessen. Beide spüren die gesellschaftlichen 
Veränderungen unmittelbar und im direkten Kontakt mit den Bürgerinnen und Bürgern und müssen 
darauf angemessen antworten und reagieren. 

Polizeilich notwendiges Handeln bis hin zu Eingriffen in die Grund- und Menschenrechte kann mit 
Konflikten zwischen den persönlichen Entscheidungskriterien der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Polizei und den rechtlichen und organisatorischen Vorgaben verbunden sein. Berufsethik und 
Seelsorge tragen dazu bei, einen ethischen und spirituellen Orientierungsrahmen zu schaffen und 
Hilfestellungen in Konfliktfällen anzubieten. 

Die Vertragspartner setzen die bewährte Zusammenarbeit im Rahmen der Kirchlichen Arbeit in der 
Polizei des Landes Baden-Württemberg fort und treffen folgende Vereinbarung: 

1. Kirchliche Arbeit in der Polizei 

Kirchliche Arbeit in der Polizei wird in enger ökumenischer Kooperation wahrgenommen. Sie umfasst 
berufsethischen Unterricht, Seelsorge und Tagungs- bzw. Fortbildungsarbeit. Berufsethik und 
Seelsorge werden grundsätzlich von den Beauftragten der Kirchlichen Arbeit in der Polizei 
wahrgenommen. Diese werden dem Innenministerium – Landespolizeipräsidium –, im Einzelfall auch 
den Dienststellen, durch den Oberkirchenrat Stuttgart oder den Oberkirchenrat Karlsruhe sowie durch 
das Erzbischöfliche Ordinariat Freiburg oder das Bischöfliche Ordinariat Rottenburg – Stuttgart 
benannt. Die Kirchen sorgen für eine qualifizierte Vorbereitung und beruflichen Einführung dieser 
Beauftragten. Die Dienststellen der Polizei unterstützen dies, um die Beauftragten mit dem 
polizeilichen Alltag vertraut zu machen. 

Kirchliche Arbeit in der Polizei leistet einen Beitrag zur inneren Kultur der Polizei. Sie wirkt damit an 
der Stärkung der ethischen Orientierung und Haltung mit und beteiligt sich mit ihren Möglichkeiten an 
der Wahrnehmung und Ausübung polizeilicher Aufgaben (z.B. Betreuung nach traumatischen 
Ereignissen). Sie führt ihren eigenen kirchlichen Auftrag im Geist der Partnerschaft aus und ist der 
polizeilichen Arbeit solidarisch und kritisch verbunden. 

Den Kirchen wird die Möglichkeit gegeben, einen Beirat zu berufen, der die Kirchliche Arbeit in der 
Polizei qualifizierend begleitet und berät. Näheres regeln die Kirchen. 
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Die Polizei verpflichtet sich, die organisatorischen Voraussetzungen dafür zu schaffen oder zu 
erhalten, dass eine aufgabengerechte und angemessene Ausübung der Kirchlichen Arbeit in der Polizei 
möglich ist. Die Beauftragten der Kirchen können sich zur Wahrnehmung des kirchlichen Dienstes im 
Arbeitsbereich und in den Gebäuden der Polizei in Absprache mit den Verantwortlichen frei bewegen, 
sich informieren, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Polizei zu Gesprächen einladen und Kontakte 
knüpfen. Sie sollen zu geeigneten Veranstaltungen eingeladen werden. 

2. Finanzierung 

Für die seelsorgerische Arbeit stellen die Kirchen die Mittel zur Verfügung. Dafür gelten die 
jeweiligen, insbesondere haushaltsrechtlichen Bestimmungen der beiden Landeskirchen und Diözesen. 

Im Rahmen ihres seelsorgerischen Dienstes bietet die Kirchliche Arbeit in der Polizei Tagungen an, 
die vom Land Baden-Württemberg nach Einzelabsprache gefördert werden können 

durch Sonderurlaub, 

durch Bezuschussung der Veranstaltungen, 

durch logistische und administrative Unterstützung, z.B. Werbung in publizistischen Organen der 
Polizei, Unterbringung. 

Zu diesen Tagungen gehört insbesondere das Ökumenische Jahrestreffen der Kirchlichen Arbeit in der 
Polizei. 

Für berufsethische Unterrichte, Vorlesungen und sonstige Veranstaltungen im Bereich der Berufsethik 
trägt die Polizei des Landes Baden-Württemberg die Kosten. 

3. Berufsethik 

Polizeiliches Handeln hält sich an Recht und Gesetz. Immer hat es auch eine ethische Dimension. Die 
Bewahrung der unantastbaren Würde des Menschen muss stets im Blickfeld sein. 

Darum sollen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Polizei ihre ethische Verantwortung in der 
täglichen Arbeit erkennen, wahrnehmen und kritisch reflektieren. 

Berufsethik ist in ein vernetztes Gesamtsystem der Aus- und Fortbildung eingebettet, das für ein 
berufslebenslanges Lernen konzipiert ist und permanent den sich wandelnden Anforderungen an die 
Berufsausübung in der Polizei angepasst wird. 

Die von den Kirchen mit der Kirchlichen Arbeit in der Polizei Beauftragten verantworten den 
berufsethischen Unterricht/die berufsethische Fortbildung in folgenden Bereichen: 

In den Polizeischulen der Bereitschaftspolizeiabteilungen gemäß den vereinbarten Lehrplänen. In der 
Ausbildung für den mittleren Polizeivollzugsdienst übernehmen sie die Praxisreflexion nach dem 1. 
Praktikum entsprechend der Vereinbarung mit dem Bereitschaftspolizeipräsidium. 

Sie wirken in den Fortbildungsmaßnahmen der Dienststellen und Einrichtungen der Polizei mit, die 
berufsethische Fragestellungen beinhalten (z.B. in der Qualifizierung der Konfliktberater/-innen an der 
Akademie der Polizei und an der Hochschule für Polizei). Sie haben die Möglichkeit, mit den 
jeweiligen Dienststellen und Einrichtungen der Polizei Fortbildungsveranstaltungen anzubieten. 
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Die Berufsethik an der Fachhochschule Villingen-Schwenningen – Hochschule für Polizei – wird 
grundsätzlich durch den/die dortige Lehrstuhlinhaber/-in für Berufsethik wahrgenommen. Die mit der 
Kirchlichen Arbeit in der Polizei Beauftragten können in Abstimmung mit der Lehrstuhlinhaberin/ 
dem Lehrstuhlinhaber berufsethische Seminare, Schwerpunktfächer u.a. an der Fachhochschule 
durchführen. Den Kirchen wird die Möglichkeit gegeben, in notwendig werdenden 
Berufungsverfahren für diese Professur beratend mit zu wirken. 

4. Seelsorge 

Polizeiliches Handeln kann in besonderer Weise belastend sein. Deshalb benötigen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Polizei bei der Bewältigung ihrer Aufgaben Rat, Unterstützung 
und Beistand. Die Kirchen bieten dafür ihr verlässliches Netz von Seelsorge in der örtlichen 
Gemeinde, in Beratungsstellen und in der Kirchlichen Arbeit in der Polizei durch Polizeiseelsorger/-
innen an, die mit dem polizeilichen Alltag vertraut sind. 

Zum seelsorgerischen Dienst der Kirchlichen Arbeit in der Polizei gehören persönliche Begleitung der 
Polizeibediensteten, gegebenenfalls auch ihrer Familien, Begleitung von Einsätzen, Teilnahme und 
Mitwirkung an Dienstversammlungen, Gottesdienste, liturgische und rituelle Handlungen, 
Besinnungstage, Seminare, Familienfreizeiten und weitere Angebote. 

Kirchen und Polizei sind sich ihrer Verantwortung für den ökumenischen Gedenkgottesdienst für die 
im Dienst getöteten Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten bewusst und halten gemeinsam an der 
jährlichen Durchführung fest. 

Die Polizei gibt den hauptberuflichen Polizeiseelsorger/-innen und anderen Beauftragten für den 
Kirchlichen Dienst in der Polizei, die eine entsprechende Kompetenz erworben haben, die 
Möglichkeit, in den aufgestellten Kriseninterventionsteams gemäß der VwV Einsatztraining und 
Konflikthandhabung mitzuwirken. Dies gilt grundsätzlich auch für Auslandseinsätze. 

Die seelsorgerische Aufgabenerfüllung erfolgt unter Berücksichtigung der einsatztaktischen 
Erfordernisse bzw. des notwendigen polizeilichen Handelns. Im Rahmen der Seelsorge sind die 
Polizeiseelsorger/-innen nicht an staatliche Weisungen gebunden. 

Polizeiseelsorge basiert wie jede Seelsorge auf Freiwilligkeit und versteht sich als Angebot, das jede/r 
Polizeibedienstete auf Grund freier Entscheidung annehmen kann. 

5. Polizei – Online 

Für die Kirchliche Arbeit in der Polizei kann das elektronische Bildungs- und Informationssystem der 
Polizei des Landes (Polizei – Online) genutzt werden. Zugangsmöglichkeiten bestehen bei den 
Dienststellen und Einrichtungen der Polizei. 

Die Ausgestaltung geschieht durch eine/n Beauftragte/n der Kirchlichen Arbeit in der Polizei in 
Zusammenarbeit mit der Akademie der Polizei. 

6. Inkrafttreten 

Diese Vereinbarung gilt mit Wirkung vom 4. Juli 2002. 

Hartmut Lewitzki 
Inspekteur der Polizei 
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Hermann Ritter 
Domkapitular im Erzbischöflichen Ordinariat Freiburg 

Dr. Michael Nüchtern 
Oberkirchenrat im Evangelischen Oberkirchenrat Karlsruhe 

Werner Redies 
Generalvikar der Diözese Rottenburg-Stuttgart 

Margit Rupp 
Oberkirchenrätin und Direktorin im Evangelischen Oberkirchenrat Stuttgart 

2.2.1.4 Württ. Verordnung des Kultusministeriums über die Schulen der 

niederen evangelisch-theologischen Seminare (Seminar-Verordnung) [von 

Baden-Württemberg] 

Vom 05.03.1928 (RegBl. S. 11) 

Auf Grund des § 73 Abs. 2 des Gesetzes über die Kirchen vom 3. März 1924 (Reg.BI. S. 93) wird im 
Einvernehmen mit dem Evangelischen Oberkirchenrat, mit Zustimmung des Finanzministeriums zu 
den §§ 6 und 7, verordnet: 

§ 1 

(1) Die Schulen der niederen ev.-theologischen Seminare sind öffentliche Schulen, die den vier oberen 
Klaffen der staatlich anerkannten Gymnasien entsprechen. Sie sind berechtigt, die Reifeprüfung 
abzuhalten. 

(2) Zum Besuch der Schulen sind die Zöglinge der Seminarheime berechtigt und verpflichtet. Der 
Vorstand der Ev. Seminarstiftung kann mit Genehmigung der Staatsbehörde aus besonderen Gründen 
sonstige Schüler zum Besuch der Schulen oder einzelner Unterrichtsfächer zulassen; die Zulassung ist 
widerruflich. 

§ 2 

(1) Die Seminarschulen werden von der staatlichen Unterrichtsverwaltung beaufsichtigt und geleitet. 
Die Mitwirkung des Stiftungsvorstands ist in § 3 geregelt. 

(2) Für die Beaufsichtigung und Leitung des Religionsunterrichts gelten die Bestimmungen über den 
Religionsunterricht der höheren Schulen (§ 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 1 und Abs. 2 B Nr. 1, 2 und 5 der 
Verfügung des Kultministeriums über den Religionsunterricht an den höheren Schulen vom 1. April 
1922, Amtsbl. S. 39). 

(3) Die für die Seminarschulen bestimmten Gebäude und Grundstücke sowie die Schulgeräte und 
Lehrmittel mit Einschluß der Lehrer- und Schülerbüchereien werden von dem Vorstand der Ev. 
Seminarstiftung unter der Aufsicht des Oberkirchenrats vermaltet. Soweit die Vereinbarung über die 
Seminare vom 5. März 1928 nichts anderes bestimmt, gelten für die Aufsicht der Staatsbehörde über 
diese Verwaltung die Grundsätze, nach denen die Unterrichtsverwaltung die Gebäude und die sonstige 
Ausstattung der höheren Schulen beaufsichtigt, deren fachliche Kosten von den Gemeinden getragen 
werden. 
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§ 3 

(1) Der Vorstand der Ev. Seminarstiftung übt unter der Aufsicht der Staatsbehörde folgende 
Befugnisse aus: 

1. Er vermittelt den schriftlichen Verkehr zwischen der Staatsbehörde und den Schulvorständen. 

2. Er erläßt mit Genehmigung der Staatsbehörde die Schülervorschriften, genehmigt die Stundenpläne, 
setzt mit Genehmigung der Staatsbehörde die Ferien fest und regelt die Lernmittelbeiträge sowie die 
Beiträge der Schüler für die Schülerbüchereien. 

Bevor die Staatsbehörde den Lehrplan festsetzt und die Verteilung der Lehraufträge und die 
Einführung von Lehr- und Lernmitteln genehmigt, gibt sie dem Stiftungsvorstand Gelegenheit zur 
Äußerung. 

3. Der Stiftungsvorstand entscheidet endgültig über Beschwerden gegen Schulstrafverfügungen der 
Schulvorstände und Lehrerkonvente. 

4. Die Mitglieder des Stiftungsvorstands sind berechtigt, der Besichtigung des Unterrichts durch die 
Staatsbehörde anzuwohnen. 

5. Die Mitglieder des Stiftungsvorstands können in die bei der Reifeprüfung gefertigten schriftlichen 
Arbeiten der Schüler Einsicht nehmen und dem mündlichen Teil der Prüfung anwohnen. 

(2) Für die Mitwirkung des Stiftungsvorstands in Angelegenheiten der Seminarschulen gelten die §§ 3 
und 4 der Stiftungsverfassung. 

§ 4 

(1) Die Vorstände und Lehrer der Seminarschulen sind Staatsbeamte. 

(2) Die Vorstände und planmäßigen Lehrer genießen mit den Abweichungen des § 5 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 4 die Rechte der auf Lebenszeit angestellten Beamten. 

(3) Den Lehrern steht die Hälfte der Repetenten gleich. Die kirchlichen Repetenten erhalten ihre 
Lehraufträge von der Staatsbehörde. 

§ 5 

(1) Vor der Ernennung eines Schulvorstands versichert sich die Staatsbehörde, daß der 
Kirchenpräsident bereit ist, ihn zum Leiter des Seminarheims zu ernennen. Mit der Enthebung von 
dem kirchlichen Amt endigt das Amt des Schulvorstands. 

(2) Die Staatsbehörde holt vor der Ernennung der Schulvorstände und der planmäßigen 
Religionslehrer Vorschläge des Stiftungsvorstands ein und gibt dem Stiftungsvorstand vor der 
Ernennung der übrigen planmäßigen Lehrer Gelegenheit, sich zu den beabsichtigten 
Ernennungsvorschlägen zu äußern. 

(3) Zu planmäßigen Religionslehrern werden nur solche Bewerber ernannt, die der Oberkirchenrat für 
geeignet hält, die Seelsorge an den Seminarzöglingen zu übernehmen. 

(4) Zur Bekleidung der hauptamtlichen Lehrstellen sind nur Angehörige der evangelischen 
Landeskirche befähigt. 
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(5) Die Lehrer sind verpflichtet, neben dem Lehramt die Dienstleistungen für das Seminarheim zu 
übernehmen, die der Vorstand der Ev. Seminarstiftung mit Genehmigung der Staatsbehörde festsetzt. 

§ 6 

(1) Die Bezüge der Vorstände und Lehrer der Seminarschulen werden von der Staatshauptkasse 
gezahlt. Der Wert der Dienstwohnung oder Mietzinsentschädigung wird angerechnet, soweit nicht die 
Vereinbarung über die Seminare etwas anderes bestimmt. 

(2) Die Höhe der Staatsleistung für die Vorstände und Lehrer der Schulen bleibt der Verabschiedung 
des Landtags vorbehalten. 

(3) Die Leistungen des Staats für die sachlichen Kosten der Seminarschulen sind in der Vereinbarung 
über die Seminare geordnet. 

§ 7 

(1) Die Seminarzöglinge, die freie Unterkunft und Verpflegung genießen, sind von der Entrichtung 
des Schulgelds für den Unterricht in den Pflichtfächern befreit. Die übrigen Schüler zahlen für diesen 
Unterricht nach den näheren Bestimmungen der Staatsbehörde das Schulgelb an die Staatskasse, das in 
der staatlichen Schulgelbordnung für die entsprechenden Klassen der Gymnasien festgesetzt ist. Das 
Schulgeld für freiwilligen Unterricht regelt die Staatsbehörde. 

(2) Von dem Ertrag der Schulgelder für den Unterricht in den Pflichtfächern wird der Ev. 
Seminarstiftung die Summe von 500 RM jährlich zu Beiträgen an bedürftige Seminarzöglinge für die 
in den Seminarschulen benötigten Lernmittel überlassen. Bei einer Änderung des Schulgeldsatzes 
ändert sich die Summe im gleichen Verhältnis. 

§ 8 

(1) Die Verordnung tritt gleichzeitig mit der in § 2 genannten Vereinbarung in Kraft. 

(2) Die Rechte der vorher ernannten Schulvorstände werden durch die Verordnung nicht berührt. 

(3) Die zuständige Staatsbehörde wird von dem Kultministerium bestimmt. 

(4) Auf den Musikunterricht der Seminare findet die Verordnung feine Anwendung. 

Stuttgart, den 5. März 1928. 

 

 

 

2.2.2 Bayern 

2.2.2.1 Bescheid betreffend die Einrichtung neuapostolischen 

Religionsunterrichts als ordentliches Lehrfach an Realschulen, 

Wirtschaftsschulen und Gymnasien in Bayern 

Vom 28.11.1994, in der Fassung vom 09.08.1996 

Das Bayerische Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst erlässt folgenden 
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Bescheid: 

1. Der im Auftrag der Neuapostolischen Kirche Bayern, Körperschaft des Öffentlichen Rechts, für 
Schüler der bayerischen Realschulen und Wirtschaftsschulen sowie für Schüler der bayerischen 
Gymnasien in den Jahrgangsstufen 5 bis 10 durchgeführte außerschulische Religionsunterricht im 
Sinn von Art. 136 Abs. 2 der Bayerischen Verfassung und Art. 46 des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen (Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach) anerkannt. 

2. Die Anerkennung des Religionsunterrichts erfolgt unter den nachstehenden Voraussetzungen: 

a. Der Unterricht ist regelmäßig zu erteilen und im Einvernehmen mit den betroffenen Schulen 
zeitlich so zu legen, daß die Teilnehmer an der Erfüllung ihrer sonstigen schulischen Pflichten 
nicht gehindert sind. 

b. Der Unterricht darf nur von Lehrkräften erteilt werden, die von der Neuapostolischen Kirche 
Bayern zur Erteilung neuapostolischen Religionsunterrichts bevollmächtigt sind und eine 
Lehramtsbefähigung nach näherer Maßgabe des Bayerischen Lehrerbildungsgesetzes 
erworben haben, und zwar 

- bei Schülern der Realschulen und Wirtschaftsschulen von Lehrkräften mit 
Lehramtsbefähigung für Gymnasien, für Realschulen oder für berufliche Schulen, 

- bei Schülern der Gymnasien von Lehrkräften mit Lehramtsbefähigung für Gymnasien. 

Soweit die Lehrkräfte Beamte des Freistaates Bayern sind, erteilen sie den Unterricht im 
Rahmen einer Nebenbeschäftigung für die Neuapostolische Kirche, die nach § 7 Abs. 1 Satz 1 
der Bayerischen Nebentätigkeitsverordnung als allgemein genehmigt gilt. Lehrkräfte, die nicht 
im Schuldienst stehen, haben die in § 47 des Bundesseuchengesetzes und in den dazu 
ergangenen Ausführungsbestimmungen geforderten gesundheitlichen Voraussetzungen vor 
Aufnahme des Dienstes nachzuweisen. Den Einsatzort oder die Einsatzorte der Lehrkräfte 
bestimmt das Staatsministerium im Einvernehmen mit der Neuapostolischen Kirche. 

c. Dem Unterricht sind einstweilen die mit KMS vom 2.4.1985 Nr. A/1-8/18 886 genehmigten 
Lehrpläne zugrundezulegen. Diese Lehrpläne sind im Lauf des Schuljahres 1994/95 in 
überarbeiteter Fassung erneut zur Genehmigung vorzulegen. 

d. Im Unterricht dürfen nur schulaufsichtlich genehmigte Lernmittel verwendet werden. Die 
Neuapostolische Kirche wird gebeten zu veranlassen, daß dem Ministerium die vorgesehenen 
Lehrmittel unverzüglich zur Genehmigung vorgelegt werden. 

e. Der Unterricht ist getrennt nach Gruppen für Schüler der Real- und Wirtschaftsschulen und 
Gruppen für Schüler der Gymnasien zu erteilen. Die Gruppen dürfen jeweils Schüler aus 
höchstens zwei aufeinanderfolgenden Jahrgangsstufen umfassen. Dabei können Teilnehmer 
aus mehreren Schulen zusammengefaßt werden. Jede Gruppe soll aus mindestens fünf 
Teilnehmern bestehen. 

f. Der Unterricht kann in Räumen abgehalten werden, die von der Neuapostolischen Kirche 
Bayern und ihren Gemeinden zur Verfügung gestellt werden, sofern sie für Unterrichtszwecke 
geeignet sind. Diese Eignung wird im Auftrag des Ministeriums durch die jeweils zuständige 
Regierung festgestellt. 

g. Der Unterricht ist in dem durch die Stundentafel festgelegten Umfang zu erteilen. 
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h. Die Neuapostolische Kirche Bayern teilt den Schulen vor Unterrichtsbeginn eines jeden 
Schuljahres die Namen der am Religionsunterricht teilnehmenden Schüler und die 
Stundenzahl mit. Um die Aufnahme der Religionsnote in die Zeugnisse sicherzustellen, hat 
die Kirche den betroffenen Schulen rechtzeitig vor den Zeugnisterminen schriftliche Angaben 
über die jeweils erzielte Religionsnote zu übermitteln. 

i. Im übrigen gelten die für den Unterricht im Fach Religion einschlägigen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften. Dazu gehören insbesondere: Art. 136 der Bayerischen Verfassung, 
Art. 46 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen, die 
Schulordnungen für die Realschulen, Wirtschaftsschulen und Gymnasien in Bayern in ihrer 
jeweils geltenden Fassung und die sonstigen schulrechtlichen Bestimmungen. 

3.  Das Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst kann nach näherer Maßgabe 
der Schulordnungen von einzelnen ihrer Bestimmungen Befreiung erteilen. Das Ministerium kann 
insbesondere genehmigen, daß der Umfang des Unterrichts in Abweichung von den geltenden 
Stundentafeln auf eine Wochenstunde gekürzt wird, wenn die Kürzung unter Würdigung der 
Gesamtumstände pädagogisch verantwortet werden kann. Befreiungen dieser Art sind nur im 
Einzelfall und nur in zeitlich und örtlich begrenztem Umfang möglich; sie sind von der 
Neuapostolischen Kirche Bayern rechtzeitig beim Staatsministerium zu beantragen. 

4.  Alle Änderungen von tatsächlichen und rechtlichen Verhältnissen, die diesen Bescheid berühren 
könnten, einschließlich der Veränderungen bei Lehrkräften sind dem Staatsministerium mitzuteilen. 

Das Ministerium behält sich vor, diesen Bescheid ganz oder teilweise zu widerrufen, wenn die 
Voraussetzungen für die Anerkennung des von der Neuapostolischen Kirche Bayern durchgeführten 
Religionsunterrichts als Religionsunterricht im Sinn von Art. 136 Abs. 2 der Bayerischen Verfassung 
und Art. 46 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (Religionsunterricht 
als ordentliches Lehrfach) wegfallen. Das gilt insbesondere, wenn eine der unter 2. und 3. 
aufgeführten Voraussetzungen nicht erfüllt wird.  

5.  Der neuapostolische Religionsunterricht gilt insoweit als eingerichtet, als er nach Maßgabe dieses 
Bescheids erteilt wird. Soweit dies nicht der Fall ist, haben die bekenntniszugehörigen Schüler am 
Ethikunterricht oder nach näherer Maßgabe der Schulordnungen am Religionsunterricht eines anderen 
Bekenntnisses teilzunehmen. 

2.2.2.2 Vereinbarung zwischen dem Freistaat Bayern und der Altkatholischen 

Kirche in Bayern über die Pauschalvergütung für die Erteilung des 

Religionsunterrichts 

Vom 22.10.1986 / 28.04.1987 (Bayerischer Landtag, 11. Wahlperiode, Drucksache 11/2411, 
S. 1) 

Zwischen dem Freistaat Bayern, vertreten durch den Bayerischen Staatsminister für Unterricht und 
Kultus, Hans Zehetmair, 

und 

der Altkatholischen Kirche in Bayern, vertreten durch Dekan Konrad Liebler,  

wird auf Grund des Art. 32 des Volksschulgesetzes und des Art. 1 Abs. 2 des Sonderschulgesetzes in 
Verbindung mit Art. 32 des Volksschulgesetzes, ab 01.01.1987 auf Grund des Art. 7 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes, über die pauschale Vergütung von Geistlichen, Katecheten und sonstigen 
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Religionslehrern der Altkatholischen Kirche in Bayern erteilten lehrplanmäßigen Religionsunterricht 
an öffentlichen Volksschulen und Sondervolksschulen für die Zeit ab dem 01.07.1982 folgende 
Vereinbarung geschlossen: 

Artikel 1   Allgemeine Bestimmungen 

§ 1  

(1) Der Freistaat Bayern vergütet den von Geistlichen, Katecheten und sonstigen Religionslehrern der 
Altkatholischen Kirche in Bayern erteilten lehrplanmäßigen Religionsunterricht an öffentlichen 
Volksschulen und Sondervolksschulen für die Zeit ab dem 01.07.1982 nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen. 

(2) Die bis zum 30.06.1982 vom Freistaat Bayern geleisteten Abschlagszahlungen werden als 
abschließend und endgültig betrachtet. 

§ 2 

(1) Die Pauschalvergütung für die Erteilung des Religionsunterrichts errechnet sich unter 
Berücksichtigung 

der jeweils festgelegten Vergütung (Jahreswochenstundenvergütung) für die Erteilung 
nebenberuflichen Unterrichts durch Lehrer an Volksschulen, 

der sich aus der Gesamtzahl der Schüler an öffentlichen Volksschulen und Sondervolksschulen im 
Freistaat Bayern, die altkatholischen Religionsunterricht erhalten, und der ab dem 01.07.1982 jeweils 
geltenden Mindestzahl für die Bildung einer Gruppe in den Pflichtfächern an Grund- und 
Hauptschulen (=12 bis zum 31.07.1984; derzeit geltende Mindestzahl:11) zu errechnenden Zahl der 
fiktiven vollen Gruppen, 

der jeweils gültigen durchschnittlichen Wochenstundenzahl für das Fach Religionslehre in den 
Jahrgangsstufen 1-9 der Grund- und Hauptschulen (derzeit 2,3) sowie 

einer pauschalen Kürzung des sich nach den vorstehend genannten Kriterien errechnenden Betrages 
um 45 v.H. als Ausgleich für das sog. Regelstundenmaß der Geistlichen (der Kürzungssatz von 45 % 
entspricht in etwa demjenigen durchschnittlichen Prozentsatz, um welchen die Anrechnung der sog. 
Pro-Kopf-Beträge bei der Katholischen Kirche und der Evangelisch-Lutherischen Kirche tatsächlich 
zu einer Verringerung der Vergütung für den Religionsunterricht führt) 

nach folgendem Rechenschema (Modellrechnung): 

Angenommene Gesamtzahl der Schüler, die im Jahr 1986 
Altkatholischen Religionsunterricht erhalten 53 

Mindestgruppenstärke: 11 

Gruppen: 4 

Durchschnittliche Wochenstundenzahl im Fach Religionslehre: 2,3 

Zu vergütende Wochenstundenzahl bei tatsächlich höherer 
Wochenstundenzahl: 4 x 2,3 = 9,2 
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Jahreswochenstundenvergütung: 916, 20 DM 

Vergütung vor Kürzung 9,2 x 916,20 = 8429,04 DM 

Kürzung um 45 %   ./. 3793, 07 DM 

Zu zahlende Pauschalvergütung: 4635, 97 DM 

(2) Abweichend von der unter Absatz 1 festgelegten Berechnungsart wird der Berechnung der 
Pauschalvergütung die Zahl der tatsächlich erteilten Wochenstunden altkatholischen 
Religionsunterrichts zugrunde gelegt, wenn diese Zahl nicht niedriger ist als die sich nach der 
Berechnung unter Absatz 1 ergebende Zahl der zu vergütenden Wochenstunden. 

§ 3 

Die Berechnung der Pauschalvergütung nach § 2 erfolgt auf der Grundlage von Erhebungen, die 
jeweils nach dem Beginn eines neuen Schuljahres ca. im Oktober) durchgeführt werden. Bei der 
Erhebung wird jeweils festgestellt, 

wie viele Schüler an öffentlichen Volksschulen und Sondervolksschulen lehrplanmäßig 
altkatholischen Religionsunterricht erhalten, 

an welchen Orten und in wie vielen Gruppen (mit jeweils welcher Schülerzahl) dieser Unterricht 
erteilt wird, 

wie viele Religionsstunden die einzelnen Gruppen wöchentlich erhalten und 

wer den Religionsunterricht erteilt. 

§ 4  

Die sich auf der Grundlage der in § 3 genannten Erhebung ergebende Vergütung wird ab dem Beginn 
des auf die Erhebung folgenden Kalenderjahres gezahlt. Falls bis dahin die Erhebungsdaten noch nicht 
vollständig vorliegen, erfolgen Abschlagszahlungen, die sich nach den Leistungen im jeweils 
vorausgehenden Jahr bemessen. Soweit die nach den Ergebnissen der Erhebungen tatsächlich zu 
leistenden Beträge die Höhe der Abschlagszahlungen über- oder unterschreiten , erfolgt die 
Verrechnung oder Nachzahlung der Differenzbeträge. 

§ 5 

Die sich nach den vorstehenden Bestimmungen ergebende jährliche Pauschvergütung wird in ¼-
Jahresbeträgen jeweils im voraus ausbezahlt. 

§ 6 

(1) Die Laufzeit dieser Vereinbarung beträgt vorbehaltlich des Absatzes 2 15 Jahre, beginnend mit 
dem 01.07.1982. 

(2) Die Vereinbarung verlängert sich über den 30.06.1997 hinaus jeweils um ein Jahr, wenn sie nicht 
von einem der Vertragspartner spätestens ein Jahr vor diesem Zeitpunkt oder später jeweils ein Jahr 
vor dem 30.06. des folgenden Jahres schriftlich gekündigt wird. Vor dem 30.06.1997 kann die 
Vereinbarung mit einjähriger Kündigungsfrist zum 30.06. eines Jahres von beiden Vertragspartnern 
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gekündigt werden, wenn sich die in § 2  Abs. 1 Buchst. D genannte feste Berechnungsgrundlage 
(Kürzungssatz) ändert, wobei die Änderung mehr als fünf Prozentpunkte betragen muß. 

§ 7 

Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung durch den Bayerischen Landtag. 

Für den Freistaat Bayern: 
München, den 28. April 1987 
gez. Hans Zehetmair, Bayerischer Staatsminister für Unterricht und Kultus 
Für die Altkatholische Kirche in Bayern:  
Nürnberg, den 22. Oktober 1986 
Gez. Konrad Liebler, Dekan 

2.2.2.3 Vereinbarung zwischen dem Freistaat Bayern und der Russisch-

orthodoxen Diözese des orthodoxen Bischofs von Berlin und Deutschland über 

die Pauschalvergütung für die Erteilung des Religionsunterrichts 

Vom 10.11./ 28.04.1987 (Bayerischer Landtag, 11. Wahlperiode, Drucksache 11/2411, S. 2) 

Zwischen dem Freistaat Bayern, vertreten durch den Bayerischen Staatsminister für Unterricht und 
Kultus, Hans Zehetmair, 

und der Russisch-orthodoxen Diözese des orthodoxen Bischofs von Berlin und Deutschland, vertreten 
durch seine Exzellenz Bischof Mark, 

wird auf Grund des Art. 32 des Volksschulgesetzes und des Art. 1 Abs. 2 des Sonderschulgesetzes in 
Verbindung mit Art. 32 des Volksschulgesetzes, ab dem 01.01.1987 auf Grund des Art. 7 des 
Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes, über die pauschale Vergütung für den von Geistlichen, 
Katecheten und sonstigen Religionslehrern der Russisch-orthodoxen Kirche in Bayern erteilten 
lehrplanmäßigen Religionsunterricht an öffentlichen Volksschulen und Sondervolksschulen für die 
Zeit ab dem 01.07.1982 folgende Vereinbarung geschlossen: 

 

§ 1  

(1) Der Freistaat Bayern vergütet den Geistlichen, Katecheten und sonstigen Religionslehrern der 
Russisch-orthodoxen Kirche in Bayern erteilten lehrplanmäßigen Religionsunterricht an öffentlichen 
Volksschulen und Sondervolksschulen für die Zeit ab dem 01.07.1982 nach den folgenden 
Bestimmungen. 

(2) Die bis zum 30.06.1982 vom Freistaat Bayern für den genannten Zweck geleisteten 
Abschlagszahlungen werden als abschließend und endgültig betrachtet. 

§ 2 

(1) Die Pauschalvergütung für die Erteilung des Religionsunterrichts errechnet sich unter 
Berücksichtigung 

der jeweils festgelegten Vergütung (Jahreswochenstundenvergütung) für die Erteilung 
nebenberuflichen Unterrichts durch Lehrer an Volksschulen, 
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der sich aus der Gesamtzahl der Schüler an öffentlichen Volksschulen und Sondervolksschulen im 
Freistaat Bayern, die russisch-orthododxen Religionsunterricht erhalten, und der ab dem 01.07.1982 
jeweils geltenden Mindestzahl für die Bildung einer Gruppe in den Pflichtfächern an Grund- und 
Hauptschulen (=12 bis zum 31.07.1984; derzeit geltende Mindestzahl:11) zu errechnenden Zahl der 
fiktiven vollen Gruppen, 

der jeweils gültigen durchschnittlichen Wochenstundenzahl für das Fach Religionslehre in den 
Jahrgangsstufen 1-9 der Grund- und Hauptschulen (derzeit 2,3) sowie 

einer pauschalen Kürzung des sich nach den vorstehend genannten Kriterien errechnenden Betrages 
um 45 v.H. als Ausgleich für das sog. Regelstundenmaß der Geistlichen (der Kürzungssatz von 45 % 
entspricht in etwa demjenigen durchschnittlichen Prozentsatz, um welchen die Anrechnung der sog. 
Pro-Kopf-Beträge bei der Katholischen Kirche und der Evangelisch-Lutherischen Kirche tatsächlich 
zu einer Verringerung der Vergütung für den Religionsunterricht führt) 

nach folgendem Rechenschema (Modellrechnung): 

Angenommene Gesamtzahl der Schüler, die im Jahr 1986 
russisch-orthodoxen Religionsunterricht erhalten 41 

Mindestgruppenstärke: 11 

Gruppen: 3 

Durchschnittliche Wochenstundenzahl im Fach Religionslehre: 2,3 

Zu vergütende Wochenstundenzahl bei tatsächlich höherer 
Wochenstundenzahl: 3 x 2,3 = 6,9 

Jahreswochenstundenvergütung: 916,20 DM 

Vergütung vor Kürzung 6,9 x 916,20 = 6321,78 DM 

Kürzung um 45 %   ./. 2844,80 DM 

Zu zahlende Pauschalvergütung: 3476,98 DM 

(2) Abweichend von der unter Absatz 1 festgelegten Berechnungsart wird der Berechnung der 
Pauschalvergütung die Zahl der tatsächlich erteilten Wochenstunden russisch-orthodoxen 
Religionsunterrichts zugrunde gelegt, wenn diese Zahl nicht niedriger ist als die sich nach der 
Berechnung unter Absatz 1 ergebende Zahl der zu vergütenden Wochenstunden. 

§ 3 

Die Berechnung der Pauschalvergütung nach § 2 erfolgt auf der Grundlage von Erhebungen, die 
jeweils nach dem Beginn eines neuen Schuljahres ca. im Oktober) durchgeführt werden. Bei der 
Erhebung wird jeweils festgestellt, 

wie viele Schüler an öffentlichen Volksschulen und Sondervolksschulen lehrplanmäßig russisch-
orthodoxen Religionsunterricht erhalten, 

an welchen Orten und in wie vielen Gruppen (mit jeweils welcher Schülerzahl) dieser Unterricht 
erteilt wird, 
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wie viele Religionsstunden die einzelnen Gruppen wöchentlich erhalten und 

wer den Religionsunterricht erteilt. 

§ 4  

Die sich auf der Grundlage der in § 3 genannten Erhebung ergebende Vergütung wird ab dem Beginn 
des auf die Erhebung folgenden Kalenderjahres gezahlt. Falls bis dahin die Erhebungsdaten noch nicht 
vollständig vorliegen, erfolgen Abschlagszahlungen, die sich nach den Leistungen im jeweils 
vorausgehenden Jahr bemessen. Soweit die nach den Ergebnissen der Erhebungen tatsächlich zu 
leistenden Beträge die Höhe der Abschlagszahlungen über- oder unterschreiten, erfolgt die 
Verrechnung oder Nachzahlung der Differenzbeträge. 

§ 5 

Die sich nach den vorstehenden Bestimmungen ergebende jährliche Pauschalvergütung wird in ¼-
Jahresbeträgen jeweils im voraus ausbezahlt. 

§ 6 

(1) Die Laufzeit dieser Vereinbarung beträgt vorbehaltlich des Absatzes 2 15 Jahre, beginnend mit 
dem 01.07.1982. 

(2) Die Vereinbarung verlängert sich über den 30.06.1997 hinaus jeweils um ein Jahr, wenn sie nicht 
von einem der Vertragspartner spätestens ein Jahr vor diesem Zeitpunkt oder später jeweils ein Jahr 
vor dem 30.06. des folgenden Jahres schriftlich gekündigt wird. Vor dem 30.06.1997 kann die 
Vereinbarung mit einjähriger Kündigungsfrist zum 30.06. eines Jahres von beiden Vertragspartnern 
gekündigt werden, wenn sich die in § 2  Abs. 1 Buchst. d genannte feste Berechnungsgrundlage 
(Kürzungssatz) ändert, wobei die Änderung mehr als fünf Prozentpunkte betragen muß. 

§ 7 

Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung durch den Bayerischen Landtag. 

Für den Freistaat Bayern: 

München, den 28. April 1987 
gez. Hans Zehetmair, Bayerischer Staatsminister für Unterricht und Kultus 

Für die Russisch-orthodoxe Diözese des orthodoxen Bischofs von Berlin und Deutschland: 
München, den 10. November 1986 
Gez. + Bischof Mark 

2.2.3 Hessen 

2.2.3.1 Erlass des Hessischen Kultusministeriums über den Religionsunterrichts 

an öffentlichen Schulen 

Vom 5. November 2009 (ABl. HKM 2009 S. 866) 
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I. Bedeutung des Religionsunterrichts 
Die Schule muss nach dem ihr in § 2 des Hessischen Schulgesetzes erteilten Bildungs- und 
Erziehungsauftrag neben der Vermittlung von Wissen zur Erziehung der Kinder und Jugendlichen 
beitragen. Schülerinnen und Schüler brauchen in einer immer komplizierteren Welt Hilfen zur 
Orientierung in ethischen, moralischen und religiösen Fragen. Solche Hilfen zu geben, ist Aufgabe des 
Unterrichts in allen Fächern, Lernbereichen und Aufgabengebieten. Einen besonderen Beitrag hat 
dabei der Religionsunterricht zu leisten. In ihm werden die angesprochenen Fragen ausdrücklich 
gestellt und Antworten auf der Grundlage der Lehren der christlichen Kirchen oder anderer 
Religionsgemeinschaften gesucht. 

II. Mitbestimmung der Kirchen 

(1) Religionsunterricht ist nach Art. 7 des Grundgesetzes und Art. 57 der Hessischen Verfassung 
sowie § 8 des Hessischen Schulgesetzes ordentliches Lehrfach. Er wird als evangelischer 
Religionsunterricht, katholischer Religionsunterricht oder Religionsunterricht einer anderen 
Religionsgemeinschaft erteilt. 

(2) Im Einvernehmen mit den Kirchen und Religionsgemeinschaften werden Lehrpläne nach § 4 des 
Hessischen Schulgesetzes erstellt sowie Lehrbücher und sonstige Lehr- und Lernmittel, mit Ausnahme 
des Lernmaterials, bestimmt (§ 10 Abs. 3 in Verbindung mit § 153 des Hessischen Schulgesetzes). 

(3) Soweit sich Schulversuche auf den Religionsunterricht erstrecken, ist das Einvernehmen mit den 
obersten Kirchenbehörden herzustellen. 

III. Religionslehrerinnen und Religionslehrer 

(1) Religionsunterricht kann erteilt werden von 

a) Lehrerinnen und Lehrern, die durch die Ablegung einer staatlichen Prüfung die Befähigung zum 
Unterricht in diesem Fach nachgewiesen haben und eine Bevollmächtigung der Kirche oder 
Religionsgemeinschaft besitzen, 

b) Geistlichen und diesen entsprechenden Amtsträgerinnen und Amtsträgern von Kirchen und 
Religionsgemeinschaften, 

c) Personen, denen die jeweilige Kirche oder Religionsgemeinschaft die Befähigung zur Erteilung von 
Religionsunterricht zuerkannt hat und denen eine Unterrichtserlaubnis erteilt wurde, in den 
Schulstufen und Schulformen, auf die sich die kirchliche Zuerkennung und die Unterrichtserlaubnis 
erstrecken. 

(2) Wird eine Bevollmächtigung von der Kirche oder Religionsgemeinschaft widerrufen, endet die 
Berechtigung, Religionsunterricht zu erteilen. Die Lehrerin oder der Lehrer hat von einem Widerruf 
der Bevollmächtigung unverzüglich die Schulleitung zu unterrichten. Über die Erteilung und den 
Widerruf von Bevollmächtigungen sowie über Bevollmächtigungen von Lehrerinnen und Lehrern, 
denen außerhessische Kirchen, Diözesen oder Religionsgemeinschaften eine Bevollmächtigung erteilt 
haben, informieren sich die Kirchen und Religionsgemeinschaften und die Staatlichen Schulämter 
gegenseitig und veranlassen das Erforderliche. 

(3) Die in Nr. 1 Buchst. b und c Genannten sind bei der Erteilung von Religionsunterricht an die für 
die Lehrerinnen und Lehrer geltenden Vorschriften gebunden. 
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(4) Den in Nr. 1 Genannten ist auf Antrag bis zu zwei Tagen im Schuljahr Dienstbefreiung zur 
Teilnahme an von den Kirchen oder Religionsgemeinschaften veranstalteten Arbeitsgemeinschaften zu 
erteilen. Diese sowie weitere außerhalb des Unterrichts stattfindende Arbeitsgemeinschaften gelten als 
dienstliche Veranstaltungen im Sinne des § 31 Abs. 5 BeamtVG, wenn sie der zuständigen 
Schulaufsichtsbehörde vorher bekannt gegeben wurden. In diesen Fällen kann Unfallfürsorge gewährt 
werden, wenn und soweit von anderer Seite Unfallfürsorge oder sonstige Leistungen wegen des 
Unfalls nicht erbracht werden. Für Angestellte gelten die einschlägigen Bestimmungen des BGB und 
des Sozialgesetzbuches VII. 

(5) Wird die Erteilung der kirchlichen Bevollmächtigung von der Teilnahme an 
Arbeitsgemeinschaften, Lehrgängen, Rüstzeiten, Freizeiten usw. abhängig gemacht, ist den 
Lehrerinnen und Lehrern die zur Teilnahme erforderliche Dienstbefreiung zu gewähren, sofern nicht 
zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen. 

IV. Abdeckung des Religionsunterrichts – Personalplanung 

(1) Lehrerinnen und Lehrer mit der entsprechenden Unterrichtsbefähigung sind so im 
Religionsunterricht einzusetzen, dass der Religionsunterricht entsprechend der Stundentafel ungekürzt 
angeboten werden kann. Die Rechte nach Art. 7 Abs. 3 Satz 3 GG und Art. 58 Satz 2 HessVerf 
bleiben unberührt. 

(2) Zu Beginn der Personalplanung für ein Schuljahr bzw. Schulhalbjahr prüfen die Staatlichen 
Schulämter zusammen mit den Schulleitungen auch die Situation des Religionsunterrichts und leiten 
gegebenenfalls Maßnahmen (Gruppenbildung, Planung des Lehrereinsatzes, 
Versetzungen/Abordnungen) ein, die für die Abdeckung des Religionsunterrichts erforderlich sind.  
Erforderlichenfalls sind zur Koordination und Unterstützung Besprechungen mit den regional 
zuständigen kirchlichen Stellen durchzuführen. Auf das als Anlage beigefügte Verzeichnis wird 
hingewiesen. 

V. Unterrichtsorganisation 

(1) Religionsunterricht ist einzurichten, wenn mindestens acht Schülerinnen und Schüler teilnehmen 
und zu einer pädagogisch und schulorganisatorisch vertretbaren Lerngruppe zusammengefasst werden 
können. Gegebenenfalls kann der Unterricht auch jahrgangs- und schulformübergreifend erteilt 
werden. Sofern dies zur Bildung von Lerngruppen schulorganisatorisch notwendig und verkehrsmäßig 
möglich ist, können auch Schülerinnen und Schüler mehrerer benachbarter Schulen zusammengefasst 
werden. Grundsätzlich sind bei der Bildung von Lerngruppen die jeweils geltenden Richtlinien für die 
Festlegung der Anzahl und der Größe der Klassen (Gruppen, Kurse) in allen Schulformen zu beachten. 

(2) Wird die in Nr. 1 genannte Mindestzahl von Schülerinnen und Schülern in einer Lerngruppe nicht 
erreicht, haben die Kirchen und Religionsgemeinschaften das Recht, auf ihre Kosten 
Religionsunterricht zu erteilen. Dafür sind ihnen auf Antrag von den Schulträgern die erforderlichen 
Räume unentgeltlich zu überlassen. Auch dieser Unterricht gilt als schulischer Religionsunterricht; er 
ist – unabhängig von dem Ort der Erteilung – unter Angabe der Schülerinnen und Schüler, deren 
Schule und Klasse, des Unterrichtsortes und der Unterrichtszeit der Schulaufsichtsbehörde zu melden. 

(3) Als ordentliches Unterrichtsfach (§ 8 Abs. 1 des Hessischen Schulgesetzes) unterliegt Religion den 
allgemeinen Regeln der Organisation und Gestaltung des Unterrichts. Das Fach kann daher auch in 
Projekte und Vorhaben fachübergreifenden und fächerverbindenden Unterrichts einbezogen werden, 
um Schülerinnen und Schüler zu befähigen, dabei aufgeworfene Probleme auch unter religiös-
ethischem Aspekt zu beurteilen. Damit kann zugleich die Begegnung von Schülerinnen und Schülern 
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unterschiedlicher Religion und das Verständnis füreinander gefördert werden (§ 2 Abs. 2 des 
Hessischen Schulgesetzes). 

(4) Bei der Stundenplangestaltung ist zu gewährleisten, dass Religionsunterricht als ordentliches 
Lehrfach in der Regel weder nur in Eckstunden erteilt wird noch bei unvermeidbaren 
Unterrichtskürzungen stärker als andere Unterrichtsfächer – bezogen auf ihren Anteil am gesamten 
Pflichtunterricht der jeweiligen Schule – betroffen wird. 

(5) Die Leistungen der Schülerinnen und Schüler im Religionsunterricht sind nach Maßgabe des § 73 
des Hessischen Schulgesetzes und den dazu ergangenen Ausführungsvorschriften zu bewerten. 

VI. Teilnahme der Schülerinnen und Schüler am Religionsunterricht 

(1) Schülerinnen und Schüler nehmen in der Regel an dem Religionsunterricht des Bekenntnisses teil, 
dem sie angehören. Die Konfession der Schülerinnen und Schüler wird bei der Aufnahme in die 
Schule festgestellt. Die Nichtteilnahme am Religionsunterricht bedarf einer schriftlichen Erklärung der 
Eltern (§ 100 des Hessischen Schulgesetzes) oder der religionsmündigen Schülerinnen und Schüler. 

(2) Bei einer Umschulung nehmen Schülerinnen und Schüler an dem Religionsunterricht teil, an dem 
sie bisher teilgenommen haben. Die Eltern (§ 100 des Hessischen Schulgesetzes) oder die 
Schülerinnen und Schüler sind darüber erforderlichenfalls bei der Umschulung zu befragen. 

(3) Eine Abmeldung vom bisher besuchten Religionsunterricht bedarf einer schriftlichen Erklärung 
der Eltern (§ 100 des Hessischen Schulgesetzes) oder der religionsmündigen Schülerinnen und 
Schüler. Die Abmeldung von religionsmündigen, aber noch nicht volljährigen Schülerinnen und 
Schülern ist den Eltern von der Schule schriftlich mitzuteilen. 

(4) Die Abmeldung ist nur in der Form der Einzelabmeldung statthaft. Sie soll in der Regel nur am 
Ende des Schulhalbjahres erfolgen. Eine Rücknahme der Abmeldung ist zulässig. 

VII. Regelungen von Ausnahmen bei der Bildung von Lerngruppen im evangelischen und 
katholischen Religionsunterricht 

(1) Ist in einem Schuljahr die Bildung von Lerngruppen für beide Konfessionen gemäß Abschnitt V 
Nr. 1 und Abschnitt VI Nr. 1 nach ergebnisloser Durchführung des Verfahrens nach Abschnitt IV zum 
Beispiel wegen Mangel an Lehrkräften oder wegen schulorganisatorischer Schwierigkeiten nicht 
möglich, können die Schülerinnen und Schüler am Religionsunterricht jeweils der anderen Konfession 
unter folgenden Voraussetzungen teilnehmen: 

a) Die Schulleitung beantragt unter Angabe von Gründen die Zustimmung zur Erteilung von 
Religionsunterricht in einer konfessionell gemischten Lerngruppe über das Staatliche Schulamt bei 
den zuständigen Behörden beider Kirchen (siehe Anlage). 2 Sie fügt eine Stellungnahme der beiden 
Fachkonferenzen, soweit sie bestehen, sowie das Einverständnis der betroffenen Religionslehrerinnen 
und Religionslehrer bei. 

b) Nach Zustimmung der kirchlichen Behörden informiert die Schulleitung die Schülerinnen und 
Schüler, die am Religionsunterricht der anderen Konfession teilnehmen können, und deren Eltern 
(§ 100 des Hessischen Schulgesetzes). 

(2) Grundlage des Unterrichts ist der jeweilige Lehrplan. 2 Bei der Auswahl der Unterrichtsinhalte 
sollen die konfessionellen Besonderheiten und Prägungen mit dem Ziel gegenseitigen Verstehens 
behandelt werden. 
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VIII. Teilnahme der Schülerinnen und Schüler an kirchlichen Veranstaltungen und 
Zusammenarbeit im Rahmen der Öffnung der Schule 

(1) Zur Teilnahme an Rüstzeiten der Kirchen oder Religionsgemeinschaften (z. B. für Konfirmanden, 
Firmlinge, Schulabgänger) sind Schülerinnen und Schüler von Klasse 5 an zweimal bis zu drei 
Unterrichtstagen zu beurlauben, sofern die Eltern oder die volljährigen Schülerinnen und Schüler dies 
beantragen. Religionslehrerinnen und Religionslehrern ist auf Antrag zur Teilnahme an solchen 
Rüstzeiten Dienstbefreiung zu gewähren, sofern nicht schwerwiegende schulorganisatorische Gründe 
dem entgegenstehen. 

(2) Schülergottesdienste sind Veranstaltungen der Kirchen oder Religionsgemeinschaften; eine 
Teilnahmepflicht für Schülerinnen und Schüler und Lehrkräfte besteht nicht. Schülergottesdienste 
finden in der Regel außerhalb der Unterrichtszeit statt; dies gilt nicht für Schülergottesdienste, die 
traditionsgemäß während der Unterrichtszeit stattfinden sowie für Gottesdienste bei der Einschulung 
und Entlassung, am Beginn und Ende eines Schuljahres. 

(3) Angebote der Kirchen und Religionsgemeinschaften in der Kinder- und Jugendarbeit wie zum 
Beispiel seelsorgerliche Begleitung, religiös-ethische Arbeitskreise und Freizeiten können geeignete 
Projekte der Zusammenarbeit mit der Schule im Rahmen ihrer Öffnung für das Umfeld nach § 16 des 
Hessischen Schulgesetzes sein und in die Grundsätze aufgenommen werden, die dafür die 
Schulkonferenz nach § 129 Nr. 7 des Gesetzes entwickelt. 

IX. Staatliche Schulaufsicht über und kirchliche Einsichtnahme in den Religionsunterricht 

(1) Der Religionsunterricht unterliegt als ordentliches Unterrichtsfach der staatlichen Schulaufsicht. 

(2) Unbeschadet dessen haben die Kirchen und Religionsgemeinschaften ein Recht auf Einsichtnahme 
durch ihre Beauftragten, um zu gewährleisten, dass der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen der Kirchen und Religionsgemeinschaften erteilt wird. 

(3) Die den Kirchen und Religionsgemeinschaften zustehenden Befugnisse werden ausgeübt durch die 
Organe, die nach den Ordnungen der Kirchen und Religionsgemeinschaften hierfür zuständig sind.  
Eine für eine Gemeinde oder einen Gemeindebezirk zuständige Ortsgeistliche oder ein für eine 
Gemeinde oder einen Gemeindebezirk zuständiger Ortsgeistlicher kann mit der Wahrnehmung der 
Einsichtnahme in den Religionsunterricht in Schulen ihrer bzw. seiner Gemeinde oder ihres bzw. 
seines Gemeindebezirks nicht beauftragt werden. Das Kultusministerium übermittelt den Kirchen und 
Religionsgemeinschaften die zur Ausübung ihrer Befugnisse im jeweiligen Schuljahr erforderlichen 
Daten und teilt insbesondere die von der einzelnen Lehrerin oder dem einzelnen Lehrer in Religion 
erteilte Anzahl von Wochenstunden mit. 

(4) Besuche der von den Kirchen und Religionsgemeinschaften mit der Einsichtnahme Beauftragten 
sollen während der stundenplanmäßigen Unterrichtsstunden in Religion erfolgen, Ausnahmen 
bedürfen der Zustimmung der zuständigen Schulaufsichtsbehörde und der zu besuchenden Lehrkraft.  
Besuche sind rechtzeitig – in der Regel zwei Wochen vorher – der zuständigen Schulaufsichtsbehörde 
anzuzeigen, die die jeweilige Schulleitung verständigt. Die Schulleitung informiert die betreffenden 
Lehrerinnen und Lehrer. 

(5) Ergeben sich bei der Durchführung der staatlichen Schulaufsicht oder der kirchlichen 
Einsichtnahme Beanstandungen oder Meinungsverschiedenheiten, die sich nicht unter den unmittelbar 
Beteiligten beseitigen lassen, so sind Beschwerden auf dem Dienstwege der zuständigen 
Schulaufsichtsbehörde zu unterbreiten, die ihre Entscheidungen im Benehmen mit der zuständigen 
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Kirchenbehörde trifft. Dies gilt nicht bei Beanstandungen, die die Lehre oder die Grundsätze der 
jeweiligen Kirche oder Religionsgemeinschaft betreffen. 

X. 

Dieser Erlass tritt am 1. Januar 2010 in Kraft. 

 

2.2.3.2 Urkunde, die Dotation für das Kirchen- und Schulwesen der hiesigen 

katholischen Gemeinde betreffend 

Vom 02.02.1830 (Gesetz- und Statuten-Sammlung der Freien Stadt Frankfurt 
Band IV 1830, 201) 

Verkündet am 23. März 1830 

Wir Bürgermeister und Rath der freien Stadt Frankfurt urkunden und bekennen hiermit: 

Um der Vorschrift des Art. 39 der Constitutions-Ergänzungs-Acte, wonach für die eigene Dotation des 
lutherischen und katholischen Religions-Cultus und Schulwesens gesorgt werden und zu dem Ende 
Vorschläge des Senats an den Gesetzgebenden Körper gelangen sollen, nachdem der Bedarf dieser 
Dotation ausgemittelt worden, Folge zu geben, wird andurch für die katholische Gemeinde auf 
verfassungsmäßige Beschlüsse der Gesetzgebenden Versammlung vom 12., 19., 23., 30. December 
1829, 3. und 6. Januar 1830 folgendes festgesetzt: 

§ 1   Kirchen 

Es werden der katholischen Gemeinde folgende Kirchen: 

die St. Bartholomäus- 

die Liebfrauen- und 

die St. Leonhards-Kirche, 

für deren Cultus, zum immerwährenden alleinigen Gebrauche mit der Versicherung bestimmt, daß sie 
ohne dieser Gemeinde ausdrückliche Einwilligung zu keinem anderen Gebrauche verwendet werden 
sollen und daß das Aerar die Kirchengebäude und Zugehörungen, wie die Orgeln u. dgl. fortwährend 
in gutem Stand erhalten werde. Kleine Reparaturen, bis zum Belaufe von Fünfzig Gulden jährlich für 
jede Kirche können vom kirchlichen Gemeinde-Vorstand, ohne Ermächtigung einer anderen Behörde 
vorgenommen und direct an die Staats-Casse angewiesen werden. 

§ 2   Kirchengeräthschaften etc. 

Sämmtliche, in den oben (§ 1) genannten Kirchen befindlichen oder dazu gehörigen Geräthschaften, 
Gemälde usw. verbleiben denselben. 

§ 3   Pfarrhäuser und Oberglöckner-Wohnungen 

Es werden der katholischen Gemeinde drei geräumige und anständige Pfarrhäuser und drei 
Oberglöcknerwohnungen in der Nähe der resp. Kirchen zum immerwährenden Gebrauche für diesen 
Zweck, mit der Versicherung überwiesen, daß sie ohne dieser Gemeinde ausdrückliche Einwilligung 
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zu keinem andern Gebrauche verwendet werden sollen und daß das Aerar solche fortwährend in gutem 
Stande erhalten werde. 

§ 4   Naturalien 

Die Verabreichung von Naturalien aus dem Aerar hört gänzlich auf. 

 

§ 5   Gehalte der Pfarrer 

Zur festen Verwendung für die Besoldungen der Pfarrer oder Kirchendirectoren erhält die katholische 
Gemeinde jährlich 

1. Für den Pfarrer ad St. Barthol.  fl. 2000 

2. Für die Directoren der Liebfrauen- und 
Leonhardskirche zu fl. 1700  fl. 3400 

Zusammen fl. 5400 

geschrieben Fünf tausend vierhundert Gulden im fl. 
24-Fuße und für sieben Capläne fl. 5850 

geschrieben Fünf tausend Achthundert u. fünfzig Gulden im fl. 24-Fuße, mithin 
zusammen 

Elftausend zweyhundert und fünfzig Gulden im fl. 24-Fuß. 

§ 6   Cultus-Kosten und niedere Kirchenofficianten 

Der freien Verfügung des Kirchen-Vorstandes zur zweckmäßigen Verwendung und Vertheilung 
Behufs des Cultus werden überlassen: 

1. Für Oberglöckner fl. 1250 

2. Für Unterglöckner fl. 500 

3. Für Organisten fl. 700 

4. Für Balkentreter fl. 120 

5. Für Vorsänger, Sacristeybedarf und unvorhergesehene 
Fälle unter Ueberlassung an die Gemeinde des Ertrags des 
Geläutes bey Sterbefällen und Anniversarien; fl. 2156 

6. Für insgemein fl. 324 

mithin zusammen fl. 5050 

geschrieben Fünf tausend und fünfzig Gulden im fl. 24 Fuß. Außerdem soll die erste 
Instandsetzung und Wiederherstellung der Kirchengeräthschaften, dem erweislichen Bedarf 
gemäß, aus dem Aerar bestritten werden. 
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§ 7   Emeritirungs-Gehalte und Unterstützungen 

(1) Wenn Wir einen Pfarrer pro emerito erklären, so soll derselbe nach den, darüber auf gesetzlichem 
Wege zu treffenden Bestimmungen als maximum, seinen ganzen Gehalt an Geld, statt der an seinen 
Nachfolger zu überlassenden Wohnung eine Vergütung von Vier hundert Gulden im fl. 24 Fuße aus 
dem Aerar jährlich lebenslänglich zu beziehen haben. 

(2) Bey den Caplänen und niederen Kirchenofficianten findet keine Emeritirung statt; es wird jedoch 
nach Befund der Umstände und nach von Uns geschehener Prüfung derselben, eine Unterstützung aus 
dem Aerar bewilligt werden. 

§ 8 

Wenn Jemand, der eine Pension aus der Staats-Casse bezieht, zu einem Kirchendienst verwendet wird, 
so liegt der Kirchengemeinde ob, denselben aus dem Dotationsfond zu salariren und die Auszahlung 
der Pension aus der Staatscasse cessirt in so weit, als der Betrag, des von der Kirchen-Gemeinde 
bezogenen Salairs reicht. 

§ 9   Dotations-Modus 

Die katholische Gemeinde hat den Gesammtbetrag der, ihr verliehenen Dotation von Sechzehn 
tausend drey hundert Gulden im fl. 24 Fuß als ewige, unablösbare und unveräußerliche Rente in 
vierteljährigen, anticipando zu entrichtenden Raten, aus der Staatskasse und zwar mit dem 1. April 
1830 anfangend, zu erhalten und wie solche alsbald in den Bezug des ganzen Betrags gesetzt wird, so 
hat es hiebey für immer, und ohne daß eine weitere Leistung dem Aerar, außer in den, in 
gegenwärtiger Dotations-Urkunde speciell ausgedrückten Fällen, angesonnen werden könnte, sein 
Verbleiben. 

§ 10   Abgaben-Freiheit 

Die gedachte Gemeinde hat von dieser ewigen Rente, keine Steuern und Abgaben zu entrichten, 
jedoch unabbrüchig derjenigen Leistungen, welche den einzelnen Percipienten in ihrem Verhältnis 
zum Staate obliegen. 

§ 11 

(aufgehoben) 

§ 12   Dotation der Schulen 

(1) Den Schulen der katholischen Gemeinde 

der Selectenschule, 

der Domschule, 

der englischen Fräulein- und 

Rosenberger-Einigungsschule 

werden die zum Schulgebrauch dermalen angewiesenen Localitäten eigenthümlich und für immer 
gewidmet und überlassen, auch die Freyheit von allen Lasten für diese Gebäulichkeiten gewährt. 
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(2) Außerdem erklären Wir das städtische Aerar für verpflichtet, denjenigen Bedarf dieser Gemeinde-
Schulen, welcher durch das Schulgeld oder deren sonstige Einkünfte nicht gedeckt seyn wird, jederzeit 
aus den Staats-Mitteln unmittelbar zu ergänzen. 

2.2.3.3 Urkunde, die Dotation für den evangelisch-lutherischen Religionskultus 

dahier betreffend  

Vom 02.02.1830 (Gesetz- und Statuten-Sammlung der Freien Stadt Frankfurt 
Band IV 1830, 193) 

Verkündet am 23. März 1830 

Wir Bürgermeister und Rath der freien Stadt Frankfurt urkunden und bekennen hiermit: 

Um der Vorschrift des Art. 39 der Constitutions-Ergänzungs-Acte, wonach für die eigene Dotation des 
lutherischen und katholischen Religions-Cultus und Schulwesens gesorgt werden, und zu dem Ende 
Vorschläge des Senats an den gesetzgebenden Körper gelangen sollen, nachdem der Bedarf dieser 
Dotation ausgemittelt worden, Folge zu geben, wird andurch für die evangelisch-lutherische 
Gemeinde auf verfassungsmäßige Beschlüsse der gesetzgebenden Versammlung vom 12, 19, 23, 30. 
December 1829, 3. und 6. Januar 1830, folgendes festgesetzt: 

§ 1   Kirchen 

Es werden der evangelisch-lutherischen Gemeinde folgende Kirchen: 

1. die Barfüßer- 

2. Sanct Catharinen- 

3. Sanct Peters- 

4. Weisfrauen- 

5. Drey-Königs- und 

6. die heilige Geist-Kirche, oder im Fall die letzte eingehen würde, die Nicolai- oder auch eine andere 
passende Kirche, für deren Cultus, zum immerwährenden alleinigen Gebrauche mit der Versicherung 
bestimmt, daß sie ohne dieser Gemeinde ausdrückliche Einwilligung zu keinem andern Gebrauche 
verwendet werden sollen und daß das Aerar oder die hiezu verbundenen Stiftungen die 
Kirchengebäude und Zugehörungen, wie die Orgeln und dergleichen fortwährend in gutem Stande 
erhalten werden. Kleine Reparaturen, bis zum Belaufe von Fünfzig Gulden jährlich für jede Kirche 
können vom kirchlichen Gemeinde-Vorstand, ohne Ermächtigung einer anderen Behörde 
vorgenommen und direct an die Staats-Casse angewiesen werden. 

§ 2   Kirchenstühle 

(1) Alle vacanten oder vacant werdenden Plätze in diesen Kirchen sollen, unbeschadet der Rechte der 
etwaigen Eigenthümer künftig weder vermiethet, noch verkauft, sondern frey gelassen werden. 

(2) Das Ab- und Zuschreiben der, im Privat-Eigenthum verbleibenden Plätze wird dem Kirchen-
Vorstande, gegen Vergütung seiner Auslagen von Seiten der Eigenthümer übertragen. 
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§ 3   Kirchengeräthschaften etc. etc. 

Sämmtliche, in den oben (§ 1) genannten Kirchen befindlichen oder dazu gehörigen Geräthschaften, 
Gemälde usw. verbleiben denselben. 

§ 4   Pfarrhäuser 

Es werden der evangelisch-lutherischen Gemeinde zwölf Wohnungen für die zwölf Pfarrer dieser 
Gemeinde zum immerwährenden Gebrauche für diesen Zweck, mit der Versicherung überwiesen, daß 
sie ohne dieser Gemeinde ausdrückliche Einwilligung zu keinem andern Gebrauche verwendet werden 
sollen und daß das Aerar oder die hiezu verbundenen Stiftungen solche fortwährend in gutem Stande 
erhalten werden. 

§ 5   Vorsinger- und Glöcknerwohnungen 

Da die Gehalte der Vorsinger und Glöckner von der evangelisch-lutherischen Gemeinde in der Weise 
regulirt werden, daß sich dieselben ihre Wohnungen selbst stellen können, so werden keine solche 
vom Aerar für sie bestimmt. 

§ 6   Locale des Kirchen-Vorstandes 

Dem kirchlichen Gemeinde-Vorstand wird ein angemessenes und anständiges Locale für seine 
Sitzungen, die Aufbewahrung seiner Casse, Acten, Documente, den Communion-Wein etc. 
eingeräumt und übergeben werden. 

§ 7   Naturalien 

(1) Die Verabreichung von Naturalien aus dem Aerar hört gänzlich auf, bis auf 96 Klafter vier Schuh 
langes Buchenscheitholz an die 12 Pfarrer, und 2 ½ Klafter dreyschuhiges Eichen-, 2 Klafter 
vierschuhiges Buchen- und 1 ½ Klafter dreyschuhiges Buchenscheitholz, für den Bedarf der St. 
Catharinen-, St. Peters- und drey Königs-Kirche, so wie der Stube des Prediger-Convents, welche das 
Aerar fortwährend in natura zu dem bezeichneten Zwecke abgiebt. 

(2) Bey der Wiedereröffnung der Barfüßer- und Nicolai-Kirche soll der verhältnißmäßige Mehrbedarf 
für diese beyden Kirchen ebenfalls aus dem Aerar in natura gegeben werden. 

§ 8   Gehalte der Pfarrer 

Zur festen Verwendung für die Besoldungen der Pfarrer erhält die evangelisch-lutherische Gemeinde 
jährlich 

1. Für die Besoldung des Seniors fl. 2000 

der 11 Pfarrer zu fl. 1600 = 17600 

Zusammen fl. 19600 

geschrieben Neunzehntausend Sechshundert Gulden im fl. 24 Fuß,  

und zur Remunerirung der Candidaten fl. 263 

geschrieben Zweihundert drei und Sechszig Gulden im fl. 24, Fuße, 

mithin Zusammen fl. 19863 
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geschrieben Neunzehntausend Achthundert drei und sechzig Gulden im fl. 24. Fuß. 

 

§ 9   Cultus-Kosten und niedere Kirchen-Officianten 

Der freien Verfügung des Kirchen-Vorstandes zur zweckmäßigsten Verwendung und Vertheilung 
Behufs des Cultus werden überlassen: 

1. für Communion-Wein u. Hostien  fl. 1210.- kr. 

2. für Organisten und Vorsänger  fl. 3600.- kr. 

3. für Calcanten  fl. 479.14 kr. 

4. für Glöckner  fl. 2000.- kr. 

5. für das Stimmen der Orgeln  fl. 200.- kr. 

6. für das Reinhalten der Kirchen, die Unterhaltung der Geräthschaften, Beleuchtung und Druckkosten 
 fl. 583.36 kr. 

7. für die Kosten der Geschäftsführung des Kirchen-Vorstandes, für Vicariats-Gehalte und andere 
nicht vorherzusehende kleine Ausgaben  fl.- 564.10 kr. 

Zusammen  fl. 8637.- kr. 

Geschrieben Achttausend sechshundert sieben u. dreißig Gulden im fl. 24 Fuß 

§ 10   Kirchen-Musik 

Die für Kirchen-Musik bestehenden Legate sollen ihre ursprüngliche Bestimmung behalten; das Aerar 
trägt jedoch nichts mehr zur Unterhaltung der Kirchen-Musik bey. 

§ 11   Emeritierungs-Gehalte und Unterstützungen 

(1) Wenn Wir einen Pfarrer pro emerito erklären, so soll derselbe nach den, darüber auf gesetzlichem 
Wege zu treffenden Bestimmungen als Maximum, seinen ganzen Gehalt an Geld, statt der an seinen 
Nachfolger zu überlassenden Wohnung eine Vergütung von Vierhundert Gulden im fl. 24 Fuße u. 
Acht Klafter Buchen-Scheit-Holz in natura aus dem Aerar jährlich lebenslänglich zu beziehen haben. 

(2) Bey den niederen Kirchenofficianten findet keine Emeritirung statt; es wird jedoch, nach Befund 
der Umstände und nach von Uns geschehener Prüfung derselben, eine Unterstützung aus dem Aerar 
bewilligt werden. 

§ 12   Predigers-Wittwen 

Die Unterstützung der Predigers-Wittwen und das etwa denselben zu verwilligende Gnaden-Quartal 
verbleiben ganz in ihrem bisherigen Verhältniß. 

§ 13 

Wenn jemand, der eine Pension aus der Staats-Casse bezieht, zu einem Kirchendienst verwendet wird, 
so liegt der Kirchen-Gemeinde ob, denselben aus dem Dotationsfond zu salariren, und die Auszahlung 
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der Pension aus der Staats-Casse cessirt in so weit, als der Betrag des, von der Kirchen-Gemeinde 
bezogenen Salairs reicht. 

§ 14   Dotations-Modus 

Die evangelisch-lutherische Gemeinde hat den Gesammtbetrag der, ihr verliehenen Dotation von Acht 
und Zwanzigtausend fünfhundert Gulden im fl. 24. Fuß, und acht und neunzig Klafter vier schuhiges, 
ein und ein halbes Klafter drey schuhiges Buchenscheitholz, so wie zwey und ein halbes Klafter 
dreyschuhiges Eichenscheitholz, mit Einschluß der im § 7 alleinig vorbehaltenen weiteren 
Verabreichung als ewige, unablösbare und unveräußerliche Rente, und zwar den Geldbetrag in 
vierteljährigen, anticipando zu entrichtenden Raten, aus der Staats-Casse und zwar mit dem 1. April 
1830 anfangend, zu erhalten und wie solche alsbald in den Bezug des ganzen Betrags gesetzt wird, so 
hat es hiebey für immer, und ohne daß eine. weitere Leistung dem Aerar, außer in den, in 
gegenwärtiger Dotations-Urkunde speciell ausgedrückten Fällen, angesonnen werden könnte, sein 
Verbleiben. 

§ 15   Abgaben-Freiheit 

Die gedachte Gemeinde hat von dieser ewigen Rente, keine Steuern und Abgaben zu entrichten, 
jedoch unabhängig derjenigen Leistungen, welche den einzelnen Percipienten in ihrem Verhältnis zum 
Staate obliegen. 

§ 16   Rechnungs-Ablage und Nachweis der Verwendung 

Der evangelisch-lutherische kirchliche Gemeinde-Vorstand hat die Verwaltung und Verwendung der 
ihm überwiesenen Dotation, unter Unserer verfaßungsmäßigen Oberaufsicht zu besorgen, und dem 
evangelisch-lutherischen Consistorium über die gehörige und vorschriftsmäßige Verwaltung und 
Verwendung der zu beziehenden ewigen Rente Rechnung und Nachweis vorzulegen. 

§ 17   Dotation der Schulen 

(1) Den Schulen der beyden evangelisch-protestantischen Gemeinden 

1. der Catharinen- oder Mittelschule, 

2. der Weisfrauen- 

3. der Allerheiligen- und 

4. der Drey-Königs-Schule, 

werden die zum Schulgebrauch dermalen angewiesenen Localitäten eigenthümlich und für immer 
gewidmet und überlassen, auch die Freiheit von allen Lasten für diese Gebäulichkeiten gewährt. 

(2) Außerdem erklären Wir das städtische Aerar für verpflichtet, denjenigen Bedarf dieser Gemeinde-
Schulen, welche durch das Schulgeld oder deren sonstige Einkünfte nicht gedeckt seyn wird, jederzeit 
aus den Staats-Mitteln unmittelbar zu ergänzen. 
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2.2.3.4 Vereinbarung über die evangelische Seelsorge in der hessischen 

Vollzugspolizei 

Vom 18./21./30.05. / 14.06.1984 (ABl. 1984 S. 102) 

Zwischen dem Lande Hessen, 
vertreten durch den Hessischen Ministerpräsidenten,  
dieser vertreten durch den Hessischen Minister des Innern,  
und  
der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau,  
vertreten durch die Kirchenleitung,  
sowie der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck,  
vertreten durch den Bischof,  
sowie der Evangelischen Kirche im Rheinland,  
vertreten durch die Kirchenleitung,  
wird über die evangelische Seelsorge in der Polizei des Landes Hessen unter Bezugnahme auf den 
Vertrag der Evangelischen Landeskirchen in Hessen mit dem Land Hessen vom 18. Februar 1960 
(abgedruckt unter Nr. 860a) die folgende Vereinbarung geschlossen.  

§ 1. Das Land Hessen gewährleistet den evangelischen Kirchen die Ausübung eines besonderen 
kirchlichen Dienstes an den Polizeivollzugsbeamten nach Maßgabe der nachstehenden Regelungen.  

§ 2. Der Dienst der Kirchen wendet sich in erster Linie an die Polizeivollzugsbeamten bei der 
Hessischen Bereitschaftspolizei und der Hessischen Polizeischule, nach Möglichkeit aber auch an die 
Beamten des polizeilichen Einzeldienstes, unbeschadet der Zuständigkeit des Ortspfarrers.  

§ 3. Mit der Wahrnehmung des Dienstes der Kirchen in der Polizei werden von der Kirche Pfarrer 
(Polizeipfarrer) betraut. Aufgaben des Polizeipfarrers können auch auf andere pastorale Mitarbeiter 
übertragen werden. In Ausübung von kirchlicher Lehre und Seelsorge sind die mit dem Dienst an der 
Polizei Beauftragten an staatliche Weisungen nicht gebunden. Sie unterstehen der Dienstaufsicht der 
Kirche und sind ausschließlich ihr für ihre Amtsführung verantwortlich.  

§ 4. Der Dienst der Kirchen umfasst Gottesdienst und Seelsorge. Dafür gilt im einzelnen folgendes:  

1. Das Land Hessen unterstützt weiterhin die Teilnahme an kirchlichen Tagungen. Soweit die 
Personallage es erlaubt, gewährt es seinen Beamten Dienstbefreiung bis zu sechs Arbeitstagen im Jahr 
ohne Anrechnung auf den Erholungsurlaub und unter Fortzahlung der Bezüge.  

2. Wenn die Kirchen gelegentlich besondere Gottesdienste anbieten, wird den Beamten die Teilnahme 
durch die Dienstbefreiung ermöglicht, wenn dienstliche Erfordernisse nicht entgegenstehen.  

3. Die Bildung freiwilliger Arbeitsgemeinschaften, die in der Regel außerhalb der Dienstzeit 
zusammentreten, wird vom Land unterstützt. Das gleiche gilt für einen Beirat, den der Polizeipfarrer 
zu seiner Unterstützung beruft.  

§ 5. Dem Polizeipfarrer sind die zur Wahrnehmung seines Amtes erforderlichen Räume und sonstigen 
sächlichen Mittel unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.  

§ 6. Der in den Fachoberschulen für Polizeivollzugsbeamte und andere Ausbildungsstätten als 
ordentliches Lehrfach vorgeschriebene evangelische Religionsunterricht wird in der Regel von dem 
Polizeipfarrer erteilt.  
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§ 7. Zur sachgerechten Wahrnehmung seines Dienstes wird dem Polizeipfarrer Gelegenheit geboten, 
den Dienst der Polizeibeamten im Einsatz kennen zu lernen, soweit dies aus dienstlichen und 
rechtlichen Gründen zu vertreten ist.  

§ 8. (1) Der Unterricht im Fach Berufsethik/Staatsbürgerliche Berufskunde wird in der Zuständigkeit 
und Verantwortung des Landes erteilt. Die Kirchen können dem Land Personen benennen, die 
geeignet sind, im Fach Berufsethik/Staatsbürgerliche Berufskunde zu unterrichten. Das Land kann 
diese Personen mit der Erteilung des Unterrichts betrauen. Der Unterricht ist nach dem jeweils 
geltenden Lehrplan zu erteilen.  

(2) Vor Erstellung des Lehrplans und vor Änderungen erhalten die Kirchen Gelegenheit, sich zum 
Themenkatalog des Faches Berufsethik/ Staatsbürgerliche Berufskunde zu äußern.  

§ 9. Die Vertragschließenden werden eine etwa in Zukunft auftretende Meinungsverschiedenheit über 
die Auslegung einer Bestimmung dieser Vereinbarung auf freundschaftliche Weise beseitigen.  

§ 10. Diese Vereinbarung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Staatsanzeiger für das Land 
Hessen in Kraft. 

2.2.4 Niedersachsen 

2.2.4.1 Erlass des Kultusministeriums über den Religionsunterricht, den 

religionskundlichen Unterricht und den Unterricht "Werte und Normen" 

Vom 24.03.1982 (SVBl. 4/1982 S. 58) 

Bezug: 

a. Erlass „Gestellungsvertrag mit den evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen über die 
Abstellung katechetischer Lehrkräfte für den Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen“ 
v. 4. 8. 1967 (SVBl. S. 278 – GültL 26/138) 

b. Erlass „Gestellungsvertrag über die Abstellung katechetischer Lehrkräfte für den katholischen 
Religionsunterricht an den öffentlichen Schulen“ v. 30. 10. 1967 (SVBl. S. 327 – GültL 
26/141) 

c. Erlass „Organisatorische Regelungen für den evangelischen und den katholischen 
Religionsunterricht in der gymnasialen Oberstufe“ v. 14. 5. 1980 (SVBl. S. 231 – GültL 
152/223) 

d. Erlass „Organisatorische Regelungen für den evangelischen und den katholischen 
Religionsunterricht in der gymnasialen Oberstufe und im Fachgymnasium“ v. 8. 12. 1981 
(SVBl. S. 325 – GültL 152/242) 

e. Erlass „Einführung der Rahmenrichtlinien für den Unterricht gemäß § 104 Abs. 3 NSchG. 
‚Werte und Normen‘, an den Schulformen des Sekundarbereichs I und in der gymnasialen 
Oberstufe“ v. 1. 7. 1980 (SVBl. S. 230 – GültL 152/225). 

Gesetzliche Grundlagen 

1. Gesetzliche Grundlagen für die Erteilung von Religionsunterricht an niedersächsischen 
Schulen sind Art. 7 Abs. 2 und 3 GG sowie die §§ 104 bis 108 in Verbindung mit § 2 NSchG. 

2. Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach 
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2.1 1 Der Religionsunterricht ist an den öffentlichen Schulen ordentliches Lehrfach. 2 Er wird 
als evangelischer Religionsunterricht, katholischer Religionsunterricht oder 
Religionsunterricht eines anderen Bekenntnisses oder einer anderen Religionsgemeinschaft 
erteilt. 

2.2 1 Sofern nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, gelten für den Religionsunterricht 
die gleichen Regelungen wie für die anderen Schulfächer. 2 Insbesondere sind auch im 
Religionsunterricht Zensuren zu erteilen. 3 Er darf nicht zur gleichen Zeit wie andere 
Unterrichtsveranstaltungen, an denen der Schüler teilzunehmen hat, angesetzt werden. 4 Es ist 
unzulässig, ihn durch Konferenzbeschluss auszusetzen. 

3. Teilnahme am Religionsunterricht 

3.1 Ein Schüler, der einer Religionsgemeinschaft angehört, ist grundsätzlich verpflichtet, am 
Religionsunterricht seines Bekenntnisses oder seiner Religionsgemeinschaft teilzunehmen, 
falls er nicht ordnungsgemäß (§ 108 NSchG) vom Religionsunterricht abgemeldet ist. 

3.2 1 Die schriftliche Erklärung über die Nichtteilnahme soll möglichst zum Ende eines 
Schulhalbjahres erfolgen. 2 Die Abmeldung kann widerrufen werden. 

3.3 Ein Schüler, der keiner Religionsgemeinschaft angehört, kann am Religionsunterricht einer 
Religionsgemeinschaft teilnehmen, falls die Fachkonferenz der Religionslehrer der 
betreffenden Religionsgemeinschaft zustimmt. 

4. Unterrichtsinhalte 

Die Unterrichtsinhalte und -verfahren ergeben sich aus den Rahmenrichtlinien, die im 
Einvernehmen mit den Religionsgemeinschaften für die einzelnen Schulformen und 
Schulstufen erlassen werden. 

5. Einsichtnahme in den Religionsunterricht 

Die Religionsgemeinschaften haben das Recht zur Einsichtnahme in den Religionsunterricht 
(§ 106 NSchG). 

6. Lehrkräfte für den Religionsunterricht 

6.1 1 Religionsunterricht wird erteilt von 

– haupt- oder nebenberuflichen Lehrern mit der Lehrbefähigung oder 
Unterrichtserlaubnis für den Religionsunterricht. 

– Geistlichen, sonstigen kirchlichen Amtsträgern und katechetischen Lehrkräften 
gemäß den Gestellungsverträgen. (Bezugserlasse zu a und b). 

6.2 1 Im Bedarfsfall kann jeder geeignete Lehrer, der eine Lehramtsprüfung abgelegt hat, mit 
seiner Zustimmung beauftragt werden, Religionsunterricht zu erteilen. 2 Die Nrn. 6.3 und 6.4 
bleiben unberührt. 

6.3 Lehrkräfte, die evangelischen Religionsunterricht erteilen, müssen einer evangelischen 
Kirche angehören. 
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6.4 Lehrkräfte, die katholischen Religionsunterricht erteilen, bedürfen dazu der kirchlichen 
Bevollmächtigung (Missio canonica). 

6.5 1 Religionsunterricht für Angehörige anderer Religionsgemeinschaften, mit denen kein 
Gestellungsvertrag abgeschlossen ist, wird von Personen erteilt, die hierfür von den 
Religionsgemeinschaften benannt werden. 2 Vor der Beauftragung prüfen die oberen 
Schulbehörden, ob die Eignung dieser Personen für die Unterrichtserteilung angenommen 
werden kann. 

7. Schulorganisatorische Regelungen 

7.1 Bei der Aufstellung der Stundenpläne ist darauf zu achten, dass der Religionsunterricht 
nicht regelmäßig zu ungünstigen Zeiten, z. B. in Randstunden, erteilt wird. 

7.2 Von unvermeidbaren Kürzungen soll der Religionsunterricht nicht stärker als andere 
Unterrichtsfächer betroffen werden. 

7.3 Im Bedarfsfall soll der Unterricht klassen- oder jahrgangsübergreifend erteilt werden. 

8. Stundentafel für den Religionsunterricht 

Die Stundenanteile des Faches Religion richten sich nach den geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften (vgl. die Zusammenstellung in Anlage I). 

9. Religionsunterricht in der gymnasialen Oberstufe 

Für den Religionsunterricht in der gymnasialen Oberstufe gelten die Bezugserlasse zu c und d. 

10. Einrichtung von Religionsunterricht für religiöse Minderheiten (§ 104 Abs. 1 Satz 2 NSchG) 

10.1 Sind an einer Schule mindestens 12 Schüler einer Religionsgemeinschaft vorhanden, so 
ist für diese Schüler Religionsunterricht vorzusehen, wenn das Land entsprechend § 105 
NSchG mit der Religionsgemeinschaft Übereinstimmung über die Rahmenrichtlinien (Nr. 4) 
und über die Ausbildung der für den Religionsunterricht vorgesehenen Lehrer erzielt hat. 

10.2 Die besonderen Regelungen über die Mindestschülerzahl von Kursen in der gymnasialen 
Oberstufe bleiben unberührt. 

10.3 1 Religionsunterricht für Schüler einer religiösen Minderheit ist auch dann einzurichten, 
wenn die Mindestzahl von 12 Teilnehmern durch Zusammenfassung der Schüler benachbarter 
Schulen erreicht werden kann. 2 Voraussetzung ist, dass die Zusammenfassung nach den 
örtlichen Gegebenheiten vertretbar ist. 

11. Religionskundlicher Unterricht (§ 104 Abs. 2 NSchG) 

11.1 Die Einrichtung von religionskundlichem Unterricht ist durch § 104 Abs. 2 NSchG 
geregelt. 

11.2 Die Bestimmungen der Nrn. 2.2 und 7. gelten für den religionskundlichen Unterricht 
entsprechend. 

11.3 Die Stundenanteile des religionskundlichen Unterrichts richten sich nach der für den 
betreffenden Schuljahrgang geltenden Stundentafel im Fach Religion. 
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11.4 1 Der religionskundliche Unterricht soll vorrangig von Lehrern erteilt werden, die die 
Lehrbefähigung für diesen Unterricht erworben haben. 2 Im Bedarfsfall kann jeder geeignete 
Lehrer beauftragt werden, religionskundlichen Unterricht zu erteilen (§ 36 Abs. 1 NSchG). 

11.5 1 Die Erziehungsberechtigten von konfessionslosen oder vom Religionsunterricht 
abgemeldeten Schülern sind durch den Schulleiter nach der Aufnahme in eine Schule der 
Sekundarbereiche I und II schriftlich auf die Möglichkeit hinzuweisen, religionskundlichen 
Unterricht zu erhalten. 2 Ein Muster für die Mitteilung ist als Anlage II beigefügt. 3 Eine 
Mitteilung muss auch erfolgen, wenn Schüler sich im Laufe der Schulzeit vom 
Religionsunterricht abmelden oder abgemeldet werden. 

11.6 Die Schule prüft jeweils vor Beginn eines Schuljahres, ob ein Bedarf zur Einrichtung von 
religionskundlichem Unterricht besteht, und zwar auch dann, wenn noch kein Lehrer für 
diesen Unterricht zur Verfügung steht. 

12. Unterricht über Wertvorstellungen und Normen (§ 104 Abs. 3 NSchG) 

12.1 In Schulen ist vom 5. Schuljahrgang an Unterricht „Werte und Normen“ grundsätzlich 
dann einzurichten, wenn mindestens 12 Schüler zur Teilnahme an diesem Unterricht 
verpflichtet sind und geeignete Lehrer zur Verfügung stehen. 

12.2 1 Zur Teilnahme am Unterricht „Werte und Normen“ sind diejenigen Schüler 
verpflichtet, die sich vom Religionsunterricht ihrer Religionsgemeinschaft abgemeldet haben 
(§ 108 Satz 3 NSchG), und Schüler, die keiner Religionsgemeinschaft angehören. 2 Schüler, 
für die aufgrund ihrer Anmeldung religionskundlicher Unterricht eingerichtet ist, und Schüler, 
die keiner Religionsgemeinschaft angehören, jedoch nach Nr. 3.3 am Religionsunterricht 
teilnehmen, sind nicht zur Teilnahme am Unterricht „Werte und Normen“ verpflichtet. 3 Die 
besonderen Bestimmungen für den Religionsunterricht in der gymnasialen Oberstufe (Nr. 9) 
bleiben unberührt. 

12.3 Die Bestimmungen der Nr. 7 gelten für den Unterricht „Werte und Normen“ 
entsprechend. 

12.4 Die Stundenanteile des Unterrichts „Werte und Normen“ richten sich nach der für den 
betreffenden Schuljahrgang geltenden Stundentafel im Fach Religion. 

12.5 1 Unterricht „Werte und Normen“ soll vorrangig von Lehrern mit philosophischer, 
religionswissenschaftlicher oder gesellschaftswissenschaftlicher Ausbildung erteilt werden. 2 
Im Bedarfsfall kann jeder geeignete Lehrer beauftragt werden, Unterricht „Werte und 
Normen“ zu erteilen (§ 36 Abs. 1 NSchG). 

12.6 1 Im Unterricht „Werte und Normen“ werden wie im sonstigen Unterricht Zensuren 
erteilt. 2 Die Zensuren sind bei Versetzungen und Abschlusserteilungen wie die Zensuren in 
den Unterrichtsfächern zu berücksichtigen. 

12.7 Richtlinien für den Unterricht „Werte und Normen“ sind durch den Bezugserlass zu e 
eingeführt worden. 

13. Religiöse Veranstaltungen in der Schule 

1 Im Rahmen der Schule können Andachten und religiöse Feiern veranstaltet werden. 2 Das 
gleiche gilt für Schulgottesdienste als gemeinsame Veranstaltungen von Schule und Kirche. 3 
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Die Teilnahme ist für Schüler und Lehrer freiwillig. 4 Auf die Empfindungen 
Andersdenkender ist Rücksicht zu nehmen (§ 3 NSchG). 

14. Schulversuche 

Soweit Schulversuche sich auf den Religionsunterricht erstrecken, ist das Einvernehmen mit 
den kirchlichen Oberbehörden herzustellen. 

15. Aufhebung von Erlassen 

Folgende Erlasse werden aufgehoben: 

a. Erlass „Religiöse Betätigung in den Schulen“ v. 3. 2. 1954 (SVBl. S. 23 – GültL 152/21) 

b. Erlass „Religionskundlicher Unterricht“ v. 18. 3. 1966 (SVBl. S. 138 – GültL 152/93) 

c. Erlass „Erteilung von Religionsunterricht an öffentlichen Schulen“ v. 9. 6. 1966 (SVBl. S. 
203 – GültL 152/97) 

d. Erlass „Religionsunterricht an Volksschulen“ v. 15. 9. 1957 (SVBl. S. 215 – GültL 174/9) 
i. d. F. des Erl. v. 23. 1. 1968 (SVBl. S. 26 – GültL 174/41) 

e. Erlass „Erteilung von Religionsunterricht in den Schulen“ v. 21. 8. 1975 (SVBl. S. 209 – 
GültL 152/180) 

f. Erlass „Alternativunterricht nach § 104 Abs. 3 NSchG im Sekundarbereich II“ v. 5. 7. 
1976 (SVBl. S. 192 – GültL 152/189) 

Anlage I 

Wochenstunden für den Religionsunterricht 

(Stand: März 1982) 

(Auszug aus den Stundentafeln) 

Schuljahrgänge 1–4: Je 2 Wochenstunden für den Evangelischen 
Religionsunterricht 

 Je 3 Wochenstunden für den Katholischen 
Religionsunterricht221.  

Schuljährgänge 5–10: Je 2 Wochenstunden222.  

Gymnasiale Oberstufe: Klasse 11: 2 Wochenstunden223.  

                                                           
221 Erl. v. 7. 5. 1981 – SVBl. S. 112; Erl. v. 30. 7. 1980 – SVBl. S. 314; Erl. v. 13. 8. 1975 – SVBl. S. 210. 
222 Erl. v. 1. 6. 1977 – SVBl. S. 164; Erl. v. 6. 6. 1978 – SVBl. S. 185; Erl. v. 6. 6. 1978 – SVBl. S. 191; Erl. v. 6. 
6. 1978 – SVBl. S. 197; Erl. v. 24. 9. 1981 – SVBl. S. 266; Erl. v. 9. 7. 1979 – SVBl. S. 208. 
223 Erl. v. 12. 3. 1981 – SVBl. S. 60. 
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 Kursstufe: 2 Kurse224.  

Teilzeitberufsschule: Vierzehntägig 1 Wochenstunde225.  

Berufsbildende Schulen mit Vollzeitunterricht (mit 
Ausnahme der Fachschulen): Je 1 Wochenstunde226.  

Fachschule 
Sozialpädagogik: 2 Wochenstunden227.  

Anlage II 

Muster für eine Mitteilung der Schulen an die Erziehungsberechtigten von Schülern, die keiner 
Religionsgemeinschaft angehören oder sich vom Religionsunterricht abgemeldet haben 

(…) 

2.2.4.2 Erlaß des Niedersächsischen Kultusministeriums über die Einführung des 

orthodoxen Religionsunterrichtes - Religionsunterricht für Schülerinnen und 

Schüler, die einer orthodoxen Kirche angehören 

Vom 29.06.1998 - VORIS 224 10 01 00 40 056 - 

Bezug : Erl.d.MK "Organisatorische Regelungen für den Religionsunterricht und den Unterricht 
Werte und Normen" vom 13.1.1998 - 82 105 - VORIS 22410 01 00 35 082 (5VM S. 37) 

1. Für Schülerinnen und Schüler, die einer der orthodoxen Kirchen angehören, die in der Kommission 
der orthodoxen Kirchen in Deutschland vertreten sind, ist entsprechend den Bestimmungen des 
Bezugserlasses orthodoxer Religionsunterricht einzurichten. 

2. Schülerinnen und Schülern, die einer den orthodoxen Kirchen nahestehenden Kirche angehören, die 
jedoch nicht in der Kommission der orthodoxen Kirchen vertreten ist, steht die Teilnahme an dem 
orthodoxen Religionsunterricht frei. 

3. Für den orthodoxen Religionsunterricht sind grundsätzlich zwei Wochenstunden vorzusehen. 

4. Der orthodoxe Religionsunterricht wird im Regelfall in deutscher Sprache erteilt. Über Anträge auf 
Ausnahmegenehmigungen entscheidet die Schulbehörde. 

5. Lehrkräfte, die orthodoxen Religionsunterricht erteilen, müssen einer der orthodoxen Kirchen 
angehören, die in der Kommission der orthodoxen Kirchen in Deutschland vertreten sind. Sie bedürfen 
einer kirchlichen Bevollmächtigung durch die Griechisch-orthodoxe Metropolie von Deutschland, 
Exarchat von Zentraleuropa. 

                                                           
224 Erl. v. 8. 12. 1981 – SVBl. S. 325. 
225 Neufassung der Vorschriften in Vorbereitung (ohne Änderung der Wochenstunden für den 
Religionsunterricht). 
226 Neufassung der Vorschriften in Vorbereitung (ohne Änderung der Wochenstunden für den 
Religionsunterricht). 
227 Neufassung der Vorschriften in Vorbereitung (ohne Änderung der Wochenstunden für den 
Religionsunterricht). 
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6. Dem orthodoxen Religionsunterricht sind bis auf weiteres die Lehrpläne des Landes Nordrhein-
Westfalen zur griechisch-orthodoxen Religionslehre zugrunde zu legen, soweit niedersächsische 
Bestimmungen nicht entgegenstehen. Die Lehrpläne sind erhältlich beim Landesinstitut für Schule und 
Weiterbildung, Paradieser Weg 64, 59494 Soest. 

7. Dieser Erlaß tritt am 1. August 1998 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt der Erlaß 
"Religionsunterricht für Schüler griechisch-orthodoxen Glaubens" vom 9.7.1981 - VORIS 22410 01 
00 40 011 - (unveröffentlicht) außer Kraft. 

2.2.4.3 Vereinbarung des Landes Niedersachsen mit den Evangelischen 

Landeskirchen in Niedersachsen über die Privatschulen 

Vom 10.09.1957 (Nds. MBl. S. 970) 

Zwischen dem Lande Niedersachsen, vertreten durch den Niedersächsischen Ministerpräsidenten, 
dieser vertreten durch den Niedersächsischen Kultusminister, 

und den Evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen, vertreten durch die verfassungsmäßigen 
Vertreter der Evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen,  

wird in Ausführung des Artikels 5 Abs. 2 des Vertrages des Landes Niedersachsen mit den 
Evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen vom 19. März 1955 und im Rahmen des 
Privatschulgesetzes (PrivSchG) vom 12. Juli 1957 (Nds. GVBl. S. 81; Nds. GVBl. Sb. I S. 385)228 
folgende Vereinbarung getroffen: 

Artikel 1   Allgemeine Bestimmungen 

§ 1  

Für die Schulen, die von den Landeskirchen, ihren öffentlich-rechtlichen Verbänden, Anstalten und 
Stiftungen oder von den ihnen angeschlossenen kirchlichen Institutionen getragen werden, gelten die 
staatlichen Bestimmungen über die Privatschulen, unbeschadet der Besonderheit, die sich aus der 
Stellung der Kirchen als Körperschaften des öffentlichen Rechts und aus der Anstellung und 
Behandlung der Lehrer nach den Grundsätzen des kirchlichen Beamtenrechts ergibt. 

§ 2 

Die Landeskirchen, ihre öffentlich-rechtlichen Verbände, Anstalten und Stiftungen und die ihnen 
angeschlossenen kirchlichen Institutionen werden darauf Bedacht nehmen, daß die von ihnen 
getragenen Privatschulen eigene pädagogische Wege gehen. 

§ 3 

Bei der Entscheidung über die Verleihung der Eigenschaft einer anerkannten Privatschule gemäß § 8 
Abs. 1 Privatschulgesetz229 wird das Land berücksichtigen, daß die Landeskirchen als Träger von 
Ersatzschulen eine besondere Gewähr für die Erfüllung der Anforderungen bieten, die an gleichartige 
oder verwandte öffentliche Schulen gestellt werden. 

                                                           
228 Anm.: Die Bestimmungen des Privatschulgesetzes befinden sich inzwischen im Niedersächsischen 
Schulgesetz (NSchG) vom 30. Mai 1974 (Nds. GVBl. S. 289), in der Fassung vom 3. März 1998 (Nds. GVBl. S. 
137), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Dezember 1999 (Nds. GVBl. S. 430). 
229 Anm.: Dieser Vorschrift entspricht jetzt § 148 Absatz 1 NSchG. 
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§ 4  

Beim Übertritt von Lehrkräften in den öffentlichen Schuldienst wird das Land die Dienstzeit, welche 
diese Lehrkräfte hauptamtlich im Schuldienst an den im § 1 bezeichneten Privatschulen, soweit es sich 
um Ersatzschulen handelt, nach den Grundsätzen des kirchlichen Beamtenrechts abgeleistet haben, auf 
das Besoldungsdienstalter und die ruhegehaltsfähige Dienstzeit anrechnen, wie wenn diese Dienstzeit 
im Landesbeamtenverhältnis an öffentlichen Schulen abgeleistet worden wäre. 

§ 5 

Das Land erhebt keine Einwendungen dagegen, daß die evangelischen Landeskirchen an Lehrkräfte, 
die im Schuldienst an den in § 1 bezeichneten Privatschulen nach den Grundsätzen des kirchlichen 
Beamtenrechts beschäftigt werden, die im öffentlichen Schuldienst gebräuchlichen 
Amtsbezeichnungen mit dem Zusatz „im Kirchendienst“ verleihen. Die evangelischen Landeskirchen 
werden solche Amtsbezeichnungen nur an Lehrkräfte verleihen, die die Voraussetzungen erfüllen, die 
an die entsprechenden Lehrkräfte im öffentlichen Schuldienst gestellt werden. 

Artikel 2   Besondere Bestimmungen zu § 19 PrivSchG230 

§ 1 

(1) Es besteht Einverständnis darüber, daß die evangelischen Landeskirchen berechtigt sind, gemäß 
§ 19 PrivSchG231 auch solche Privatschulen zu bezeichnen, die von anderen Rechtsträgern als den 
Landeskirchen, ihren öffentlich-rechtlichen Verbänden, Anstalten und Stiftungen oder den ihnen 
angeschlossenen Institutionen getragen werden. 

(2) Es besteht ferner Einverständnis darüber, daß für die von den evangelischen Landeskirchen 
bezeichneten Privatschulen die Vorschriften des Privatschulgesetzes232 gelten, soweit sie nicht 
ausdrücklich gemäß § 19 PrivSchG233 als nicht anwendbar erklärt worden sind. 

§ 2 

Die Bezeichnung der Privatschulen wird durch schriftliche Mitteilung der Konferenz der 
Evangelischen Landeskirchen in Niedersachsen an den Niedersächsischen Kultusminister erfolgen. 

§ 3 

(1) Das Land wird den von den evangelischen Landeskirchen bezeichneten Privatschulen die 
Finanzhilfe vom ersten des Vierteljahresbeginns an gewähren, der auf das Quartal folgt, in welchem 
die schriftliche Mitteilung gemäß § 2 dem Niedersächsischen Kultusminister zugegangen ist, sofern 

                                                           
230 Anm.: Dieser Vorschrift entspricht weitgehend § 191 NSchG.  

§ 191 [Evangelische Schulen in freier Trägerschaft] 
(1) Für acht anerkannte Ersatzschulen, die von den evangelischen Landeskirchen zu benennen sind, wird 
Finanzhilfe abweichend von § 149 Abs. 1 bereits vom Zeitpunkt der Genehmigung an gewährt.  
(2) Das Gymnasium Andreanum in Hildesheim kann auch nach der Einführung der Orientierungsstufe den 5. 
und 6. Schuljahrgang führen. 
231 Anm.: Dieser Vorschrift entspricht weitgehend § 191 NSchG. 
232 Anm.: Die Bestimmungen des Privatschulgesetzes befinden sich inzwischen im Niedersächsischen 
Schulgesetz (NSchG). 
233 Anm.: Dieser Vorschrift entspricht weitgehend § 191 NSchG. 
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nach den §§ 9 und 10234 in Verbindung mit § 19235 PrivSchG die erforderlichen Voraussetzungen für 
die Gewährung der Finanzhilfe vorliegen. 

(2) Über die Beihilfen des Landes an die von den evangelischen Landeskirchen bezeichneten 
Privatschulen, die noch keinen Rechtsanspruch auf Finanzhilfe haben, wird zwischen den 
evangelischen Landeskirchen und dem Lande im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel eine einverständliche Regelung herbeigeführt werden. 

Artikel 3 

Sollte die vorstehende Vereinbarung infolge Änderung der Gesetze ganz oder teilweise 
undurchführbar werden, werden die Landeskirchen und das Land in Anpassung an die veränderte 
Rechtslage eine neue Vereinbarung treffen. 

Hannover, den 10. September 1957 

2.2.4.4 Vereinbarung zwischen dem Land Niedersachsen und der Konföderation 

evangelischer Kirchen in Niedersachsen über den kirchlichen Dienst an 

Polizeivollzugsbeamten (Polizeiseelsorge)  

Vom 06.05.1986 (GVBl. Bd. 15 S. 113) 

Das Land Niedersachsen, 

vertreten durch den Niedersächsischen Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch den 
Niedersächischen Minister des Innern 

und 

die Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen, 

vertreten durch den Rat der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen, 

schließen 

unter Bezugnahme auf Artikel 6 des Vertrages des Landes Niedersachsen mit den Evangelischen 
Landeskirchen in Niedersachsen vom 19. März 1955, auf Artikel 3 des Ergänzungsvertrages vom 4. 
März 1965 zum Vertrag des Landes Niedersachsen mit den Evangelischen Landeskirchen in 
Niedersachsen vom 19. März 1955 und Nummer 3 des abschließenden Protokolls zu dem 
Ergänzungsvertrag vom 4. März 1965 folgende 

Vereinbarung: 

§ 1 

Gemäß Artikel 4 Abs. 2 des Grundgesetzes ist jedermann die ungestörte Religionsausübung zu 
gewährleisten. Das Land begrüßt und gewährleistet deshalb die Ausübung eines besonderen 
kirchlichen Dienstes an den Polizeivollzugsbeamten (Polizeiseelsorge) durch die evangelischen 
Kirchen in Niedersachsen. 

                                                           
234 Anm.: Die §§ 9 und 10 PrivSchG entsprechen den §§ 149, 150 NSchG.  
235 Anm.: Dieser Vorschrift entspricht weitgehend § 191 NSchG. 
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§ 2 

Der Dienst der Kirche wendet sich an alle evangelischen Beamten des Polizeivollzugsdienstes, 
insbesondere sofern sie zum Wohnen in Gemeinschaftsunterkünften verpflichtet sind, unbeschadet der 
Zuständigkeit des örtlichen Pfarramtes. 

§ 3 

Der Dienst der Kirche umfasst Gottesdienst, Seelsorge und die Mitwirkung im berufsethischen 
Unterricht. 

§ 4 

Die Kirchen beauftragen Pastoren und kirchliche Mitarbeiter mit der Ausübung der Polizeiseelsorge. 
Diese sind bei Gottesdienst und Seelsorge an staatliche Weisungen nicht gebunden. Für diesen Dienst 
gelten ausschließlich die Ordnungen ihrer Kirchen. 

§ 5 

Die Kirchen bestellen einen der mit der Polizeiseelsorge beauftragten Pastor zu ihrem Beauftragten für 
diesen Dienst. 

§ 6 

(1) Das Land unterstützt die Teilnahme der Polizeivollzugsbeamten an kirchlichen Tagungen und 
religiösen Bildungsveranstaltungen. Es gewährt diesen Beamten hierfür nach Bedarf Sonderurlaub 
gemäß den Bestimmungen der Sonderurlaubsverordnung. 

(2) Wenn die Kirchen Gottesdienste und Sprechstunden für Polizeivollzugsbeamte anbieten, wird den 
Beamten die Teilnahme durch Dienstbefreiung ermöglicht, sofern dringende dienstliche Erfordernisse 
nicht entgegenstehen. Die Termine für diese kirchlichen Dienste sind im Einvernehmen mit den 
polizeilichen Dienststellen festzusetzen. 

(3) Die Bildung eines Beirats zur Unterstützung der Polizeiseelsorge wird vom Land begrüßt. Das 
gleiche gilt für die Bildung freiwilliger Arbeitsgemeinschaften, die in der Regel außerhalb der 
Dienstzeit zusammentreten. 

§ 7 

(1) Soweit dienstliche Belange nicht entgegenstehen, wird die Tätigkeit der Polizeiseelsorge vom 
Land durch die Bereitstellung der erforderlichen äußeren Hilfsmittel ermöglicht, über die die Polizei 
verfügt. Auch sonst wird die Polizeiseelsorge in jeder Weise unterstützt; insbesondere sind den 
Polizeiseelsorgern die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Räume zur Verfügung zu 
stellen. 

(2) Desgleichen werden die Kirchen die Polizeiseelsorge bei Bedarf durch Überlassung von Räumen 
unterstützen. 

§ 8 

(1) Zur sachgerechten Wahrnehmung des Dienstes ist den Polizeiseelsorgern Gelegenheit zu geben, 
den Dienst der Polizeivollzugsbeamten im Einsatz kennenzulernen, soweit dies aus dienstlichen und 
rechtlichen Gründen zu vertreten ist. 
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(2) Bei Einsätzen geschlossener Verbände soll der zuständige Polizeiseelsorger eingeladen werden, 
diese Verbände zu begleiten, sofern nicht dienstliche oder rechtliche Gründe entgegenstehen. 

§ 9 

Die Kosten für die Polizeiseelsorge tragen die Kirchen; § 7 bleibt unberührt. 

§ 10 

(1) Die Kirche übernimmt einen Teil des berufsethischen Unterrichts bei der Ausbildung der 
Polizeivollzugsbeamten. Er wird unter der Fachaufsicht der zuständigen schulischen Einrichtungen 
nach den geltenden Lehrplänen erteilt. 

(2) Die Kirche schlägt den schulischen Einrichtungen vor, wer einen Lehrauftrag für den 
berufsethischen Unterricht erhalten soll. 

(3) Der Stundenansatz für den von der Kirche übernommenen Teil des berufsethischen Unterrichts in 
den einzelnen Ausbildungsgängen wird durch Absprache zwischen den Vertragsschließenden 
festgelegt und in die Lehrpläne aufgenommen. 

(4) Den Unterrichtenden wird im Rahmen der geltenden Lehrpläne und der von den schulischen 
Einrichtungen vorgegebenen Themen Freiheit bei der Gestaltung des Lehrstoffes eingeräumt. Zur 
Festlegung der Themen des berufsethischen Unterrichts können die Unterrichtenden Vorschläge 
machen. 

(5) Das Land zahlt für den berufsethischen Unterricht die üblichen Lehrstundenvergütungen. 

§ 11 

Die Vertragsschließenden werden eine etwa in Zukunft zwischen ihnen entstehende 
Meinungsverschiedenheit über die Auslegung einer Bestimmung dieser Vereinbarung auf 
freundschaftliche Weise beseitigen. 

§ 12 

Diese Vereinbarung tritt mit dem Tage ihrer Unterzeichnung in Kraft. 

2.2.5 Nordrhein-Westfalen 

2.2.5.1 Runderlass des Kultusministeriums über die Einführung des griechisch-

orthodoxen Religionsunterrichts in Nordrhein-Westfalen 

Vom 28.06.1985 (GABI. NW. S. 468) 

1. Für Schülerinnen und Schüler, die dem griechisch-orthodoxen Bekenntnis angehören, wurde ab 
dem Schuljahr 1985/86 Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach entsprechend den Bestimmungen 
des Schulordnungsgesetzes (SchOG - BASS 1 -1 ) eingerichtet. 

2. Diesen Unterricht erteilen im Landesdienst beschäftige Lehrkräfte, die sich dazu schriftlich bereit 
erklärt haben. Die förmliche Bevollmächtigung der Lehrkräfte gemäß § 32 Abs. 2 Satz 2 SchOG 
erfolgt durch die Griechisch-Orthodoxe Metropolie von Deutschland, Körperschaft des öffentlichen 
Rechts gemäß Gesetz vom 29. Oktober 1974 (GV.NW. S. 1062). 
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3. Der griechisch-orthodoxe Religionsunterricht wird in der Grundschule und in der Sekundarstufe II 
auf der Grundlage der mit der Griechisch-Orthodoxen Metropolie abgestimmten Lehrpläne erteilt. Für 
die Sekundarstufe I wird die von der Metropolie vorgelegte Stoffzusammenstellung zugrunde gelegt; 
mit der Entwicklung eines Lehrplans für diese Schulstufe wurde eine Expertenkommission beauftragt. 

4. In Absprache zwischen den Schulen kann der griechisch-orthodoxe Religionsunterricht schul- bzw. 
schulformübergreifend eingerichtet werden. Er kann auch in Verbindung mit dem muttersprachlichen 
Ergänzungsunterricht erteilt werden; in diesem Falle ist für Religionsunterricht eine gesonderte Note 
festzusetzen. 

2.2.5.2 Runderlass des Ministeriums für Schule und Weiterbildung, Wissenschaft 

und Forschung über die Einführung des syrisch-orthodoxen Religionsunterrichts 

in Nordrhein-Westfalen 

Vom 05.05.2000 (ABl. NRW. 1. S. 158) 

1. Für Schülerinnen und Schüler, die dem syrisch-orthodoxen Bekenntnis angehören, wird ab dem 
Schuljahr 2000/2001 Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach entsprechend den Bestimmungen 
des Schulordnungsgesetzes (SchOG - BASS 1-1 ) zunächst für die Klassenstufen 1 bis 10 eingeführt. 

2. Diesen Unterricht erteilen im Landesdienst beschäftige Lehrkräfte bzw. Geistliche, die sich dazu 
schriftlich bereit erklärt haben. Ihre förmliche Bevollmächtigung gemäß § 32 Abs. 2 Satz 2 SchOG 
erfolgt durch den syrisch-orthodoxen Kirchenkreis in Nordrhein-Westfalen. 

3. Der syrisch-orthodoxe Religionsunterricht wird vorläufig auf der Grundlage des Rahmenplans 
„Syrisch-Orthodoxe Religion Primarstufe und Sekundarstufe I des hessischen Kultusministeriums“ 
erteilt. Mit der Entwicklung eines Lehrplans für die Schulen des Landes wird eine 
Expertenkommission beauftragt. 

4. In Absprache zwischen den Schulen kann der syrisch-orthodoxe Religionsunterricht schul- und 
schulformübergreifend eingerichtet werden. 

 

 

 

 

2.2.5.3 Erlass zum Orthodoxen Religionsunterricht im Lande Nordrhein-

Westfalen (Neufassung 2009) 

(BASS 15-11 Nr.8) 

Vorwort 

Der griechisch-orthodoxe Religionsunterricht wurde mit Erlass vom 28.06.1985 für die Sch 

ulen des Landes eingeführt. Zwischenzeitlich haben 1994 die orthodoxen Diözesen die Kommission 
der orthodoxen Kirche in Deutschland/Verband der Diözesen gegründet und dem Schulministerium 
mitgeteilt, dass der orthodoxe Religionsunterricht zukünftig von allen in der Kommission vertretenen 
orthodoxen Diözesen getragen und verantwortet wird. Somit besteht für alle Schülerinnen und 
Schüler, die einer der in der Kommission vertretenen Diözesen angehören, eine Verpflichtung zur 
Teilnahme an diesem Religionsunterricht. Für die Durchführung des orthodoxen Religionsunterrichts 
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gelten die in dem Runderlass vom 20.06.2003 BASS 12-05 Nr. 1 enthaltenen allgemeinen 
Regelungen.  

Die syrisch-orthodoxe Kirche ist eine eigenständige Konfession und gehört daher der Kommission 
nicht an.  

Vor diesem Hintergrund wird der Einführungserlass zum griechisch-orthodoxen Religionsunterricht 
vom 28.06.1985 wie folgt geändert und neu gefasst:  

Einführung des Griechisch-orthodoxen Religionsunterrichts; Änderung  

Bezug: RdErl. d. Kultusministeriums v. 28.06.1985 (BASS 12-05 Nr. 3) 

Der Bezugserlass erhält folgende Fassung:  

1. Das 1985 eingeführte ordentliche Unterrichtsfach „Griechisch-orthodoxer Religionsunterricht" wird 
auf die Angehörigen folgender orthodoxen Diözesen ausgeweitet:  

-Griechisch-orthodoxe Metropolie von Deutschland und Exarchat von Zentraleuropa (KdöR)  

- Exarchat der orthodoxen Gemeinden russischer Tradition in Westeuropa  

- Ukrainische Orthodoxe Eparchie von Westeuropa 

- Griechisch-Orthodoxe Kirche von Antiochien Metropolie für Westeuropa (rum- 

orthodox)  

- Berliner Diözese der Russischen Orthodoxen Kirche des Moskauer Patriarchats (KdöR)  

- Russische Orthodoxe Diözese des orthodoxen Bischofs von Berlin und Deutschland (KdöR)  

- Serbische Orthodoxe Diözese für Mitteleuropa 

- Rumänische Orthodoxe Metropolie für Deutschland, Zentral 

- und Nordeuropa  

(KdöR)  

- Bulgarische Diözese von West 

- und Mitteleuropa 

- Westeuropäische Diözese der Georgischen Orthodoxen Kirche. 

 

Er trägt die Bezeichnung „Orthodoxer Religionsunterricht“. Eine Pflicht zur Teilnahme am Unterricht 
besteht somit für alle Schülerinnen und Schüler, die einer der genannten Diözesen angehören.  

2. Ansprechpartner für alle Fragen der Durchführung des Orthodoxen Religionsunterrichts ist die 
Kommission der Orthodoxen Kirche in Deutschland, vertreten durch ihren Vorsitzenden.  

3. Den Religionsunterricht erteilen im Landesdienst beschäftigte Lehrkräfte mit der entsprechenden 
Lehrbefähigung oder kirchliche Lehrkräfte im Rahmen von Gestellungsverträgen. Lehrkräfte, die 
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orthodoxen Religionsunterricht erteilen, müssen einer der Diözesen angehören, die in der Kommission 
der Orthodoxen Kirche in Deutschland vertreten sind. Ihre förmliche Bevollmächtigung gemäß § 31 
Abs. 3 SchulG (BASS 1-1) erfolgt durch den Vorsitzenden der Kommission der Orthodoxen Kirche in 
Deutschland.  

4. Der Religionsunterricht wird auf der Grundlage der gültigen Lehrpläne erteilt.  

5. In Absprache zwischen den Schulen und mit Zustimmung der Schulaufsicht kann der orthodoxe 
Religionsunterricht schul-und schulformübergreifend eingerichtet werden. 

 

2.2.6 Rheinland-Pfalz 

2.2.6.1 Vereinbarung über den Dienst der evangelischen Anstaltsseelsorge in den 

Justizvollzugs-, Jugendstraf- und Jugendarrestanstalten des Landes Rheinland-

Pfalz 

Vom 8. Januar 1996 (ABl. 1996 S. 92) 

Zwischen 

der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau, 

 der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche), 

der Evangelischen Kirche im Rheinland 

- nachfolgend Kirchen und im einzelnen jeweils Kirche genannt - 

und dem Lande Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Minister der Justiz 

- nachfolgend Land genannt - 

wird für den Dienst der evangelischen Anstaltsseelsorge in den Justizvollzugs-, Jugendstraf- und 
Jugendarrestanstalten des Landes Rheinland-Pfalz folgendes vereinbart: 

Artikel 1.  

(1) Die Seelsorge in den Justizvollzugsanstalten, den Jugendstrafanstalten und der Jugendarrestanstalt 
des Landes bildet einen Teil der der Kirche obliegenden allgemeinen Seelsorge. Sie wird von 
Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorgern ausgeübt. 

(2) Auf Vorschlag der Kirche, in deren Zuständigkeitsbereich die Anstalt liegt, werden die 
Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger durch einen zwischen dem Land und der Kirche 
abgeschlossenen Gestellungsvertrag (Anlage) in der Regel für die Dauer von sechs Jahren bestellt. 

(3) Die Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger stehen im Dienst der Kirche und unterliegen 
deren Dienstaufsicht. Im Rahmen dieser Aufsicht ist die Kirche berechtigt, Visitationen entsprechend 
ihrer Visitationsordnung vorzunehmen. 

Artikel 2.   

Die Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger sind zu verpflichten, bei der Ausübung ihres 
Dienstes die Bestimmungen über den Justizvollzug, den Jugend-Strafvollzug, den 
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Jugendarrestvollzug, die Untersuchungshaft und die hierauf beruhenden Anordnungen der 
Anstaltsleitung zu beachten. 

Artikel 3 

(1) Die Anstaltsseelsorge umfasst insbesondere folgende Aufgaben: 

1.  

a. regelmäßige Feier von Gottesdiensten, insbesondere an Sonn- und Feiertagen, 

b. Feier der Sakramente, 

c. Vornahme von Kasualien; 

2.  

a. Einzelseelsorge einschließlich der Besuche im Haftraum und Aussprache mit den Gefangenen, 

b. Krankenseelsorge, 

c. Kontaktaufnahme mit Angehörigen und den Kirchengemeinden der Gefangenen; 

3.  

a. religiöse Unterweisung und sonstige Hilfen zur Persönlichkeitsbildung, 

b. Durchführung von religiösen Gesprächskreisen und Veranstaltungen zur Gruppenseelsorge; 

4. Caritativ-diakonisches Handeln unter Beachtung der sich aus dem Strafvollzug ergebenden 
Einschränkungen; 

5. Durchführung und Überwachung von Besuchen aus besonderem seelsorgerischem Anlass, 
soweit nicht die Anstaltsleitung aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung widerspricht; 

6. Mitwirkung bei der sozialen Hilfe für Gefangene und deren Angehörige; 

7. Teilnahme an Dienstbesprechungen und Beteiligung an der Erstellung und Durchführung des 
Vollzugsplanes oder des Erziehungsplanes; 

8. Seelsorge an Bediensteten der Anstalt; 

9. Mitwirkung bei der Aus- und Fortbildung der Bediensteten der Anstalt; 

10. Beratung bei der Anschaffung von Medien für die Gefangenenbücherei und Mitwirkung bei 
der Anschaffung religiöser Bücher, Schriften und anderer Medien; 

11. Mitwirkung bei der Öffentlichkeitsarbeit in Gesellschaft und Kirche. 

(2) Äußerungen in Gnadensachen und in Verfahren nach den §§ 57, 57a und 57b StGB, § 454 StPO 
oder § 88 JGG können die Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger in Einzelfällen ablehnen. 

Artikel 4  

(1) Für die Anstaltsseelsorge (Artikel 3) gelten die Gottesdienstordnungen, Agenden, Ordnungen und 
Bestimmungen der Kirche. 
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(2) 1 Die Anstalt schafft die zur Dienstausübung der Anstaltsseelsorge nötigen organisatorischen 
Voraussetzungen. 2 Dazu gehören im Rahmen der geltenden Bestimmungen und gegebenen 
Möglichkeiten: 

1. Mitteilungen der Personalien der zu- und abgehenden Gefangenen und Gewährung der 
Einsicht in Personalakten der Gefangenen ihres Bekenntnisses sowie anderer Gefangener mit 
deren Zustimmung; 

2. Zugang zu den Gefangenen; 

3. Bereitstellung eines geeigneten Dienstzimmers; 

4. Ermöglichung von Seelsorgegesprächen mit Gefangenen im Dienstzimmer; 

5. unverzügliche Information über besondere Vorkommnisse, insbesondere Erkrankungen, 
Suizidversuche, Todesfälle; 

6. Berücksichtigung der Gottesdienste und anderer religiöser Veranstaltungen der 
Anstaltsseelsorge im Veranstaltungsprogramm der Anstalt; 

7. Zuteilung geeigneter Räume für die Veranstaltungen der Anstaltsseelsorge; 

8. ungehinderte Führung telefonischer Dienstgespräche; 

9. Erledigung der Schreib- und Verwaltungsarbeit der Anstaltsseelsorge durch die Verwaltung; 

10. Zuweisung von Gefangenen zu Hilfstätigkeiten; 

11. Bereitstellung von Mitteln zur Deckung des angemessenen Sachbedarfs. 

(3) Bei der Planung, Gestaltung und Einrichtung von Gottesdiensträumen in der Anstalt ist die Kirche 
zu hören. 

Artikel 5  

Das Beicht- und Seelsorgegeheimnis ist zu achten. 

Artikel 6  

(1) Probleme bei ihrer Arbeit sollen die Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger in Gesprächen 
mit der Anstaltsleitung zu lösen versuchen. 

(2) 1 Beschwerden über Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger werden über das Ministerium 
der Justiz der Kirche mitgeteilt. 2 Beschwerden der Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger, die 
den Zuständigkeitsbereich des Landes betreffen, legt die Kirche dem Ministerium der Justiz vor, wenn 
sie es für erforderlich hält. 3 Das Ministerium der Justiz und die Kirche bemühen sich um eine 
einvernehmliche Lösung. 

Artikel 7  

1 Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorgern, die Vorschriften zur Sicherheit und Ordnung der 
Anstalt in einem Maße verletzt haben, das die fristlose Kündigung des Gestellungsvertrages nahelegt, 
kann die Anstaltsleitung im Benehmen mit dem Ministerium der Justiz mit sofortiger Wirkung 
einstweilen das Betreten der Anstalt untersagen. 2 Das Ministerium der Justiz benachrichtigt 
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unverzüglich die Kirche, um – unbeschadet des Rechts auf fristlose Kündigung – die Angelegenheit 
einvernehmlich zu regeln. 

Artikel 8  

1 Die Vertragschließenden veranstalten in der Regel einmal jährlich gemeinsam mit Vertreterinnen 
oder Vertretern der Erzdiözese Köln, der Diözesen Limburg, Mainz, Speyer und Trier für alle 
Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger eine Konferenz zu Fragen der Anstaltsseelsorge und 
des Justizvollzuges. 2 Zur Teilnahme an Konferenzen und Fortbildungsveranstaltungen, die der 
Anstaltsseelsorge dienen, wird Dienstbefreiung erteilt. 

Artikel 9  

Die Vertretungen in der Anstaltsseelsorge in Urlaubs-, Krankheits- und anderen Verhinderungsfällen 
regelt die Kirche mit der Anstaltsleitung. 

Artikel 10  

Allgemeine Regelungen, die in der Kirche für alle Seelsorgerinnen und Seelsorger gelten, sind auch 
für die Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger entsprechen anzuwenden. 

Artikel 11  

Die Vertragschließenden werden eine etwa in Zukunft auftretende Meinungsverschiedenheit über die 
Auslegung oder Anwendung einer Bestimmung dieser Vereinbarung auf freundschaftliche Weise 
beseitigen. 

Artikel 12  

(1) Diese Vereinbarung tritt am 1. März 1996 in Kraft. 

(2) 1 Die zu diesem Zeitpunkt bestehenden Gestellungsverträge gelten fort. 2 Alle weiteren 
Vereinbarungen zwischen der Kirche und Justizvollzugs-, Jugendstraf- und Jugendarrestanstalten über 
die Seelsorge in einzelnen Anstalten treten außer Kraft. 

2.2.6.2 Vereinbarung über die kirchliche Einsichtnahme in den 

Religionsunterricht  

Vom 17.08.1967 (ABl. 1968 S. 117) 

Zwischen 

dem Land Rheinland-Pfalz, 

vertreten durch das Ministerium für Unterricht und Kultus 

und 

der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau, vertreten durch die Kirchenleitung, 

der Vereinigten Protestantisch-Evangelisch-Christlichen Kirche der Pfalz,  

vertreten durch den Landeskirchenrat. 

§ 1 
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Die Kirchen haben das Recht, im Benehmen mit der Schulaufsichtsbehörde Einsicht in den 
Religionsunterricht zu nehmen. Die Einsichtnahme trägt keinen schulaufsichtlichen Charakter. 

§ 2 

(1) Durch die Einsichtnahme vergewissert sich die Kirche, daß der Religionsunterricht in 
Übereinstimmung mit Lehre und Ordnung der Kirche erteilt wird (Art. 34 LV)236. 

(2) Die Einsichtnahme der Kirche in den Religionsunterricht wird durch religionspädagogisch 
erfahrene Beauftragte der Kirche wahrgenommen. Sie dient nicht nur der Beurteilung des 
Religionsunterrichtes, sondern auch der Förderung und Pflege aller Maßnahmen, die geeignet sind, 
eine Vertiefung der religiösen Erziehung herbeizuführen und eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
aller an der Durchführung des Religionsunterrichtes Beteiligten zu sichern. 

§ 3 

(1) Die Kirchen nehmen Einsicht in den Religionsunterricht der Lehrer, Geistlichen und Katecheten. 

(2) Die kirchliche Oberbehörde benennt der obersten Schulaufsichtsbehörde die Beauftragten unter 
Angabe des Dienstbereiches, in dem sie tätig sein sollen. Die oberste Schulaufsichtsbehörde kann 
gegen die Benennung eines Beauftragten oder die Fortführung seines Amtes aus wichtigen 
schulorganisatorischen oder schulaufsichtlichen Gründen Einwendungen erheben. Sie soll ihre 
Einwendungen in der Regel innerhalb von zwei Monaten mitteilen. In diesem Falle entscheidet die 
nach kirchlichem Recht zuständige Stelle unter Berücksichtigung der Einwendungen über die 
Benennung des Beauftragten oder die Fortführung seines Amtes. 

(3) Der Auftrag zur Durchführung der Einsichtnahme wird in der Regel für die Dauer von sechs 
Jahren erteilt. Wiederholte Beauftragung ist möglich. 

(4) Im Einzelfalle können besondere Beauftragte bestellt werden. 

(5) Die dienst- und beamtenrechtlichen Genehmigungserfordernisse für die Übertragung des Amtes an 
Lehrer im Schuldienst bleiben unberührt. 

§ 4 

(1) Die kirchlichen Beauftragten setzen vor dem beabsichtigen Besuch den Schulleiter, bei 
Volksschulen auch das zuständige Schulamt, rechtzeitig in Kenntnis. Der Schulleiter benachrichtigt 
den Lehrer. 

(2) Die kirchlichen Beauftragten wohnen dem Religionsunterricht bei; sie können auch selbst ein 
Gespräch mit Schülern führen. Im unmittelbaren Anschluß an die Einsichtnahme sollen die 
Beauftragten mit den Religionslehrern ihre im Unterricht gewonnenen Eindrücke erörtern. Sie können 
ebenso mit allen an der Schule Religionsunterricht erteilenden Lehrern, Geistlichen und Katecheten 
eine Besprechung abhalten, in der Erfahrungen und Anregungen ausgetauscht und 
Meinungsverschiedenheiten geklärt werden sollen. 

(3) Schulaufsichtsbeamte und Schulleiter wohnen dem Besuch der kirchlichen Beauftragten nicht bei. 
Ausnahmen bedürfen des Einverständnisses der Beauftragten und des Lehrers. 

                                                           
236 Nr. 983. 
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§ 5 

(1) Ergeben sich bei der Einsichtnahme wesentliche Bedenken hinsichtlich der Übereinstimmung des 
Unterrichtes mit Lehre und Ordnung der Kirche, so soll zunächst versucht werden, diese Bedenken in 
einem Gespräch zwischen den kirchlichen Beauftragten und dem Religionslehrer zu beheben. 

(2) Kommt ein Gespräch nicht zustande oder führt es zu keinem zufriedenstellenden Ergebnis, so 
befindet die zuständige Kirche nach ihren Bestimmungen in einem geordneten Verfahren darüber, ob 
die Bevollmächtigung aufrechterhalten werden kann. 

(3) Wird die kirchliche Bevollmächtigung entzogen, so teilt die kirchliche Oberbehörde dies der 
zuständigen Schulaufsichtsbehörde mit. Der betreffende Lehrer, Geistliche oder Katechet wird dann 
nicht mehr im Religionsunterricht verwendet. 

§ 6 

Die aus der Einsichtnahme in den Religionsunterricht entstehenden Kosten trägt die Kirche. 

§ 7 

Diese Vereinbarung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung im Amtsblatt des Ministeriums für 
Unterricht und Kultus von Rheinland-Pfalz in Kraft 

2.2.6.3 Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Land Rheinland-Pfalz über 

Fragen des Schulwesens und der Lehrerfort- und -weiterbildung  

Vom 15.05.1973, in Kraft seit 12.11.1973, Vertragsgesetz vom 22.06.1973 (GVBl. S. 157) 

Der Heilige Stuhl, 

vertreten durch dessen Bevollmächtigten, den Herrn Apostolischen Nuntius in Deutschland, Corrado 
Bafile, Titularerzbischof von Antiochien in Pisidien, 

und 

das Land Rheinland-Pfalz 

vertreten durch den Herrn Ministerpräsidenten Dr. Helmut Kohl, 

sind, geleitet von dem Wunsch, die bestehenden freundschaftlichen Beziehungen zwischen der 
Katholischen Kirche und dem Land aufrechtzuerhalten und zu fördern, in Anerkennung der Tatsache, 
daß nach der Änderung der Verfassung für Rheinland-Pfalz vom 8. Juli 1970 die öffentlichen Grund-, 
Haupt- und Sonderschulen christliche Gemeinschaftsschulen geworden sind und die staatliche 
Förderung der Privatschulen neu geordnet wurde, übereingekommen, die im Land Rheinland-Pfalz in 
Geltung stehenden konkordatären Bestimmungen dieser Entwicklung anzupassen. Zu diesem Zweck 
schließen sie den folgenden Vertrag: 

Artikel 1 

Der Katholischen Kirche bleibt das Recht gewährleistet, Privatschulen einzurichten und zu betreiben. 
Die katholischen Privatschulen sind den öffentlichen Schulen im Range gleichgestellt. 
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Artikel 2 

Das Land Rheinland-Pfalz wird im Rahmen der allgemeinen Förderung der Privatschulen den Schulen 
katholischer Träger seine Hilfe angedeihen lassen. 

Artikel 3 

Katholische Privatschulen, die nach Maßgabe der staatlichen Vorschriften staatlich anerkannte 
Ersatzschulen sind, auf gemeinnütziger Grundlage arbeiten und das öffentliche Schulwesen des 
Landes entlasten, werden auf Antrag des Schulträgers durch öffentliche Finanzhilfe (Art. 4- 9) sowie 
durch die Zuweisung staatlicher Lehrkräfte (Art. 10) gefördert. 

Artikel 4 

Das Land gewährt Beiträge zu den Personalkosten; die Beiträge bemessen sich nach dem 
durchschnittlichen Aufwand für vergleichbare Lehrer und Lehrhilfskräfte an einer entsprechenden 
öffentlichen Schule. 

Artikel 5 

Das Land gewährt dem Schulträger einen Zuschlag für eine nach staatlichen Grundsätzen 
angemessene Alters- und Hinterbliebenenversorgung in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen, 
jedoch höchstens bis zu einem Gesamtbetrag von 25 vom Hundert der nach Artikel 4 für 
hauptberuflich beschäftigte Lehrer gewährten Beiträge. 

Artikel 6 

Als Beitrag zu den laufenden Sachkosten erhält der Schulträger einen Betrag von mindestens 10 vom 
Hundert des Personalaufwandes. Wird sich das Verhältnis von Sach- und Personalkosten erheblich 
verändern, so werden die Vertragschließenden sich über die Festlegung eines anderen 
Vomhundertsatzes einigen. 

Artikel 7 

Zu den Aufwendungen für schulaufsichtlich genehmigte Neu-, Um- und Erweiterungsbauten von 
Schulgebäuden und Schulanlagen sowie deren Ersteinrichtung erhält der Schulträger einen Beitrag. 
Dieser beträgt: 

bei Grund-, Haupt-, Sonder- und Sonderberufsschulen 80 vom Hundert, 

bei den nicht unter Nummer 1 genannten allgemeinbildenden Schulen 50 vom Hundert der Baukosten. 

 

Artikel 8 

Für den Besuch einer Grund-, Haupt- oder Sonderschule erstattet das Land die angemessenen Kosten 
einer notwendigen Beförderung der Schüler. 

Artikel 9 

Das Land gewährt den Schülern von katholischen Privatschulen in gleichem Umfang 
Lernmittelfreiheit wie den Schülern entsprechender öffentlicher Schulen. 
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Artikel 10 

Die zuständige Schulaufsichtsbehörde des Landes weist auf Antrag des Schulträgers in dessen 
Einvernehmen Grund-, Haupt-, Sonder- und Sonderberufsschulen staatliche Lehrer unter Fortsetzung 
der Dienstbezüge zur Dienstleistung zu. Die Zuweisung bedarf der Zustimmung des Lehrers. 

Für die sonstigen allgemeinbildenden katholischen Privatschulen können staatliche Lehrer zugewiesen 
werden; im übrigen gilt Absatz 1 entsprechend. 

Artikel 11 

Das Land gewährleistet die Errichtung und den Betrieb eines Lehrerfort- und -weiterbildungswerkes in 
kirchlicher Trägerschaft. Dieses ist entsprechenden staatlichen Einrichtungen grundsätzlich im Range 
gleichgestellt. Es erhält eine angemessene öffentliche Finanzhilfe. 

Artikel 12 

Sollte sich in Zukunft wegen der Auslegung oder der praktischen Anwendung dieser Regelungen eine 
Meinungsverschiedenheit ergeben, oder sollten in Zukunft neue pädagogische Erkenntnisse 
strukturelle Änderungen auf dem Gebiet des Schulwesens erforderlich machen, so werden der Heilige 
Stuhl und das Land Rheinland-Pfalz im gemeinsamen Einvernehmen eine freundschaftliche Lösung 
herbeiführen. 

Artikel 13 

Dieser Vertrag, dessen italienischer und deutscher Text gleiche Kraft haben, bedarf der Ratifikation. 
Die Ratifikationsurkunden werden in Bonn-Bad Godesberg ausgetauscht. Er tritt mit dem Tage des 
Austausches in Kraft. 

Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag in doppelter Urschrift unterzeichnet worden. 

Mainz, den 15. Mai 1973 

Helmut Kohl 
Ministerpräsident 

SCHLUSSPROTOKOLL 

Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tag geschlossenen Vertrages zwischen dem Heiligen Stuhl 
und dem Land Rheinland-Pfalz sind folgende übereinstimmende Erklärungen abgegeben worden, die 
einen integrierenden Bestandteil des Vertrages bilden: 

Zu Artikel 2: 

Der in Artikel 2 verwendete Begriff "katholischer Träger" umfaßt die Katholische Kirche, ihre 
Organisationen sowie katholische Vereinigungen, die kirchenrechtlich als Schulträger anerkannt 
werden. 

Zu Artikel 3: 

Einer staatlich genehmigten Ersatzschule, die die Gewähr bietet, daß sie dauernd die an entsprechende 
öffentliche Schulen gestellten Anforderungen erfüllt, wird auf Antrag des Schulträgers die Eigenschaft 
einer staatlich anerkannten Ersatzschule verliehen. Die Verleihung setzt voraus, daß die Schule den für 
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öffentliche Schulen verbindlichen Gliederungsgrundsätzen genügt; bei Schulen, die mit einem Heim 
oder einer Tagesstätte verbunden sind, können Ausnahmen zugelassen werden. Beabsichtigt das Land, 
die für öffentliche Schulen geltenden Gliederungsgrundsätze zu ändern, so wird es die Schulträger 
rechtzeitig hierüber unterrichten und eine angemessene Übergangsregelung treffen. 

Der Schulträger wird an den durch öffentliche Finanzhilfen geförderten Schulen kein Schulgeld 
erheben. 

Eine Entlastung des öffentlichen Schulwesens des Landes wird angenommen, wenn die 
Erziehungsberechtigten von mindestens 50 vom Hundert der Schüler ihren Wohnsitz im Lande 
Rheinland-Pfalz haben und die Schule sich verpflichtet, im Rahmen ihrer räumlichen Möglichkeiten 
jeden Schüler aufzunehmen, dessen Erziehungsberechtigte im Einzugsgebiet der Schule wohnen und 
der die Aufnahmebedingungen für diese Schule erfüllt. In besonderen Ausnahmefällen kann eine 
Entlastung auch anerkannt werden, wenn der Mindestprozentsatz nicht erreicht wird; dies gilt nicht für 
Sonder- und Sonderberufsschulen, die mit einem Heim verbunden sind. 

Die Gewährung öffentlicher Finanzhilfe setzt im Interesse eines geordneten Schulbetriebes voraus, 
daß bei der Errichtung einer privaten Grund- oder Hauptschule als Bekenntnisschule der Besuch einer 
öffentlichen Grund- oder Hauptschule, die in ihrer Gliederung den gesetzlichen Anforderungen 
entspricht, in zumutbarer Weise möglich ist. Bei der Beurteilung der Zumutbarkeit sind unter anderem 
Länge und Beschaffenheit des Schulweges sowie die Verkehrsverhältnisse und die für die 
Beförderung der Schüler zur Verfügung stehenden Verkehrsmittel zu berücksichtigen. 

Die öffentliche Finanzhilfe für Grund-, Haupt- und Sonderschulen, die die Voraussetzungen gemäß 
Absatz 1 Satz 2 und der Absätze 2 bis 4 erfüllen, wird auf Antrag schon vom Zeitpunkt der staatlichen 
Genehmigung an gewährt, wenn die Annahme gerechtfertigt ist, daß die Schule innerhalb einer 
angemessenen Frist staatlich anerkannt wird. 

Katholische Privatschulen, denen keine öffentliche Finanzhilfe gewährt wird, können auf Antrag 
Zuschüsse nach Maßgabe des Haushaltsplanes des Landes erhalten. 

Zu Artikel 4: 

Der durchschnittliche Aufwand wird wie erfolgt errechnet: 

Für jeden mit schulaufsichtlicher Genehmigung des Landes beschäftigten Lehrer wird ein Beitrag in 
Höhe des Durchschnittsgehaltes oder der Durchschnittsvergütung eines vergleichbaren Lehrers an 
einer entsprechenden öffentlichen Schule gewährt. Der Beitrag wird nach einem Durchschnittsgehalt 
gewährt, wenn der Lehrer die beamtenrechtlichen Voraussetzungen als Lehrer im öffentlichen Dienst 
erfüllt und Beamter des Schulträgers ist oder sein Anstellungsverhältnis unter Anwendung der für 
Landesbeamte gültigen Grundsätze geregelt ist oder er als Mitglied einer religiösen Gemeinschaft den 
Lehrerberuf ausübt. In allen übrigen Fällen hauptberuflicher Beschäftigung wird der Beitrag nach 
einer Durchschnittsvergütung gewährt. Ist der Lehrer nach staatlichen Grundsätzen nicht voll 
beschäftigt, wird im Falle eine hauptberuflichen Beschäftigung ein entsprechender Anteil des 
Durchschnittsgehaltes oder der Durchschnittsvergütung, im Falle einer nebenberuflichen 
Beschäftigung die Vergütung für nebenberufliche Tätigkeit eines vergleichbaren Lehrers an einer 
entsprechenden öffentlichen Schule gewährt. Beiträge werden nur für so viele Lehrer gewährt, wie 
nach staatlichen Grundsätzen zur Deckung des Unterrichtssolls einer vergleichbaren öffentlichen 
Schule erforderlich sind; zugewiesene Lehrer sind anzurechnen. 
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Für Lehrhilfskräfte gilt Absatz 1 entsprechend mit der Maßgabe, daß Beiträge nur für so viele 
Lehrhilfskräfte gewährt werden, wie den vergleichbaren öffentlichen Schulen durchschnittlich zur 
Verfügung stehen. 

Zu Artikel 5: 

Eine nach staatlichen Grundsätzen angemessene Alters- und Hinterbliebenenversorgung ist bei 
Lehrern und Lehrhilfskräften, für die ein Durchschnittsgehalt gewährt wird, die Versorgung 
entsprechend den für Landesbeamte geltenden Vorschriften, wenn für sie keine Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Rentenversicherung besteht oder sie hiervon befreit sind, in den übrigen Fällen die 
Versorgung entsprechend den Vorschriften der gesetzlichen Rentenversicherung zuzüglich einer 
Zusatzversorgung nach den für Angestellte im Landesdienst geltenden Bestimmungen. 

Werden für einen hauptberuflichen Lehrer, der als Mitglied einer religiösen Gemeinschaft den 
Lehrerberuf ausübt, tatsächliche Aufwendungen für die Versorgung im Sinne des Artikels 5 nicht 
geltend gemacht, so wird auf Antrag im Rahmen des Gesamtbetrags nach Artikel 5 ein Zuschlag in 
Höhe von 10 vom Hundert des auf ihn nach Artikel 4 entfallenden Betrages gewährt. 

Zu Artikel 6: 

Personalaufwand im Sinne dieser Vorschrift ist der sich nach Artikel 4 ergebende Gesamtbetrag 
zuzüglich der Personalkosten des Landes für zugewiesene Lehrer. Dabei wird für jeden zur vollen 
Dienstleistung zugewiesenen Lehrer das Durchschnittsgehalt oder die Durchschnittsvergütung, sonst 
ein entsprechender Anteil zugrunde gelegt. 

Zu Artikel 7: 

In ihrer Dringlichkeit nehmen die Baumaßnahmen den gleichen Rang wie entsprechende Vorhaben für 
öffentliche Schulen ein. 

Zu den Baukosten gehören nicht die Kosten des Baugrundstückes und seiner Erschließung. 

Wird im Gebiet einer öffentlichen Grund-, Haupt- oder Volksschule eine private Grund- oder 
Hauptschule errichtet, so kann der katholische Schulträger verlangen, daß der durch die Errichtung der 
katholischen Privatschule freigewordene Schulraum gegen angemessene Kostenerstattung 
bereitgestellt wird, wenn die Bereitstellung dem ordnungsgemäßen Betrieb der privaten Schule dient 
und der Betrieb der verbleibenden öffentlichen Schule nicht beeinträchtigt wird. 

 

Zu Artikel 8: 

Voraussetzung für die Erstattung der Beförderungskosten beim Besuch einer Grund- oder Hauptschule 
ist, daß die katholische Privatschule im Schulbezirk der für die Schüler zuständigen öffentlichen 
Schule oder in einem angrenzenden Schulbezirk liegt. Liegt die Schule in einer Gemeinde mit 
mehreren Schulbezirken, so können darüber hinaus die Kosten für die Beförderung der Schüler aus 
allen Schulbezirken dieser Gemeinde übernommen werden. Bei Sonderschulen setzt die Erstattung 
voraus, daß die Länge des Schulweges mit dem Schulweg für öffentliche Sonderschulen vergleichbar 
ist. Beim Besuch sonstiger allgemeinbildender oder berufsbildender Schulen werden die 
Beförderungskosten in sinngemäßer Anwendung der für entsprechende öffentliche Schulen geltenden 
Regelung erstattet, jedoch nur bis zu den Kosten, die beim Besuch einer solchen öffentlichen Schule 
entstehen würden. 
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Zu Artikel 10: 

Staatliche Lehrer werden höchstens in einer Anzahl zugewiesen, wie sie zur Deckung des 
Unterrichtssolls einer vergleichbaren öffentlichen Schule durchschnittlich zur Verfügung steht. Der 
Schulträger kann verlangen, daß die Zuweisung wieder aufgehoben wird, wenn der Lehrer mit dem 
besonderen Erziehungs- und Bildungsziel der Schule nicht mehr übereinstimmt. 

Zu Artikel 11: 

Die Gewährung öffentlicher Finanzhilfe setzt voraus, daß das Lehrerfort- und -weiterbildungswerk 
den Anforderungen genügt, die an entsprechende staatliche Einrichtungen gestellt wird. Für die 
öffentliche Finanzhilfe gelten die Artikel 4, 5, 6 sowie7 Satz 1 und Satz 2 Nr. 2 dieses Vertrages 
sinngemäß; sie wird unter Berücksichtigung des für eine entsprechende staatliche Einrichtung 
angemessenen Aufwands bemessen. Bei der Gewährung öffentlicher Finanzhilfe für das kirchliche 
Fort- und Weiterbildungswerk sind nur solche Kosten zuschußfähig, die durch die Fort- und 
Weiterbildung von Lehrern entstehen, die an Schulen des Landes tätig sind. Das Land wird seinen 
Lehrern den Besuch des kirchlichen Fort- und Weiterbildungswerkes in gleicher Weise ermöglichen 
wie den Besuch entsprechender staatlicher Einrichtungen und die dort erworbenen 
Qualifikationsnachweise anerkennen. 

Mainz, den 15. Mai 1973 

Helmut Kohl 
Ministerpräsident 

2.2.7 Saarland 

2.2.7.1 Vereinbarung des Landes mit der Pfälzischen Landeskirche und 

Evangelischen Kirche im Rheinland über die Erteilung des evangelischen 

Religionsunterrichts 

Vom 27.05.1968 (Amtsblatt 1968, 183) 

Das Saarland, vertreten durch den Minister für Kultus, Unterricht und Volksbildung in Saarbrücken 

und die Evangelische Kirche im Rheinland, vertreten durch die Kirchenleitung in Düsseldorf, sowie 

die Vereinigte Protestantisch-Evangelisch-Christliche Kirche der Pfalz (Pfälzische Landeskirche), 
vertreten durch den Landeskirchenrat in Speyer, 

treffen über die Erteilung des evangelischen Religionsunterrichts nachstehende Vereinbarung: 

§ 1 

(1) Die Erteilung des evangelischen Religionsunterrichts durch Geistliche (Theologen) und kirchlich 
ausgebildete Katecheten im Sinne des § 21 Abs. 4 und 5 [Vgl. jetzt § 11 Abs. 4 und 6 SchoG] des 
Gesetzes Nr. 812 zur Ordnung des Schulwesens im Saarland (SchoG) vom 5. Mai 1965 (ABl. S. 385) 
[Jetzige Fassung des SchoG vgl. BS-Nr. 223-2] an allen Schulen an denen gemäß § 20 Abs. 1 und 2 
[Vgl. jetzt § 10 Abs. 1 und 2 SchoG] SchoG Religionsunterricht ordentliches Lehrfach ist und deren 
Personalkosten vom Land unmittelbar getragen werden, wird nach Maßgabe dieser Vereinbarung 
durch Abschluss von Gestellungsverträgen geregelt. 
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(2) Die Beschäftigung von Theologen, Katecheten und sonstigen Lehrpersonen für das Fach Religion 
im Beamten- oder Angestelltenverhältnis des Landes wird durch diese Vereinbarung nicht berührt. 

§ 2 

(1) Theologen und kirchlich ausgebildete Katecheten können durch Gestellungsverträge zur Erteilung 
des evangelischen Religionsunterrichts eingesetzt werden, soweit hierfür ein Bedürfnis zwischen der 
Kirche und der obersten Schulaufsichtsbehörde [Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft 
gem. § 57 Abs. 1 SchoG] im Einzelfall einvernehmlich festgestellt wird. 

(2) Der Gestellungsvertrag wird zwischen der zuständigen kirchlichen Stelle (Landeskirchenrat für den 
Bereich der Pfälzischen Landeskirche bzw. Kirchenkreis oder Kirchengemeinde für den Bereich der 
Evangelischen Kirche im Rheinland) und dem Minister für Kultus, Unterricht und Volksbildung 
[Jetzt: Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft] abgeschlossen. 

§ 3 

Mit Abschluss des Gestellungsvertrages gilt der staatliche Unterrichtsauftrag für die im 
Gestellungsvertrag genannte Lehrperson als erteilt. 

§ 4 

In Fällen der Erkrankung oder sonstigen Verhinderung der im Gestellungsvertrag genannten 
Lehrperson wird die Kirche im Benehmen mit dem Schulleiter nach Möglichkeit für Vertretung Sorge 
tragen. 

§ 5 

Die Erteilung des Religionsunterrichts an Volksschulen [Gemäß Art. 27 Satz 3 der Verfassung des 
Saarlandes in der Fassung des Gesetzes vom 5. November 1969 (Amtsbl. S. 765) wurden die Grund- 
und Hauptschulen unter dem Begriff „Volksschulen“ zusammengefasst. Infolge der Schulreform 
wurde dieses Begriffspaar durch das Gesetz vom 27. März 1996 (Amtsbl. S. 422) in Art. 27 und 28 
SVerf durch den Begriff „Grundschulen“ ersetzt und in Art. 29 SVerf hinsichtlich des 
Religionsunterrichts durch den Begriff „öffentliche Schulen“] kann im Wege des Gestellungsvertrages 
an kirchlich ausgebildete Katecheten übertragen werden, falls die Erteilung durch Lehrer oder 
Theologen nicht sichergestellt ist. 

§ 6 

Der Religionsunterricht an Realschulen [Jetzt: Erweiterte Realschulen] oder berufsbildenden Schulen 
kann erteilt werden von 

1. Theologen mit abgeschlossener Ausbildung (l. und 2. theologische Prüfung), 

2. Theologen ohne abgeschlossene Ausbildung (Vikare bzw. Kandidaten mit 1. theologischer 
Prüfung), 

3. Katecheten (§ 19). 

§ 7 

Der Religionsunterricht an Gymnasien kann erteilt werden von 
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1. Theologen mit abgeschlossener Ausbildung (l. und 2. theologische Prüfung), 

2. Theologen ohne abgeschlossene Ausbildung (Vikare bzw. Kandidaten mit 1. theologischer 
Prüfung). 

§ 8 

Die in §§ 5 bis 7 genannten Personen bedürfen der kirchlichen Bevollmächtigung (Ordination, 
Vokation oder vorläufige Unterrichtserlaubnis). 

§ 9 

(1) Die von der Kirche im Rahmen dieser Vereinbarung für die Erteilung des Religionsunterrichts 
eingesetzten Lehrpersonen treten in kein Anstellungsverhältnis zum Land, sondern bleiben Pfarrer, 
Kirchenbeamte oder Angestellte im Kirchendienst. Die Regelung ihrer persönlichen 
Anstellungsverhältnisse bleibt der zuständigen kirchlichen Stelle überlassen. 

(2) Durch die Unterrichtstätigkeit wird ein Anspruch auf Übernahme in den Landesdienst nicht 
begründet. 

(3) Die Lehrpersonen erhalten ihre Besoldung bzw. Vergütung sowie Nebenleistungen von der Kirche. 

§ 10 

Die der Kirche durch die Erteilung des Religionsunterrichts nach dieser Vereinbarung entstehenden 
Personalkosten werden vom Saarland nach Maßgabe der §§ 11 bis 16 erstattet. 

§ 11 

Das Land erstattet der Kirche 

1. für Theologen mit abgeschlossener Ausbildung den von ihr nach den kirchlichen 
Besoldungsordnungen zu zahlenden Besoldungsaufwand (Grundgehalt, Ortszuschlag und 
Kinderzuschlag [Die Zuschläge wurden zum Familienzuschlag zusammengefasst durch Art. 3 Nr. 13 
des Gesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322)] höchstens jedoch in Höhe der Sätze der 
Besoldungsgruppe A 14 des Saarländischen Besoldungsgesetzes, [Das Gesetz wurde hinsichtlich der 
Besoldung durch das Bundesbesoldungsgesetz abgelöst.] 

2. für Theologen ohne abgeschlossene Ausbildung eine Vergütung nach den für Landesbedienstete 
jeweils geltenden Richtlinien, 

3. für Katecheten eine Vergütung nach den für Landesbedienstete jeweils geltenden Richtlinien 
einschließlich der Arbeitgeberanteile zu der Sozialversicherung und der Zusatzversorgung. 

§ 12 

(1) Das Land erstattet zusätzlich zu dem nach § 11 Ziff. 1 entstehenden Besoldungsaufwand für diese 
Lehrpersonen einen Beitrag zu den Versorgungslasten. Die Erstattung erfolgt durch eine 
Pauschalsumme in Höhe von fünfundzwanzig Prozent des Besoldungsaufwandes gemäß § 11 Ziff. 1. 

(2) Die Kirche verpflichtet sich, den Beitrag zu den Versorgungslasten in voller Höhe 
zurückzuerstatten, wenn der Theologe vor Ablauf eines Jahres aus der Tätigkeit als Religionslehrer 
nach dieser Vereinbarung ausscheidet. 
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§ 13 

Das Land leistet zusätzlich zu den Erstattungen nach § 11 für Nebenleistungen der Kirchen an diese 
Lehrpersonen eine Pauschalsumme in Höhe von fünf Prozent des jeweiligen Besoldungsaufwandes 
bzw. der Vergütung ohne Arbeitgeberanteile nach § 11. Nebenleistungen sind insbesondere 
Übergangsgelder, Abfindungen, Beihilfen, Unterstützungen, Unfallfürsorge, Trennungsentschädigung, 
Reisekosten, Umzugskosten sowie die Kosten der Einstellungs- und Wiederholungsuntersuchungen. 

§ 14 

(1) Die Erstattung nach §§ 11 bis 13 setzt voraus, dass die Lehrpersonen die volle Zahl der für sie 
vorgesehenen Pflichtstunden erteilen. 

(2) Wird weniger als die volle Zahl, aber wenigstens die Hälfte der für Lehrer vorgeschriebenen 
Pflichtstunden erteilt, so erfolgt die Erstattung nach §§ 11 bis 13 anteilmäßig nach dem Verhältnis der 
erteilten Unterrichtsstunden zu den Pflichtstunden. 

§ 15 

Die gemäß §§ 11 bis 13 zu erstattenden Kosten und Pauschalsummen werden auf Nachweisung vom 
Land der zuständigen kirchlichen Stelle vierteljährlich nachträglich überwiesen. 

§ 16 

(1) Wird bei Erkrankung oder sonstiger Behinderung der im Gestellungsvertrag genannten Lehrperson 
ein Vertreter nicht gestellt, so wird die Erstattung bis zum Ende des Monats weitergezahlt, der auf den 
Tag des Beginns der Erkrankung oder sonstigen Behinderung folgt. 

(2) Bei Stellung eines Vertreters tritt keine Unterbrechung oder Kürzung der Erstattung ein. 

§ 17 

Auf die durch Gestellungsverträge eingesetzten Lehrpersonen finden die Vorschriften über die 
dienstlichen Pflichten und Rechte einschließlich der Bestimmungen über Schadenshaftung der 
vergleichbaren staatlichen Lehrer entsprechende Anwendung; ausgenommen sind die Regelungen über 
den Diensteid, die Dienstbezeichnung, die Besoldung, Vergütung, Versorgung und Nebenleistungen. 
Die Lehrpersonen unterliegen den Bestimmungen der jeweils geltenden Schulordnung, 
Konferenzordnung, Dienstordnung und der sie ergänzenden Regelungen sowie den dienstlichen 
Weisungen der staatlichen Vorgesetzten. Sie sind verpflichtet, an den für Lehrpersonen gesetzlich 
vorgeschriebenen ärztlichen Untersuchungen teilzunehmen. 

§ 18 

Die Kirche ist berechtigt, Beauftragte (Visitatoren) zu bestimmen, die dem Religionsunterricht der 
nach dieser Vereinbarung eingesetzten Lehrpersonen beiwohnen dürfen. Über einen beabsichtigten 
Besuch sind die Schulaufsichtsbehörde und der Schulleiter vorher in Kenntnis zu setzen. Das Recht 
der obersten Kirchenleitung, den Religionsunterricht zu besuchen, wird hierdurch nicht berührt. 

§ 19 

(1) Katecheten, die an berufsbildenden Schulen beschäftigt werden, müssen das von den 
Evangelischen Landeskirchen eingerichtete Oberseminar für katechetischen Dienst an Berufsschulen 
in Düsseldorf oder ein von den Kirchen im Einvernehmen mit der Schulaufsichtsbehörde als 
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gleichwertig anerkanntes Institut besucht und nach abgelegter Abschlussprüfung ein von der 
zuständigen kirchlichen Stelle ausgestelltes Zeugnis über die Eignung für die Erteilung des 
Religionsunterrichts an berufsbildenden Schulen erhalten haben. 

(2) Katecheten, die keine Ausbildung nach Absatz 1 haben, die aber bereits am 1. Januar 1966 
Religionsunterricht an berufsbildenden Schulen hauptamtlich erteilt und sich nach übereinstimmenden 
Urteilen der Kirche und der Schulaufsichtsbehörde bewährt haben, stehen Katecheten nach Absatz 1 
gleich. 

§ 20 

Personen, die sich in der Ausbildung zum Pfarrer bzw. zum Katecheten befinden, können unter 
Anleitung eines Mentors übungsweise unterrichten. 

§ 21 

(1) Der mit Abschluss des Gestellungsvertrages erteilte staatliche Unterrichtsauftrag kann entzogen 
werden, wenn sich aus der Person oder der Unterrichtstätigkeit des Betroffenen schwerwiegende 
Bedenken gegen seine Verwendung ergeben. 

(2) Die Entziehung kann nur nach Anhörung der zuständigen kirchlichen Oberbehörde erfolgen. Die 
betroffene Lehrperson hat das Recht, vor einer Entscheidung von der Schulaufsichtsbehörde und der 
kirchlichen Oberbehörde gehört zu werden, 

(3) Die Entziehung ist der kirchlichen Oberbehörde von der Schulaufsichtsbehörde unter Angabe der 
Gründe bekannt zu geben. 

§ 22 

Die Schulaufsichtsbehörde kann bei der Kirche die Ablösung einer Lehrperson auch dann beantragen, 
wenn die Voraussetzungen des § 21 Abs. 1 nicht vorliegen. 

 

§ 23 

Die Vertragsschließenden werden eine etwa in Zukunft zwischen ihnen entstehende 
Meinungsverschiedenheit über die Auslegung einer Bestimmung dieser Vereinbarung auf 
freundschaftliche Weise beseitigen. 

§ 24 

Bei allen Schulen im Sinne von § 1 Abs. 1 dieser Vereinbarung, deren Personalkosten nicht 
unmittelbar vom Land getragen werden, können die Schulträger nach dieser Vereinbarung verfahren. 

§ 25 

(1) Diese Vereinbarung tritt am ersten Tag des auf die Unterzeichnung folgenden Monats in Kraft. 

(2) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Sie kann von jedem 
Vertragspartner mit dreijähriger Frist durch eingeschriebenen Brief zum Ende eines Schuljahres 
gekündigt werden. 
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§ 26 

Diese Vereinbarung wird in den Amtsblättern der Evangelischen Landeskirchen sowie im 
Gemeinsamen Ministerialblatt des Saarlandes veröffentlicht. 

2.2.7.2 Vereinbarung des Saarlandes mit den Bistümern Trier und Speyer über 

die Erteilung des katholischen Religionsunterrichts 

Vom 13./16.10.1969 (Amtsblatt 1969, 545) 

Das Saarland, vertreten durch den Minister für Kultus, Unterricht und Volksbildung [Jetzt Ministerium 
für Bildung, Kultur und Wissenschaft] in Saarbrücken 

und 

das Bistum Trier, vertreten durch den Generalvikar, sowie das Bistum Speyer, vertreten durch den 
Generalvikar, handelnd mit Zustimmung des Heiligen Stuhls - 

treffen über die Erteilung des katholischen Religionsunterrichts nachstehende Vereinbarung: 

§ 1 

(1) Gestellungsverträge für Geistliche, Laientheologen und kirchlich ausgebildete Katecheten im Sinne 
des § 21 Abs. 4 und 5 [Vgl. jetzt § 11 Abs. 4 und 6 SchoG] des Gesetzes Nr. 812 zur Ordnung des 
Schulwesens im Saarland (SchoG) vom 5. Mai 1965 (Amtsbl. S. 385) in der Fassung des 
Änderungsgesetzes vom 13. Oktober 1966 (Amtsbl. S. 754) [Jetzige Fassung des SchoG vgl. BS-Nr. 
223-2] zur Erteilung des katholischen Religionsunterrichts an allen Schulen, an denen gemäß § 20 
Abs. 1 und 2 [Vgl. jetzt § 10 Abs. 1 und 2 SchoG] SchoG Religionsunterricht ordentliches Lehrfach ist 
und deren Personalkosten vom Land unmittelbar zu tragen sind, werden nach Maßgabe dieser 
Vereinbarung abgeschlossen. 

(2) Die Beschäftigung von Geistlichen, Laientheologen, kirchlich ausgebildeten Katecheten und 
sonstigen Lehrpersonen für das Fach Religion im Beamten- oder Angestelltenverhältnis des Landes 
sowie die nebenamtliche Erteilung des Religionsunterrichts mit weniger als der Hälfte der 
vorgeschriebenen Pflichtstundenzahl werden durch diese Vereinbarung nicht berührt. 

§ 2 

(1) Geistliche, Laientheologen und kirchlich ausgebildete Katecheten können durch 
Gestellungsverträge zur Erteilung des katholischen Religionsunterrichts eingesetzt werden, soweit 
hierfür ein Bedürfnis von der Kirche und der obersten [Es gibt nur noch das Ministerium für Bildung, 
Kultur und Wissenschaft als Schulaufsichtsbehörde gem. § 57 Abs. 1 SchoG] Schulaufsichtsbehörde 
im Einzelfall einvernehmlich festgestellt wird. 

(2) Der Gestellungsvertrag wird zwischen der zuständigen kirchlichen Oberbehörde und dem Minister 
für Kultus, Unterricht und Volksbildung abgeschlossen. 

(3) Der einzelne Gestellungsvertrag bedarf der Schriftform; er kann befristet oder unbefristet 
abgeschlossen werden. Sofern nichts anderes bestimmt ist, kann jeder Vertragspartner den 
unbefristeten Gestellungsvertrag mit vierteljähriger Frist zum Schluss eines Schulhalbjahres schriftlich 
kündigen. In Fällen dringenden kirchlichen Interesses kann der mit einem Geistlichen abgeschlossene 
Gestellungsvertrag vom zuständigen Diözesanbischof mit einer Frist von vier Wochen zum 
Monatsende gekündigt werden. 
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§ 3 

Mit Abschluss des Gestellungsvertrages gilt der staatliche Unterrichtsauftrag für die im 
Gestellungsvertrag genannte Lehrperson als erteilt. 

§ 4 

In Fällen der Erkrankung oder sonstigen Verhinderung der im Gestellungsvertrag genannten 
Lehrperson wird die Kirche im Benehmen mit dem Schulleiter nach Möglichkeit für Vertretung Sorge 
tragen. 

§ 5 

Die Erteilung des Religionsunterrichts an Volksschulen [Gemäß Art. 27 Satz 3 der Verfassung des 
Saarlandes in der Fassung des Gesetzes vom 5. November 1969 (Amtsbl. S. 765) wurden die Grund- 
und Hauptschulen unter dem Begriff „Volksschulen“ zusammengefasst. Infolge der Schulreform 
wurde dieses Begriffspaar durch das Gesetz vom 27. März 1996 (Amtsbl. S. 422) in Art. 27 und 28 
SVerf durch den Begriff „Grundschulen“ ersetzt und in Art. 29 SVerf hinsichtlich des 
Religionsunterrichts durch den Begriff „öffentliche Schulen“] kann im Wege des Gestellungsvertrages 
an kirchlich ausgebildete Katecheten (§ 19) übertragen werden, falls die Erteilung durch Lehrer, 
Geistliche oder Laientheologen nicht sichergestellt ist. 

§ 6 

Der Religionsunterricht an Realschulen [Jetzt: Erweiterte Realschulen] oder berufsbildenden Schulen 
kann erteilt werden von 

1. Geistlichen oder Laientheologen und 

2. Katecheten (§ 19). 

§ 7 

Der Religionsunterricht an Gymnasien kann von Geistlichen oder Laientheologen mit abgeschlossener 
Ausbildung (1. und 2. Theologische Prüfung) erteilt werden. 

§ 8 

Die in den §§ 5 bis 7 genannten Personen bedürfen der missio canonica oder der vorläufigen 
kirchlichen Unterrichtserlaubnis. 

§ 9 

(1) Die von der Kirche im Rahmen dieser Vereinbarung für die Erteilung des Religionsunterrichts 
eingesetzten Lehrpersonen treten in kein Anstellungsverhältnis zum Land, sondern bleiben im 
Kirchendienst. Die Regelung ihrer persönlichen Anstellungsverhältnisse bleibt der zuständigen 
kirchlichen Oberbehörde überlassen. 

(2) Durch die Unterrichtstätigkeit wird ein Anspruch auf Übernahme in den Landesdienst nicht 
begründet. 

(3) Die Lehrpersonen erhalten ihre Besoldung bzw. Vergütung sowie Nebenleistungen von der Kirche. 
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§ 10 

Die der Kirche durch die Erteilung des Religionsunterrichts nach dieser Vereinbarung entstehenden 
Personalkosten werden vom Saarland nach Maßgabe der §§ 11 bis 16 erstattet. 

§ 11 

Das Land erstattet der Kirche 

1. für Geistliche und Laientheologen mit abgeschlossener Ausbildung den von ihr nach den 
kirchlichen Bestimmungen zu zahlenden Besoldungs- oder Vergütungsaufwand (Grundgehalt, 
Ortszuschlag bzw. Kinderzuschlag [Die Zuschläge wurden zum Familienzuschlag zusammengefasst 
durch Art. 3 Nr. 13 des Gesetzes vom 24. Februar 1997 (BGBl. I S. 322)] höchstens jedoch in Höhe 
der Sätze der Besoldungsgruppe A 14 des Saarländischen Besoldungsgesetzes [Das Gesetz wurde 
hinsichtlich der Besoldung durch das Bundesbesoldungsgesetz abgelöst], 

2. für Katecheten eine Vergütung nach den für Landesbedienstete jeweils geltenden Richtlinien 
einschließlich der Arbeitgeberanteile zu der Sozialversicherung und der Zusatzversorgung. 

§ 12 

(1) Das Land erstattet zusätzlich zu dem nach § 11 Ziffer 1 entstehenden Besoldungsaufwand für diese 
Lehrpersonen einen Beitrag zu den Versorgungslasten. Die Erstattung erfolgt durch eine 
Pauschalsumme in Höhe von fünfundzwanzig Prozent des Besoldungsaufwandes gemäß § 11 Ziffer 1. 

(2) Die Kirche verpflichtet sich, den Beitrag zu den Versorgungslasten in voller Höhe 
zurückzuerstatten, wenn der Geistliche oder Laientheologe vor Ablauf eines Jahres aus der Tätigkeit 
als Religionslehrer nach dieser Vereinbarung ausscheidet. 

§ 13 

Das Land leistet zusätzlich zu den Erstattungen nach § 11 für Nebenleistungen der Kirchen an diese 
Lehrpersonen eine Pauschalsumme in Höhe von fünf Prozent des jeweiligen Besoldungsaufwandes 
bzw. der Vergütung ohne Arbeitgeberanteile nach § 11. Nebenleistungen sind insbesondere 
Übergangsgelder, Abfindungen, Beihilfen, Unterstützungen, Unfallfürsorge, Trennungsentschädigung, 
Reisekosten, Umzugskosten sowie die Kosten der Einstellungs- und Wiederholungsuntersuchungen. 

§ 14 

(1) Die Erstattung nach §§ 11 bis 13 setzt voraus, dass die Lehrpersonen die volle Zahl der für sie 
vorgesehenen Pflichtstunden erteilen. 

(2) Wird weniger als die volle Zahl, aber wenigstens die Hälfte der für Lehrer vorgeschriebenen 
Pflichtstunden erteilt, so erfolgt die Erstattung nach § 11 bis 13 anteilmäßig nach dem Verhältnis der 
erteilten Unterrichtsstunden zu den Pflichtstunden. 

§ 15 

Die gemäß §§ 11 bis 13 zu erstattenden Kosten und Pauschalsummen werden auf Nachweisung vom 
Land der zuständigen kirchlichen Oberbehörde vierteljährlich nachträglich überwiesen. 
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§ 16 

(1) Wird bei Erkrankung oder sonstiger Behinderung der im Gestellungsvertrag genannten Lehrperson 
ein Vertreter nicht gestellt, so wird die Erstattung bis zum Ende des Monats weitergezahlt, der auf den 
Tag des Beginns der Erkrankung oder sonstigen Behinderung folgt. 

(2) Bei Stellung eines Vertreters tritt keine Unterbrechung oder Kürzung der Erstattung ein. 

§ 17 

Auf die durch Gestellungsverträge eingesetzten Lehrpersonen finden die Vorschriften über die 
dienstlichen Pflichten und Rechte einschließlich der Bestimmungen über Schadenshaftung der 
vergleichbaren staatlichen Lehrer entsprechende Anwendung; ausgenommen sind die Regelungen über 
den Diensteid, die Dienstbezeichnung, die Besoldung, Vergütung, Versorgung und Nebenleistungen. 
Die Lehrpersonen unterliegen den Bestimmungen der jeweils geltenden Schulordnung, 
Konferenzordnung, Dienstordnung und der sie ergänzenden Regelungen sowie den dienstlichen 
Weisungen der staatlichen Vorgesetzten im Rahmen des § 23 Abs. 1 [Jetzt § 13 Abs. 1 SchoG] SchoG, 
Sie sind verpflichtet, an den für Lehrpersonen gesetzlich vorgeschriebenen ärztlichen Untersuchungen 
teilzunehmen. 

§ 18 

Die Kirche ist berechtigt, Beauftragte (Visitatoren) zu bestimmen, die den Religionsunterricht der 
nach dieser Vereinbarung eingesetzten Lehrpersonen besuchen dürfen. Über einen beabsichtigten 
Besuch sind die Schulaufsichtsbehörde und der Schulleiter vorher in Kenntnis zu setzen. Das Recht 
der kirchlichen Oberbehörde, den Religionsunterricht zu besuchen, wird hierdurch nicht berührt. 

§ 19 

(1) Die Ausbildung der Katecheten erfolgt durch die Kirche. 

(2) Wer die Befähigung zur Erteilung des Religionsunterrichts an Volksschulen als Katechet nach 
Maßgabe der zwischen dem Land Rheinland-Pfalz und dem Erzbistum Köln sowie den Bistümern 
Trier, Limburg, Mainz und Speyer abgeschlossenen Vereinbarung vom 26. August 1964 erworben hat, 
besitzt die Befähigung, an Volksschulen (Grund- und Hauptschulen), berufsbildenden Schulen und 
Realschulen im Saarland Religionsunterricht zu erteilen. 

(3) Der Minister für Kultus, Unterricht und Volksbildung kann auf Antrag der kirchlichen 
Oberbehörde den staatlichen Unterrichtsauftrag für die katholische Religion auch dann erteilen, wenn 
nach deren Feststellung ein anderer gleichwertiger Bildungsgang vorliegt. 

(4) Katecheten, die keine Befähigung nach Absatz 2 besitzen, aber bereits am 1. August 1968 
hauptamtlich im Kirchendienst Religionsunterricht an Volksschulen, berufsbildenden Schulen und 
Realschulen erteilt und sich nach übereinstimmendem Urteil der kirchlichen Oberbehörde und der 
Schulaufsichtsbehörde bewährt haben, stehen Katecheten nach Absatz 2 gleich. 

§ 20 

Personen, die sich in der Ausbildung zum Religionslehrer oder Katecheten befinden, können unter 
Anleitung eines Mentors übungsweise unterrichten. 

Die Durchführung ist mit der zuständigen Schulaufsichtsbehörde zu vereinbaren. 
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§ 21 

(1) Der mit Abschluss des Gestellungsvertrages erteilte staatliche Unterrichtsauftrag kann entzogen 
werden, wenn sich aus der Person oder der Unterrichtstätigkeit des Betroffenen schwerwiegende 
Bedenken gegen seine Verwendung ergeben. 

(2) Die Entziehung kann nur nach Anhörung der zuständigen kirchlichen Oberbehörde erfolgen. Die 
betroffene Lehrperson hat das Recht, vor einer Entscheidung von der Schulaufsichtsbehörde und der 
kirchlichen Oberbehörde gehört zu werden. 

(3) Die Entziehung ist der kirchlichen Oberbehörde von der Schulaufsichtsbehörde unter Angabe der 
Gründe bekannt zu geben. 

§ 22 

Die Schulaufsichtsbehörd kann bei der Kirche die Ablösung einer Lehrperson auch dann beantragen, 
wenn die Voraussetzungen des § 21 Abs. 1 nicht vorliegen, aber besondere Gründe gegeben sind. 

§ 23 

Die Vertragschließenden werden eine etwa in Zukunft zwischen ihnen entstehende 
Meinungsverschiedenheit über die Auslegung einer Bestimmung dieser Vereinbarung auf 
freundschaftliche Weise beseitigen. 

§ 24 

Bei allen Schulen im Sinne von § 1 Abs. 1 dieser Vereinbarung, deren Personalkosten nicht 
unmittelbar vom Land getragen werden, können die Schulträger nach dieser Vereinbarung verfahren. 

 

§ 25 

(1) Diese Vereinbarung tritt am 1. August 1969 in Kraft. 

(2) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Sie kann von jedem 
Vertragspartner mit dreijähriger Frist durch eingeschriebenen Brief zum Ende eines Schuljahres 
gekündigt werden. 

§ 26 

Diese Vereinbarung wird in den Amtsblättern der Diözesen Trier und Speyer sowie im amtlichen 
Verkündungsblatt des Ministers für Kultus, Unterricht und Volksbildung veröffentlicht. 

2.2.7.3 Vereinbarung über den kirchlichen Dienst an Polizeibeamten 

(Polizeiseelsorge) im Saarland 

Vom 25.10.1978 (GMBl. Saarland 1979, S. 214) 

Das Saarland, vertreten durch den Minister des Innern, 

die Diözesen Speyer und Trier, vertreten durch die Generalvikare  

die Evangelische Kirche der Pfalz, vertreten durch den Landeskirchenrat 
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die Evangelische Kirche im Rheinland, vertreten durch das Landeskirchenamt 

schließen folgende Vereinbarung: 

Abschnitt I 

§ 1 

Das Saarland gewährleistet den Bistümern Speyer und Trier sowie der Evangelischen Kirche der Pfalz 
(Protestantische Landeskirche) und der Evangelischen Kirche im Rheinland die Ausübung eines 
besonderen kirchlichen Dienstes an den Polizeibeamten. 

§ 2 

Der Dienst der Kirchen wendet sich an alle Beamten der Vollzugspolizei, unbeschadet der 
Zuständigkeit des Ortspfarrers. 

§ 3  

Der Dienst der Kirchen umfaßt Gottesdienst, Seelsorge und die Mitwirkung im lebenskundlichen und 
berufsethischen Unterricht. Nach Vereinbarung der Kirchen kann dieser Unterricht für die Beamten 
beider Konfessionen gemeinsam erteilt werden. 

Abschnitt II 

§ 4  

Die mit der Ausübung des Dienstes der Kirche an der Polizei beauftragten Pfarrer und kirchlichen 
Mitarbeiter sind bei Gottesdienst und Seelsorge an staatliche Weisungen nicht gebunden. Für diesen 
Dienst gelten ausschließlich die Ordnungen ihrer Kirchen. 

§ 5 

Wenn die Kirchen besondere Gottesdienste anbieten, wird den Beamten die Teilnahme durch 
Dienstbefreiung ermöglicht, soweit dringende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Eine 
Verpflichtung zur Teilnahme besteht jedoch nicht. 

§ 6 

Das Land gewährt Dienstbefreiung für die Teilnahme an religiösen Bildungsveranstaltungen und 
kirchlichen Rüstzeiten, soweit dringende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 

§ 7 

Die Bemühungen der Kirchen, freiwillige Arbeitsgemeinschaften zu bilden, die außerhalb der 
Dienstzeit zusammentreten, werden vom Land unterstützt. 

Abschnitt III 

§ 8 

Der von den Kirchen übernommene Unterricht wird auf Grund des vom Minister des Innern erteilten 
Lehrauftrages nach Maßgabe des Lehrplanes der Kirchen erteilt, der der Genehmigung des Landes 
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bedarf. Den Unterrichtenden wird Gestaltungsfreiheit bei der Auswahl und der Reihenfolge der 
Themen eingeräumt. 

§ 9 

Der Unterricht wird in der Regel klassenweise erteilt, kann aber auch nach Vereinbarung zwischen den 
Vertretern der Kirchen und den zuständigen Dienststellenleitern in größerem Rahmen stattfinden. 

Abschnitt IV 

§ 10 

Die Kosten für Gottesdienst und Seelsorge tragen die Kirchen. 

§ 11 

Die Kosten für den lebenskundlichen und berufsethischen Unterricht trägt das Land im Rahmen der 
dafür im Haushaltsplan bereitgestellten Mittel.  

§ 12 

An den Kosten für die Teilnahme von Polizeibeamten an kirchlichen, religiösen oder 
lebenskundlichen und berufsethischen Fortbildungsveranstaltungen beteiligt sich das Land im Rahmen 
der dafür im Haushaltsplan bereitgestellten Mittel. 

§ 13 

Die Vertragsschließenden werden eine etwa in Zukunft auftretende Meinungsverschiedenheit über die 
Auslegung einer Bestimmung dieser Vereinbarung auf freundschaftliche Weise beseitigen. 

 

§ 14 

Diese Vereinbarung tritt mit dem Tag der Unterzeichnung in Kraft. 

2.2.7.4 Vertrag der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen 

Kirche der Pfalz mit dem Saarland über die Aus- und Fortbildung von 

Lehrkräften für das Fach Evangelische Religion und über die Erteilung 

evangelischen Religionsunterrichts an den Schulen im Saarland  

Vom 25.02.1985, in Kraft seit 18.11.1985 (Amtsbl. S. 1230), Vertragsgesetz vom 26.06.1985 
(Amtsbl. S. 798) 

Die Auflösung der Pädagogischen Hochschule des Saarlandes und die Übernahme deren Aufgaben 
durch die Universität des Saarlandes haben die Vertragschließenden bewogen - auf der Grundlage der 
einschlägigen Bestimmungen des Vertrages des Freistaates Preußen mit den Evangelischen 
Landeskirchen vom 11. Mai 1931 und des Vertrages des Bayerischen Staates mit der Pfälzischen 
Landeskirche vom 15. November 1924 - die in ihrem Vertrag über die Errichtung eines Lehrstuhles 
für Evangelische Theologie an der Universität des Saarlandes vom 30. November/5. Dezember 1967 
enthaltenen Bestimmungen durch eine angepasste und ergänzende Regelung zu ersetzen. 

Zu diesem Zweck haben 

die Evangelische Kirche im Rheinland 
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vertreten durch ihre Kirchenleitung, 

diese vertreten durch die Herren Präses D. Gerhard Brandt und Oberkirchenrat Nikolaus Becker, 

die Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 

vertreten durch den Landeskirchenrat, 

dieser vertreten durch Herrn Kirchenpräsident Heinrich Kron, 

und 

das Saarland, 

vertreten durch den Ministerpräsidenten, Herrn Werner Zeyer, 

nachstehenden Vertrag geschlossen: 

Artikel 1 

(1) In der Philosophischen Fakultät der Universität des Saarlandes besteht eine Fachrichtung 
Evangelische Theologie. 

(2) Aufgabe der Fachrichtung Evangelische Theologie ist in der Lehre insbesondere die Ausbildung 
von Lehrkräften für die Erteilung evangelischen Religionsunterrichts an den Schulen im Saarland. 

 

Artikel 2 

(1) Das Saarland trägt durch die Einrichtung entsprechender Studiengänge in der Fachrichtung 
Evangelische Theologie dafür Sorge, dass die Ausbildung von Lehrkräften für die Erteilung 
evangelischen Religionsunterrichts den Erfordernissen des evangelischen Religionsunterrichts an den 
Schulen entspricht. 

(2) Die Mitwirkung des zuständigen Ministers bei der Einrichtung, Änderung oder Aufhebung von 
Studiengängen nach Absatz 1 wird nur im Einvernehmen mit den Kirchen erfolgen. 

Artikel 3 

Regelungen in den staatlichen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für die Lehrämter an Schulen 
ergehen im Einvernehmen mit den Kirchen. Das Gleiche gilt für die ministerielle Zustimmung zu den 
entsprechenden Studienordnungen der Universität des Saarlandes für die Fachrichtung Evangelische 
Theologie. 

Artikel 4 

(1) Vor der Ruferteilung an einen Professor für ein Fach der Evangelischen Theologie gibt der 
zuständige Minister den Kirchen Gelegenheit zur Äußerung über den Berufungsvorschlag. Machen die 
Kirchen Bedenken in Bezug auf Lehre und Bekenntnis geltend, werden sie diese in einem 
theologischen Gutachten begründen. 

(2) Die Kommission, die den Berufungsvorschlag vorzubereiten hat, hat das Recht, sich mit den 
Kirchen ins Benehmen zu setzen. 
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(3) Für sonstige Personen, die selbstständig Lehraufgaben in der Fachrichtung Evangelische Theologie 
wahrnehmen und deren Betrauung mit Lehraufgaben der staatlichen Mitwirkung bedarf, gilt Absatz 1 
sinngemäß. 

Artikel 5 

(1) Vor der Bestellung eines Fachleiters für das Fach Evangelische Religion an einem Seminar im 
Rahmen des Vorbereitungsdienstes für ein Lehramt an Schulen sowie eines Fachberaters für das Fach 
Evangelische Religion bei der obersten Schulaufsichtsbehörde237 wird sich der zuständige Minister mit 
den Kirchen ins Benehmen setzen. 

(2) Ein Beauftragter der Kirchen ist berechtigt, bei den mündlichen Prüfungen einschließlich der 
Lehrproben im Rahmen der staatlichen Lehramtsprüfungen für das Fach Evangelische Religion 
anwesend zu sein. 

(3) Die Mitglieder der bei den staatlichen Prüfungen für das Lehramt an Schulen im Fach 
Evangelische Religion gebildeten Prüfungsausschüsse werden vom zuständigen Minister im 
Benehmen mit den Kirchen bestellt. Für Professoren der Evangelischen Theologie an der Universität 
des Saarlandes gilt das Benehmen als hergestellt. 

(4) Personen nach Absatz 1 und Absatz 3 Satz 1 müssen im Besitz der kirchlichen Bevollmächtigung 
(Vokation) sein. 

Artikel 6 

Die Erteilung des evangelischen Religionsunterrichts setzt eine kirchliche Bevollmächtigung voraus. 

Artikel 7 

Betreiben die Kirchen Lehrerfortbildung, wird das Land Lehrern Gelegenheit zur Teilnahme unter den 
gleichen Voraussetzungen geben, die für die Teilnahme an Veranstaltungen staatlicher Einrichtungen 
der Lehrerfortbildung gelten. Das Land wird eine angemessene öffentliche Finanzhilfe gewähren. 

Artikel 8 

In allen Fragen, die sich aus den Bestimmungen dieses Vertrages ergeben, werden die 
Vertragschließenden vertrauensvoll zusammenarbeiten. Sie werden in Zukunft zwischen ihnen etwa 
entstehende Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung einer Bestimmung dieses Vertrages auf 
freundschaftliche Weise beseitigen. 

Artikel 9 

Falls gesetzliche Bestimmungen geändert werden sollen und hierdurch die Durchführung dieses 
Vertrages berührt wird, werden die Vertragschließenden mit dem Ziel einer freundschaftlichen 
Verständigung Verhandlungen über eine Anpassung dieses Vertrages führen. 

Artikel 10 

Dieser Vertrag soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden sollen ausgetauscht werden. Er tritt am 
Tag des Austauschs der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

                                                           
237 Schulaufsichtsbehörde ist das Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft; vgl. § 57 Abs. 1 SchoG. 
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Artikel 11 

Mit In-Kraft-Treten des vorliegenden Vertrages wird der Vertrag zwischen dem Saarland und der 
Evangelischen Kirche im Rheinland vom 30. November/5. Dezember 1967 aufgehoben. 

Geschehen in dreifacher Urschrift 

Saarbrücken, den 25. Februar 1985 

Für die Evangelische Kirche im Rheinland: 
D. Gerhard Brandt 
Nikolaus Becker 

Für die Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche): 
Heinrich Kron 

Für das Saarland: 
Werner Zeyer 

 

 

Zusatzprotokoll 

zum Vertrag der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Evangelischen Kirche der Pfalz mit dem 
Saarland über die Aus- und Fortbildung für das Fach Evangelische Religion und über die Erteilung 
evangelischen Religionsunterrichts an den Schulen im Saarland. 

Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tag geschlossenen Vertrages sind folgende 
übereinstimmende Erklärungen abgegeben worden, die einen integrierenden Bestandteil des Vertrages 
bilden: 

1. Zu Artikel 1 Absatz 1 

Es besteht Einvernehmen darüber, dass eine Änderung des Status der Fachrichtung Evangelische 
Theologie im Rahmen der Gliederung der Universität des Saarlandes einer Vereinbarung der 
Vertragschließenden bedarf. 

2. Zu Artikel 1 Absatz 2 

Andere als die derzeit geltenden Abschlüsse in der Fachrichtung Evangelische Theologie sollen nur 
auf Grund einer besonderen Vereinbarung der Vertragsparteien ermöglicht werden. 

3. Zu Artikel 2 

Es besteht Einvernehmen darüber, dass das Lehrangebot in der Fachrichtung Evangelische Theologie 
nach Maßgabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnungen insbesondere folgende Fächer umfasst: 

Altes Testament, Neues Testament, Systematische Theologie (Dogmatik und Ethik), 
Kirchengeschichte, Religionspädagogik. 

Es besteht Einvernehmen darüber, dass die Fachrichtung Evangelische Theologie mit vier Stellen für 
Professoren auf Lebenszeit ausgestattet ist. 
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Die Landesregierung wird darauf hinwirken, dass die Fachrichtung Evangelische Theologie nach 
Maßgabe des Hochschulrechts personell und sachlich angemessen ausgestattet ist, insbesondere, dass 
das Lehrangebot entsprechend den staatlichen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für die Lehrämter 
an Schulen gewährleistet ist. 

4. Zu Artikel 4 Absatz 2 

Der zuständige Minister wird seine Entscheidung über die Berufung auf der Grundlage von Gutachten 
von Professoren der Evangelischen Theologie oder einer Evangelisch-Theologischen Fakultät 
(Fachbereich) fällen. 

5. Zu Artikel 4 Absatz 3 

Zwischen der Landesregierung und der Universität des Saarlandes besteht Einvernehmen darüber, dass 
bei allen sonstigen selbstständig Lehrenden an der Fachrichtung Evangelische Theologie ebenfalls 
Artikel 4 Abs. 1 sinngemäß Anwendung findet. 

 

 

6. Zu Artikel 6 

Weiterhin besteht Einvernehmen, dass die zuständige Kirche das Recht hat, Einsicht in den 
evangelischen Religionsunterricht an den Schulen des Landes zu nehmen, um sich zu vergewissern, ob 
der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit der Lehre und den Grundsätzen der Evangelischen 
Kirche sowie den pädagogischen Erfordernissen erteilt wird. 

Für die Evangelische Kirche im Rheinland: 

D. Gerhard Brandt 
Nikolaus Becker 

Für die Evangelische Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche):  
Heinrich Kron 
Für das Saarland:  
Werner Zeyer 

2.2.7.5 Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Saarland über die 

Ausbildung von Lehrkräften für das Fach Katholische Religion und über die 

Erteilung katholischen Religionsunterrichts an den Schulen im Saarland 

(KathRLV - Vertrag über die Lehrerausbildung für das Fach Katholische Religion) 

Vom 12.02.1985 (Amtsbl. S. 794), in Kraft seit 29.11.1985, Zustimmungsgesetz vom 
26.06.1985 (Amtsbl. S. 793) 

Die Auflösung der Pädagogischen Hochschule des Saarlandes und die Übernahme deren Aufgaben 
durch die Universität des Saarlandes haben die Vertragschließenden bewogen - auf der Grundlage der 
einschlägigen Bestimmungen der Konkordate zwischen dem Heiligen Stuhl und Preußen vom 14. Juni 
1929 und dem Deutschen Reich vom 20. Juli 1933 und unter Bezugnahme auf den Notenwechsel 
zwischen dem Apostolischen Nuntius in Deutschland und dem Ministerpräsidenten des Saarlandes 
vom 10. April/31. Mai und 11. Juli/18. September 1974 - die in ihren Verträgen über die Errichtung 
eines Lehrstuhles für Katholische Theologie an der Universität des Saarlandes vom 9. April 1968 und 
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über die Lehrerbildung vom 12. November 1969 enthaltenen Bestimmungen durch eine angepasste 
und ergänzende Regelung zu ersetzen. 

Zu diesem Zweck haben 

der Heilige Stuhl, 

vertreten durch seinen Bevollmächtigten, den Herrn Apostolischen Nuntius in der Bundesrepublik 
Deutschland, Seine Exzellenz Dr. Joseph Uha, Titularerzbischof von Tharros, 

und 

das Saarland, 

vertreten durch den Ministerpräsidenten, Herrn Werner Zeyer, 

nachstehenden Vertrag geschlossen: 

 

Artikel 1 

(1) An der Philosophischen Fakultät der Universität des Saarlandes besteht eine Fachrichtung 
Katholische Theologie. 

(2) Aufgabe der Fachrichtung Katholische Theologie ist in der Lehre insbesondere die Ausbildung von 
Lehrkräften für die Erteilung katholischen Religionsunterrichts an den Schulen im Saarland. 

Artikel 2 

(1) Das Saarland trägt durch die Einrichtung entsprechender Studiengänge in der Fachrichtung 
Katholische Theologie dafür Sorge, dass die Ausbildung von Lehrkräften für die Erteilung 
katholischen Religionsunterrichts den Erfordernissen des katholischen Religionsunterrichts an den 
Schulen entspricht. 

(2) Die Mitwirkung des zuständigen Ministers bei der Einrichtung, Änderung oder Aufhebung von 
Studiengängen nach Absatz 1 wird nur im Einvernehmen mit der zuständigen kirchlichen 
Oberbehörde erfolgen. 

Artikel 3 

Regelungen in den staatlichen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für die Lehrämter an Schulen 
ergehen im Einvernehmen mit der zuständigen kirchlichen Oberbehörde. Das Gleiche gilt für die 
ministerielle Zustimmung zu den entsprechenden Studienordnungen der Universität des Saarlandes für 
die Fachrichtung Katholische Theologie. 

Artikel 4 

(1) Auf die Professuren in der Fachrichtung Katholische Theologie wird Artikel 12 Absatz 1 des 
Vertrages zwischen dem Heiligen Stuhl und Preußen vom 14. Juni 1929 nebst dessen Schlussprotokoll 
zu Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 entsprechend angewandt. 

Der zuständige Bischof ist der Bischof von Trier. 
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(2) Die Kommission, die den Berufungsvorschlag vorzubereiten hat, hat das Recht, sich mit dem 
zuständigen Bischof ins Benehmen zu setzen. 

(3) Für sonstige Personen, die selbstständig Lehraufgaben in der Fachrichtung Katholische Theologie 
wahrnehmen und deren Betrauung mit Lehraufgaben der staatlichen Mitwirkung bedarf, gilt Absatz 1 
sinngemäß. 

Artikel 5 

Die Berufung als Professor für Katholische Theologie setzt neben der pädagogischen Eignung voraus: 

ein abgeschlossenes Studium der Katholischen Theologie; 

besondere Befähigung zur wissenschaftlichen Arbeit, die durch die Qualität einer Promotion in 
Katholischer Theologie oder, wenn es der fachlichen Besonderheit des zu vertretenden Lehrgebiets 
entspricht, in einer verwandten Disziplin nachgewiesen wird; 

die Habilitation oder gleichwertige wissenschaftliche Leistungen in einem Fach der Katholischen 
Theologie. 

Artikel 6 

(1) Vor Bestellung eines Fachleiters für das Fach Katholische Religion an einem Seminar im Rahmen 
des Vorbereitungsdienstes für ein Lehramt an Schulen sowie eines Fachberaters für das Fach 
Katholische Religion bei der obersten Schulaufsichtsbehörde wird sich der zuständige Minister mit der 
zuständigen kirchlichen Oberbehörde ins Benehmen setzen. 

(2) Ein Beauftragter der zuständigen kirchlichen Oberbehörde ist berechtigt, bei den mündlichen 
Prüfungen einschließlich der Lehrproben im Rahmen der staatlichen Lehramtsprüfungen für das Fach 
Katholische Religion anwesend zu sein. 

(3) Die Mitglieder der bei den staatlichen Prüfungen für das Lehramt an Schulen im Fach Katholische 
Religion gebildeten Prüfungsausschüsse werden vom zuständigen Minister im Benehmen mit der 
zuständigen kirchlichen Oberbehörde bestellt. Für Professoren der Katholischen Theologie an der 
Universität des Saarlandes gilt das Benehmen als hergestellt. 

(4) Personen nach Absatz 1 und Absatz 3 müssen im Besitz der kirchlichen Bevollmächtigung (missio 
canonica) sein. 

Artikel 7 

Die Erteilung des katholischen Religionsunterrichts setzt die kirchliche Bevollmächtigung (missio 
canonica) durch den zuständigen Diözesanbischof voraus. 

Artikel 8 

Die zuständige kirchliche Oberbehörde stellt die Lehrpläne für den katholischen Religionsunterricht 
auf und bestimmt die Lehrbücher; sie bedürfen der Zustimmung des zuständigen Ministers. 
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Artikel 9 

Sollten sich in Zukunft wegen der Auslegung oder praktischen Anwendung einer Bestimmung dieses 
Vertrages Meinungsverschiedenheiten ergeben, so werden der Heilige Stuhl und das Saarland 
einvernehmlich eine freundschaftliche Lösung herbeiführen. 

Artikel 10 

Falls gesetzliche Bestimmungen geändert werden sollen und hierdurch die Durchführung dieses 
Vertrages berührt wird, werden die Vertragschließenden mit dem Ziel einer freundschaftlichen 
Verständigung Verhandlungen über eine Anpassung dieses Vertrages führen. 

Artikel 11 

Mit In-Kraft-Treten des vorliegenden Vertrages werden die Verträge zwischen dem Heiligen Stuhl 
und dem Saarland über die Errichtung eines Lehrstuhles für Katholische Theologie an der Universität 
des Saarlandes vom 9. April 1968 und über die Lehrerbildung vom 12. November 1969 aufgehoben. 

 

Artikel 12 

Dieser Vertrag, dessen deutscher und italienischer Text gleiche Kraft haben, soll ratifiziert und die 
Ratifikationsurkunden sollen baldmöglich ausgetauscht werden. Er tritt am Tag des Austauschs der 
Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Geschehen in doppelter Urschrift 

Saarbrücken, den 12. Februar 1985 

Werner Zeyer Joseph Uha 

Ministerpräsident Nunzio Apostolico 

Zusatzprotokoll 

Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tag geschlossenen Vertrags zwischen dem Heiligen Stuhl 
und dem Saarland sind folgende übereinstimmende Erklärungen abgegeben worden, die einen 
integrierenden Bestandteil des Vertrages bilden: 

Zu Artikel 1 Absatz 1 

Es besteht Einvernehmen darüber, dass eine Änderung des Status der Fachrichtung Katholische 
Theologie im Rahmen der Gliederung der Universität des Saarlandes einer Vereinbarung der 
Vertragschließenden bedarf. 

Zu Artikel 1 Absatz 2 

Andere als die derzeit geltenden Abschlüsse in der Fachrichtung Katholische Theologie sollen nur auf 
Grund einer besonderen Vereinbarung der Vertragsparteien ermöglicht werden. 

Die Vertragschließenden sind sich darüber einig, dass Katholische Theologie an staatlichen 
Universitäten auf Grund des Einvernehmens zwischen Staat und Kirche in Bindung an das Lehramt 
der katholischen Kirche gelehrt wird. In Anwendung von Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 des Vertrags 
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zwischen dem Heiligen Stuhl und Preußen vom 14. Juni 1929 und von Artikel 19 Satz 2 des 
Reichskonkordates vom 20. Juli 1933 nebst dem dazugehörenden Schlussprotokoll bieten zur Zeit des 
Vertragsabschlusses besonders die Apostolische Konstitution ,,Sapientia Christiana“ vom 15. April 
1979 sowie die hierzu erlassenen Verordnungen vom 29. April 1979 und Dekrete vom 1. Januar 1983 
die Grundlage für das Verhältnis der Fachrichtung Katholische Theologie zur kirchlichen Behörde. 

Zu Artikel 2 Absatz 1 

Es besteht Einvernehmen, dass die Fachrichtung Katholische Theologie mit mindestens vier Stellen 
für Professoren auf Lebenszeit ausgestattet wird. 

Die Landesregierung wird darauf hinwirken, dass die Fachrichtung Katholische Theologie nach 
Maßgabe des Hochschulrechts personell und sachlich angemessen ausgestattet ist, insbesondere, dass 
das Lehrangebot entsprechend den staatlichen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für die Lehrämter 
an Schulen gewährleistet ist. 

 

Zu Artikel 4 Absatz 1 

Die Vertragschließenden gehen einvernehmlich davon aus, dass der zuständige Minister die im 
Schlussprotokoll zu Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 des Vertrags zwischen dem Heiligen Stuhl und 
Preußen vom 14. Juni 1929 vorgesehene Äußerung des zuständigen Diözesanbischofs, ob gegen den 
Vorgeschlagenen begründete Einwendungen erhoben werden, einholen wird, bevor er den Ruf erteilt. 

Die Bestimmungen des Schlussprotokolls zu Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 des Vertrags zwischen dem 
Heiligen Stuhl und Preußen vom 14. Juni 1929 finden auch auf Professoren oder selbstständig 
Lehrende in Katholischer Theologie, die nicht Priester sind, entsprechende Anwendung. An die Stelle 
der Erfordernisse des priesterlichen Lebenswandels treten in diesen Fällen die Erfordernisse eines 
Lebenswandels nach den Ordnungen der katholischen Kirche. 

Zu Artikel 4 Absatz 2 

Der zuständige Minister wird seine Entscheidung über die Berufung auf der Grundlage von Gutachten 
namhafter katholischer Theologen oder katholisch-theologischer Fakultäten fällen. 

Zu Artikel 4 Absatz 3 

Zwischen der Landesregierung und der Universität des Saarlandes besteht Einvernehmen darüber, dass 
bei allen sonstigen selbstständig Lehrenden an der Fachrichtung Katholische Theologie ebenfalls 
Artikel 4 Absatz 1 nebst Zusatzprotokoll sinngemäß Anwendung findet. 

Zu Artikel 7  

Weiterhin besteht Einvernehmen, dass die zuständige kirchliche Oberbehörde das Recht hat, Einsicht 
in den katholischen Religionsunterricht an allen Schulen des Landes zu nehmen, um sich zu 
vergewissern, ob der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit der Lehre und den Grundsätzen der 
katholischen Kirche sowie den pädagogischen Erfordernissen erteilt wird. 

Saarbrücken, den 12. Februar 1985 

Werner Zeyer Joseph Uha 
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2.2.7.6 Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Saarland über die 

Privatschulen in Trägerschaft der katholischen Kirche  

Vom 21.02.1975, in Kraft seit 15.04.1975, Zustimmungsgesetz vom 24.03.1975 
(Amtsbl. S. 451), zuletzt geändert durch Vertrag vom 19.09.2001 (Amtsbl. 2002 S. 238), in 

Kraft seit 20.12.2001, Zustimmungsgesetz vom 28.11.2001 (Amtsbl. S. 238) 

Der Heilige Stuhl, 

vertreten durch dessen Bevollmächtigten, den Herrn Apostolischen Nuntius in Deutschland, Dr. 
Corrado Bafile, Titularerzbischof von Antiochien in Pisidien, 

und 

das Saarland, 

vertreten durch den Herrn Ministerpräsidenten Dr. Franz Josef Röder, 

sind in Anbetracht der Tatsache, dass im Bereich des Schulwesens weitgehende Änderungen 
vorgenommen worden sind, welche die geltenden konkordatären Bestimmungen berühren, 

und geleitet von dem Wunsch, die bestehenden freundschaftlichen Beziehungen zwischen der 
katholischen Kirche und dem Land aufrecht zu erhalten und zu fördern, 

über folgende Bestimmungen übereingekommen: 

Artikel 1 

Der katholischen Kirche bleibt das Recht gewährleistet, Schulen in eigener Trägerschaft einzurichten 
und zu betreiben. Diese Schulen sind den öffentlichen Schulen im Rang gleichgestellt. 

Artikel 2 

Das Saarland wird im Rahmen der allgemeinen Förderung der Schulen in freier Trägerschaft den 
Schulen in Trägerschaft der katholischen Kirche seine Hilfe angedeihen lassen. 

Artikel 3 

Schulen in Trägerschaft der katholischen Kirche, die nach Maßgabe der staatlichen Vorschriften 
anerkannt sind und auf gemeinnütziger Grundlage arbeiten, werden auf Antrag des Schulträgers durch 
öffentliche Finanzhilfe sowie durch die Zuweisung staatlicher Lehrkräfte gefördert. 

Artikel 4 

Für Grund-, Haupt- und Sonderschulen (Volksschulen) in Trägerschaft der katholischen Kirche ersetzt 
das Land den Aufwand für die fortdauernden Personal- und Sachkosten, der sich nach dem der 
öffentlichen Schulen bemisst. Für Erweiterte Realschulen und Sekundarschulen in Trägerschaft der 
katholischen Kirche ersetzt das Land mindestens 95 vom Hundert dieses Aufwands für die 
Klassenstufen 5 bis 9 und mindestens 90 vom Hundert dieses Aufwands für die Klassenstufe 10. Für 
die sonstigen Ersatzschulen in Trägerschaft der katholischen Kirche ersetzt das Land mindestens 90 
vom Hundert dieses Aufwands. 



1709 

 

 

Artikel 5 

Zu den als zuschussfähig anerkannten Kosten für schulaufsichtlich genehmigte Neu-, Um- und 
Erweiterungsbauten von Schulgebäuden und Schulanlagen sowie deren Ersteinrichtung erhält der 
Schulträger einen Beitrag, der bei Grund-, Haupt- und Sonderschulen (Volksschulen) 80 vom Hundert, 
bei den sonstigen Schulen 50 vom Hundert beträgt. 

Artikel 6 

Für den Besuch einer Grundschule, Orientierungsstufe, Haupt- oder Sonderschule in Trägerschaft der 
katholischen Kirche, für die staatliche Finanzhilfe geleistet wird, erstattet das Land dem Schulträger 
auf Antrag die notwendigen Kosten für die Beförderung der Schüler im Sinne der für öffentliche 
Schulen geltenden Vorschriften bis zu dem Betrag, der durch den Besuch der zuständigen öffentlichen 
Grundschulen, Orientierungsstufe, Haupt- oder Sonderschule zu gewähren wäre. 

Artikel 7 

Das Land gewährt den Schülern von Ersatzschulen in Trägerschaft der katholischen Kirche in 
gleichem Umfang Lernmittelfreiheit wie den Schülern entsprechender öffentlicher Schulen. 

Artikel 8 

Die zuständige238 Schulaufsichtsbehörde des Landes weist auf Antrag des Schulträgers den Schulen in 
Trägerschaft der katholischen Kirche staatliche Lehrer unter Fortzahlung der Dienstbezüge zur 
Dienstleistung zu. Die Zuweisung geschieht im Einvernehmen mit dem Schulträger und bedarf der 
Zustimmung des Lehrers. 

Artikel 9 

Das Land gewährleistet die Errichtung und den Betrieb eines Lehrerfort- und -weiterbildungswerkes in 
kirchlicher Trägerschaft. Dieses ist entsprechenden staatlichen Einrichtungen grundsätzlich im Rang 
gleichgestellt. Es erhält eine angemessene öffentliche Finanzhilfe. 

Artikel 10 

Sollte sich in Zukunft wegen der Auslegung oder der praktischen Anwendung dieser Regelungen eine 
Meinungsverschiedenheit ergeben oder sollten in Zukunft neue pädagogische Erkenntnisse strukturelle 
Änderungen auf dem Gebiet des Schulwesens erforderlich machen, so werden der Heilige Stuhl und 
das Saarland in gemeinsamem Einvernehmen eine freundschaftliche Lösung herbeiführen. 

Artikel 11 

Dieser Vertrag, dessen italienischer und deutscher Text gleiche Kraft haben, soll ratifiziert und die 
Ratifikationsurkunden sollen möglichst bald in Saarbrücken ausgetauscht werden. 

Er tritt mit dem Tag des Austauschs in Kraft. 

Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag in doppelter Urschrift unterzeichnet worden. 

Bonn-Bad Godesberg, 21. Februar 1975 

                                                           
238 Es besteht nur noch das Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft als Schulaufsichtsbehörde; vgl. 
§ 57 Abs. 1 SchoG. 
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Dr. Franz Josef Röder Corrado Bafile 

Ministerpräsident Nunzio Apostolico 

Zusatzprotokoll 

Zusatzprotokoll239  

Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tag geschlossenen Vertrages zwischen dem Heiligen Stuhl 
und dem Saarland sind folgende übereinstimmende Erklärungen abgegeben worden, die einen 
integrierenden Bestandteil des Vertrages bilden: 

Zu Artikel 1: 

Schulen in Trägerschaft der katholischen Kirche sind berechtigt, den Besuch der Schule unter 
Berücksichtigung ihres besonderen Bildungs- und Erziehungsziels zu regeln. 

Zu Artikel 2:  

Der in Artikel 2 verwendete Begriff ,,Schulen in Trägerschaft der katholischen Kirche“ umfasst die 
Schulen, die von kirchlichen Organisationen oder katholischen Vereinigungen getragen werden, die 
kirchenrechtlich als Schulträger anerkannt werden. 

Zu Artikel 3:  

Einer staatlich genehmigten Ersatzschule, die die Gewähr bietet, dass sie dauernd die an entsprechende 
öffentliche Schulen gestellten Anforderungen erfüllt, ist auf Antrag des Schulträgers die Eigenschaft 
einer staatlich anerkannten Ersatzschule zu verleihen. 

Die öffentliche Finanzhilfe für Grund-, Haupt- und Sonderschulen (Volksschulen) wird auf Antrag 
schon vom Zeitpunkt der staatlichen Genehmigung an gewährt. 

Zu Artikel 4:  

Die fortdauernden Personalkosten umfassen die aktiven Bezüge sowie die Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung des Personals im Lehr- und Verwaltungsbereich. Sie werden bei Personen, 
die als Ordensangehörige den Lehrberuf ausüben, nach Durchschnittsbezügen berechnet. 

Zu Artikel 5:  

In ihrer Dringlichkeit stehen die Baumaßnahmen nicht hinter entsprechenden Vorhaben für öffentliche 
Schulen zurück. 

Wird im Gebiet von Trägern öffentlicher Grund-, Haupt- oder Sonderschulen (Volksschulen) eine 
Grund-, Haupt- oder Sonderschule in Trägerschaft der katholischen Kirche errichtet, so wird das Land 
gewährleisten, dass auf Verlangen des Schulträgers der durch die Errichtung der Schule in 
Trägerschaft der katholischen Kirche frei gewordene Schulraum gegen angemessene Kostenerstattung 
bereitgestellt wird. 

Der Schulträger soll den frei gewordenen Schulraum der öffentlichen Schule nutzen, wenn dies für ihn 
zumutbar ist. 

                                                           
239 Zusatzprotokoll des Änderungsvertrages vom 19. September 2001. 



1711 

 

 

Bereitstellung und Nutzung des frei gewordenen Schulraums sollen erfolgen, wenn sie dem 
ordnungsgemäßen Betrieb der Schule in Trägerschaft der katholischen Kirche dienen und der Betrieb 
der verbleibenden öffentlichen Schule nicht beeinträchtigt wird. 

Zu Artikel 8:  

Staatliche Lehrer werden höchstens in einer Anzahl zugewiesen wie sie zur Deckung des 
Unterrichtssolls einer vergleichbaren öffentlichen Schule durchschnittlich zur Verfügung steht. 

Der Schulträger kann verlangen, dass die Zuweisung wieder aufgehoben wird, wenn der Lehrer mit 
dem besonderen Erziehungs- und Bildungsziel der Schule nicht mehr übereinstimmt. 

Bonn-Bad Godesberg, 21. Februar 1975 

Dr. Franz Josef Röder Corrado Bafile 

Ministerpräsident Nunzio Apostolico 

,,Die in dem Zusatzprotokoll zu dem Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Saarland über die 
Privatschulen in Trägerschaft der katholischen Kirche vom 21. Februar 1975 getroffenen Regelungen 
gelten auch für Erweiterte Realschulen und Sekundarschulen in Trägerschaft der katholischen Kirche.“ 

2.2.8 Sachsen-Anhalt 

2.2.8.1 Vereinbarung zwischen dem Land Sachsen-Anhalt und den Evangelischen 

Landeskirchen in Sachsen-Anhalt über den kirchlichen Dienst an Polizeibeamten 

(Polizeiseelsorgevereinbarung)240  

Vom 30.06.1994 (ABl. Anhalt 1995 S. 3) 

Das Land Sachsen-Anhalt (im folgenden: das Land), vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser 
vertreten durch den Minister des Innern  

und  

die Evangelische Landeskirche Anhalts, die Evangelisch-lutherische Landeskirche in Braunschweig, 
die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen  

sowie  

die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens, die Evangelisch-Lutherische Kirche in 
Thüringen (im folgenden: die Kirchen), jeweils vertreten durch ihre kirchenordnungsmäßigen 
Vertreter,  

schließen  

in Ausführung des Vertrages des Landes Sachsen-Anhalt mit den Evangelischen Landeskirchen in 
Sachsen-Anhalt (Evangelischer Kirchenvertrag Sachsen-Anhalt) und den darin enthaltenen 
Regelungen über die Polizeiseelsorge folgende Vereinbarung:  

                                                           
240 Die Protokollnotiz des Landes Sachsen-Anhalt vom 30. Juni 1994, welche Bestandteil dieser Vereinbarung 
ist, wurde den in Bezug genommenen Paragraphen zugeordnet. 
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§ 1 

Das Land gewährleistet die Ausübung eines besonderen kirchlichen Dienstes an den Polizeibeamten 
(Polizeiseelsorge) durch die Evangelischen Kirchen in Sachsen-Anhalt.  

§ 2 

Der Dienst der Polizeiseelsorge steht allen Polizeibeamten zur Verfügung, insbesondere sofern sie 
zum Wohnen in Gemeinschaftsunterkünften verpflichtet sind, unbeschadet der Zuständigkeit des 
örtlichen Pfarramtes.  

§ 3 

Der Dienst der Kirche umfaßt Gottesdienst, Seelsorge und die Gestaltung des berufsethischen 
Unterrichts.  

§ 4 

(1) Die Kirchen beauftragen Pfarrer und kirchliche Mitarbeiter (im folgenden Polizeiseelsorger) im 
Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern mit der Ausübung der Polizeiseelsorge im Haupt- und 
Nebenamt. Diese sind bei Gottesdienst und Seelsorge an staatliche Weisungen nicht gebunden. Für 
diesen Dienst gelten ausschließlich die Ordnungen der Kirchen.  

(2) Der Polizeiseelsorger steht im Dienst seiner Kirche. Er untersteht entsprechend dem 
Pfarrerdienstrecht bzw. dem Kirchlichen Arbeitsrecht der Dienst- und Disziplinaraufsicht seiner 
Kirche.  

§ 5 

(1) Die Kirchen bestellen einen der Polizeiseelsorger zu ihrem Beauftragten für diesen Dienst.  

(2) Der Beauftragte für Polizeiseelsorge und die leitenden Behörden der Kirchen sind Ansprechpartner 
des Landes für die Polizeiseelsorge.  

§ 6 

(1) Das Land unterstützt die Teilnahme der Polizeibeamten an kirchlichen Tagungen und religiösen 
Bildungsveranstaltungen. Es gewährt den Polizeibeamten hierfür nach Bedarf Sonderurlaub gemäß 
den Bestimmungen der Verordnung über den Urlaub der Beamten im Land Sachsen-Anhalt – UrlVO 
vom 09.11.1993 (GVBl. LSA 93, S. 688). 

Zu § 6 Absatz 1 

Das dienstliche Interesse an der Teilnahme von Polizeibeamten an Arbeitstagungen im 
Rahmen der Polizeiseelsorge wird durch das Land Sachsen-Anhalt anerkannt. Das Land 
Sachsen-Anhalt beabsichtigt, die Verordnung über den Urlaub der Beamten im Land Sachsen-
Anhalt vom 09.11.1993 (GVBl. LSA 93, S. 688) zu ändern, so daß für die Teilnahme an 
Arbeitstagungen im Rahmen der Polizeiseelsorge Sonderurlaub gewährt werden kann. Bis zur 
Änderung der Urlaubsverordnung wird das Land Sachsen-Anhalt entsprechend verfahren.  

(2) Wenn die Kirchen Gottesdienste und Sprechstunden für Polizeibeamte anbieten, wird den Beamten 
die Teilnahme durch Dienstbefreiung ermöglicht, sofern dringende dienstliche Erfordernisse nicht 
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entgegenstehen. Die Termine für diese kirchlichen Dienste sind im Einvernehmen mit den 
polizeilichen Dienststellen festzusetzen.  

(3) Die Bildung eines Beirates zur Unterstützung der Polizeiseelsorge wird vom Land begrüßt. Das 
gleiche gilt für die Bildung freiwilliger Arbeitsgemeinschaften, die in der Regel außerhalb der 
Dienstzeit zusammentreffen.  

 

 

§ 7 

(1) Dem Polizeiseelsorger sind die zur Wahrnehmung seines Amtes erforderlichen Räume und 
sonstigen sächlichen Mittel in angemessenem Rahmen zur Verfügung zu stellen.  

(2) Desgleichen werden die Kirchen die Polizeiseelsorge bei Bedarf durch Überlassung von Räumen 
unterstützen.  

§ 8 

(1) Zur sachgerechten Wahrnehmung des Dienstes ist den Polizeiseelsorgern Gelegenheit zu geben, 
den Dienst der Polizeibeamten im Einsatz kennenzulernen, soweit dies aus dienstlichen und 
rechtlichen Gründen zu vertreten ist.  

(2) Bei Einsätzen geschlossener Verbände soll der zuständige Polizeiseelsorger eingeladen werden, 
diese Verbände zu begleiten, sofern nicht dienstliche oder rechtliche Gründe entgegenstehen.  

§ 9 

Die Kosten für die Polizeiseelsorge tragen die Kirchen; § 7 bleibt unberührt.  

§ 10 

(1) Die Kirche übernimmt einen Teil des berufsethischen Unterrichts bei der Ausbildung der 
Polizeibeamten. Er wird unter der Fachaufsicht der zuständigen schulischen Einrichtungen nach den 
geltenden Lehrplänen erteilt.  

(2) Die Kirche schlägt den schulischen Einrichtungen vor, wer einen Lehrauftrag für den 
berufsethischen Unterricht erhalten soll.  

(3) Der Stundenansatz für den von der Kirche übernommenen Teil des berufsethischen Unterrichts in 
den einzelnen Ausbildungsgängen wird durch Absprache zwischen den Vertragsschließenden 
festgelegt und in die Lehrpläne aufgenommen.  

(4) Den Unterrichtenden wird im Rahmen der geltenden Lehrpläne und der von den schulischen 
Einrichtungen vorgegebenen Themen Freiheit bei der Gestaltung des Lehrstoffes eingeräumt. Zur 
Festlegung der Themen des berufsethischen Unterrichts können die Unterrichtenden Vorschläge 
machen.  

(5) Das Land zahlt für den berufsethischen Unterricht angemessene Lehrvergütungen. Die Höhe 
richtet sich nach den jeweils geltenden Regelungen für den Religionsunterricht an den öffentlichen 
Schulen.  
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§ 11 

(1) Der Polizeiseelsorger hat das Recht, auf dem kirchlichen Dienstweg Beschwerde bei dem Minister 
des Innern einzulegen, wenn Konflikte in der Zusammenarbeit mit den Verantwortlichen der Polizei 
auftreten.  

(2) Der Minister des Innern wird Beschwerden der Verantwortlichen der Polizei über die Tätigkeit des 
Polizeiseelsorgers alsbald an die Kirchen weiterleiten. Die Kirchen bemühen sich, Beschwerden im 
Gespräch mit dem Polizeiseelsorger zu klären. Das Ergebnis wird in einem Protokoll festgehalten.  

(3) Liegen Tatsachen vor, aus denen sich gegen die Person oder die Tätigkeit des Polizeiseelsorgers 
schwerwiegende Bedenken gegen seinen weiteren Dienst ergeben und können diese nicht 
einvernehmlich zwischen Land, zuständiger Kirche und Polizeiseelsorger ausgeräumt werden, so kann 
das Land seine Abberufung verlangen. Der betroffene Polizeiseelsorger hat das Recht, vor einer 
Entscheidung von der Kirchenleitung bzw. vom Minister des Innern gehört zu werden.  

§ 12 

Die Vertragsschließenden werden eine etwa in Zukunft zwischen ihnen entstehende 
Meinungsverschiedenheit über die Auslegung einer Bestimmung dieser Vereinbarung auf 
freundschaftliche Weise beseitigen.  

§ 13 

Personen und Funktionsbezeichnungen in dieser Vereinbarung gelten jeweils in männlicher und 
weiblicher Form.  

§ 14 

Diese Vereinbarung tritt am Tage ihrer Unterzeichnung in Kraft.  

Magdeburg, am 30. Juni 1994  

2.2.8.2 Vereinbarung zwischen dem Land Sachsen-Anhalt und den Evangelischen 

Kirchen im Land Sachsen-Anhalt zur Regelung der seelsorgerlichen Tätigkeit in 

den Justizvollzugsanstalten (Gefängnis-Seelsorge-Vertrag)  

Vom 24.03.1994 (ABl. Anhalt 1995 S. 1) 

Das Land Sachsen-Anhalt, vertreten durch den Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch den 
Minister für Justiz und Bundesangelegenheiten im folgenden „das Land“ genannt,  

und  

die Evangelische Kirche der Kirchenprovinz Sachsen, vertreten durch die Kirchenleitung, die 
Evangelische Landeskirche Anhalts, vertreten durch den Landeskirchenrat, die Evangelischlutherische 
Landeskirche in Braunschweig, vertreten durch das Landeskirchenamt,  

haben zur Seelsorge in den Justizvollzugsanstalten, Jugendanstalten und Jugendarrestanstalten des 
Landes Sachsen-Anhalt folgende Vereinbarung geschlossen.  
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Artikel 1  

1. Die Seelsorge in den Justizvollzugsanstalten, Jugendanstalten und Jugendarrestanstalten bildet einen 
Teil der den Kirchen obliegenden allgemeinen Seelsorge.  

2. Die evangelische Seelsorge in den Justizvollzugsanstalten, Jugendanstalten und 
Jugendarrestanstalten wird durch Pfarrer und andere Mitarbeiter – im folgenden Gefängnisseelsorger 
genannt – im Haupt- oder Nebenamt wahrgenommen.  

3. Die Freiheit der Verkündigung und das Beicht- und Seelsorgegeheimnis sind zu wahren.  

Artikel 2  

1. Der Gefängnisseelsorger wird von der zuständigen Kirche im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Justiz und Bundesangelegenheiten des Landes berufen.  

2. Der Gefängnisseelsorger steht im Dienst seiner Kirche. Er untersteht entsprechend dem 
Pfarrerdienstrecht bzw. dem kirchlichen Arbeitsrecht der Dienst- und Disziplinaraufsicht seiner 
Kirche.  

3. Der Gefängnisseelsorger ist verpflichtet, bei der Ausübung seines Dienstes die ihn betreffenden 
Bestimmungen über den Justizvollzug zu beachten.  

4.
 

Der Gefängnisseelsorger arbeitet in seinem Dienst mit den Vollzugsbediensteten 
eigenverantwortlich zusammen.

  

Er hat das Recht auf Teilnahme an den Dienstbesprechungen und 
allgemeinen Konferenzen. 

 

Er ist bei allen kirchlichen Veranstaltungen berührenden Maßnahmen der 
Anstaltsleitung vorher zu hören.  

Artikel 3  

1. Zu den Rechten des Gefängnisseelsorgers gehört die Inanspruchnahme aller Einrichtungen und die 
Veranlassung organisatorischer Maßnahmen, die geeignet und erforderlich sind, seine Aufgaben 
gemäß Artikel 4 zu erfüllen.  

2. Der Gefängnisseelsorger hat Anspruch auf die Bereitstellung von Räumen, die für die Ausübung 
des Dienstes notwendig sind (gottesdienstliche Räume und Dienstzimmer).  

Die Planung, Gestaltung und Einrichtung von Gottesdiensträumen in einer Justizvollzugsanstalt 
erfolgt durch das Land im Einvernehmen mit der Kirche.  

3. Der Gefängnisseelsorger kann im Einvernehmen mit der Anstaltsleitung freiwillige Helfer, 
unterstützende Gruppen sowie Seelsorger und Seelsorgehelfer für den Dienst in der Einrichtung 
hinzuziehen.  

Artikel 4  

1. Der Gefängnisseelsorger hat nach Maßgabe seiner Beauftragung im wesentlichen folgende 
Aufgaben: -regelmäßiges Feiern von Gottesdiensten -Einzelseelsorge einschließlich der Zellenbesuche 
und Aussprache mit einzelnen Gefangenen -Abnahme der Beichte und Spendung der Sakramente -
Durchführung kirchlicher Kasualhandlungen -Angebot von Gruppenarbeit, Kursen und 
Unterweisungsstunden -Beteiligung bei Besuchen und Beteiligung bei Ausführung von Gefangenen in 
seelsorgerlich begründeten Fällen -besondere Krankenseelsorge bei Krankheitsfällen innerhalb der 
Vollzugsanstalt -seelsorgerliche Beratung und seelsorgerlicher Beistand auch für die Angehörigen der 
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Gefangenen in Partnerschafts-, Ehe- und Familienangelegenheiten -Mitwirkung bei der sozialen Hilfe 
für die Gefangenen und ihre Familien  

- beratende Mitwirkung bei der Anschaffung von Büchern für die Gefangenenbücherei und 
einvernehmliche Mitwirkung bei der Anschaffung und Ausgabe religiöser Bücher und Schriften  

- Bereitschaft zur Seelsorge an Mitarbeitern des Justizvollzuges, unbeschadet der Zuständigkeit des 
Gemeindepfarrers -Mitwirkung bei der Weiterbildung der Mitarbeiter im Justizvollzug -Mitwirkung 
bei der Öffentlichkeitsarbeit zu Themen des Justizvollzugs in Gesellschaft und Kirche  

Artikel 5  

1. Urlaubs- und Dienstbefreiung der Gefängnisseelsorger richten sich nach dem Pfarrerdienstgesetz 
bzw. der kirchlichen Arbeitsvertragsordnung.  

2. Der Gefängnisseelsorger ist verpflichtet, seinen Dienst betreffende Weiterbildungen 
wahrzunehmen. Er hat das Recht, an kirchlichen Veranstaltungen, Kursen und Tagungen, die mit dem 
Dienst in Verbindung stehen, in angemessenem Umfang ohne Anrechnung auf seinen Erholungsurlaub 
teilzunehmen.  

3. Die Vertretung bei Abwesenheit und die Urlaubsvertretung regelt der Gefängnisseelsorger nach 
Abstimmung mit der Kirche im Einvernehmen mit dem Anstaltsleiter. Die Krankheitsvertretung regelt 
die Kirche im Einvernehmen mit dem Anstaltsleiter.  

Artikel 6  

1. Das Land erstattet den Kirchen für die Dauer der Tätigkeit des Gefängnisseelsorgers die von ihnen 
nach den jeweiligen kirchlichen Bestimmungen aufzubringenden Personalkosten. Der 
Erstattungsbetrag ist monatlich im Voraus an die von der Kirche genannte Kasse zu zahlen. Das Land 
erstattet ferner die nach kirchlichen Bestimmungen zu zahlenden Beihilfen, Reisekosten und 
Umzugskosten und Trennungsgeld sowie notwendige Auslagen aus Anlaß einer dienstlichen 
Vertretung.  

2. Über die nach Maßgabe der kirchlichen Bestimmungen für die Gefängnisseelsorge anfallenden 
Versorgungsaufwendungen als Teil der Personalkosten wird zwischen dem Land und der zuständigen 
Kirche jeweils eine gesonderte Vereinbarung geschlossen.  

3. Das Land erstattet den Sachkostenaufwand.  

Artikel 7  

1. Die Kirche ist berechtigt, in Absprache mit der Anstaltsleitung Visitationen bezüglich der Seelsorge 
in den Justizvollzugsanstalten, Jugendanstalten und Jugendarrestanstalten durchzuführen.  

2. Im Einvernehmen mit dem Ministerium für Justiz und Bundesangelegenheiten beruft die Kirche 
mindestens einmal jährlich eine Zusammenkunft der Konferenz der Evangelischen Gefängnisseelsorge 
in Sachsen-Anhalt mit Vertretern der Kirche und des Ministeriums für Justiz und 
Bundesangelegenheiten über Fragen der Anstaltsseelsorge und des Justizvollzuges ein.  
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Artikel 8  

1. Der Gefängnisseelsorger hat das Recht, auf dem kirchlichen Dienstweg Beschwerde bei dem 
Ministerium für Justiz und Bundesangelegenheiten einzulegen, wenn Konflikte in der 
Zusammenarbeit mit der Anstaltsleitung auftreten, die nicht anderweitig behoben werden können.  

2. Das Ministerium für Justiz und Bundesangelegenheiten wird Beschwerden der Anstaltsleitung über 
die Tätigkeit des Gefängnisseelsorgers alsbald an die Kirchen weiterleiten. Die Kirchen bemühen sich, 
Beschwerden im Gespräch mit dem Gefängnisseelsorger im Beisein eines Vertreters des Ministeriums 
für Justiz und Bundesangelegenheiten zu klären. Das Ergebnis wird in einem Protokoll festgehalten.  

3. Liegen Tatsachen vor, aus denen sich gegen die Person oder die Tätigkeit des Gefängnisseelsorgers 
schwerwiegende Bedenken gegen seinen weiteren Dienst ergeben und können diese nicht 
einvernehmlich zwischen Land, zuständiger Kirche und Gefängnisseelsorger ausgeräumt werden, so 
kann das Land seine Abberufung verlangen. Der betroffene Gefängnisseelsorger hat das Recht, vor 
einer Entscheidung von der Kirchenleitung und dem Ministerium für Justiz und 
Bundesangelegenheiten gehört zu werden.  

Artikel 9 

Die Vertragschließenden werden sich bemühen, eine etwa in Zukunft auftretende 
Meinungsverschiedenheit über die Auslegung der Bestimmungen dieser Vereinbarung einvernehmlich 
beizulegen.  

Artikel 10 

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Vertrag gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form.  

Artikel 11 

1. Diese Vereinbarung tritt am 24. März 1994 in Kraft.  

2. Diese Vereinbarung gilt zunächst für die Dauer von 5 Jahren; sie verlängert sich stillschweigend 
jeweils um weitere 5 Jahre, wenn sie nicht 12 Monate vor Ablauf der Frist gekündigt wird.  

Magdeburg, den 24. März 1994  

 

  


